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* * * *

Regierungsbank:

T o r s t e n A l b i g , Ministerpräsident

D r . R o b e r t H a b e c k , Minister für Energiewen-
de, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
und Erster Stellvertreter des Ministerpräsidenten

A n k e S p o o r e n d o n k , Ministerin für Justiz, Kul-
tur und Europa und Zweite Stellvertreterin des
Ministerpräsidenten

D r . W a l t r a u d W e n d e , Ministerin für Bildung
und Wissenschaft

A n d r e a s B r e i t n e r , Innenminister

M o n i k a H e i n o l d , Finanzministerin

K r i s t i n A l h e i t , Ministerin für Soziales, Gesund-
heit, Familie und Gleichstellung

* * * *

Beginn: 10:03 Uhr

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren! Ich eröffne die heutige
Sitzung und begrüße Sie sehr herzlich. Erkrankt ist
Herr Abgeordneter Klaus Jensen, dem wir gute
Besserung wünschen.

(Beifall)

Wegen dienstlicher Verpflichtungen auf Bundes-
ebene ist Herr Minister Reinhard Meyer beurlaubt.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich Anwärterin-
nen und Anwärter der Polizeidirektion zur Aus- und
Fortbildung, Eutin. - Seien Sie uns ganz herzlich
willkommen im Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Außerdem ist Herr Bürgermeister Zernig mit Ver-
tretern der Gemeinde Basthorst hier. Er hat mir
heute Morgen eine Liste mit einer sehr großen An-
zahl von Unterschriften im Zusammenhang mit
dem Zustand der Landesstraße L 159 übergeben.
Herzlichen willkommen im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag!

(Beifall)

Ich begrüße den Landesvorsitzenden des Philolo-
genverbandes, Herrn Siegmon. Auch Ihnen ein
herzliches Willkommen!

(Beifall - Unruhe)

- Falls wir jetzt beraten wollen, dann wäre es gut,
wenn sich alle hinsetzen und zuhören würden, was
wir beraten wollen.

Meine Damen und Herren, ich rufe die Tagesord-
nungspunkte 9, 24, 30 und 33 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes für
ein Lehrerbildungsgesetz Schleswig-Holstein

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP
Drucksache 18/1856

b) Keine doppelte Sekundarstufen-II-Ausbil-
dung in Schleswig-Holstein

Antrag der Fraktionen von CDU, FDP und PI-
RATEN
Drucksache 18/1854 (neu)

c) Neustart der Reform der Lehrerausbildung
mit echtem Dialog
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Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/1862

d) Neustart für das Lehrerbildungsgesetz

Antrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/1866

Ich gehe davon aus, dass das Wort zur Begründung
nicht gewünscht wird. - Das ist der Fall.

Bevor wir in die Debatte eintreten, stelle ich fest,
dass sich der Antrag der Fraktion der FDP, Druck-
sache 18/1862, und der Antrag der Fraktion der PI-
RATEN, Drucksache 18/1866, durch die Mitantrag-
stellung zum Antrag Drucksache 18/1854 (neu) er-
ledigt haben. - Ich sehe keinen Widerspruch, dann
werden wir so verfahren.

Der älteste der eingegangenen Anträge ist der An-
trag der CDU-Fraktion, sodass die CDU-Fraktion
das Recht auf die erste Worterteilung hat. Gibt es
dazu Widerspruch? - Es gibt keinen Widerspruch.
Ich erteile für die CDU-Fraktion Herrn Abgeordne-
ten Daniel Günther das Wort.

Daniel Günther [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Während sich die regierungstragenden
Fraktionen in den letzten Monaten erfolgreich einer
Sachauseinandersetzung widersetzt haben,

(Beifall CDU - Widerspruch SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

haben wir heute endlich die Möglichkeit, uns in der
Sache mit dem Thema Lehrkräfteausbildung aus-
einanderzusetzen. Ich erspare Ihnen nicht, dass wir
dies auf der Grundlage eines Gesetzentwurfs der
FDP, einer Oppositionsfraktion, und auf Grundlage
eines gemeinsamen Antrags von den PIRATEN,
der FDP und der CDU tun. Von den regierungstra-
genden Fraktionen steht heute zu diesem Thema
nichts auf der Tagesordnung. Sie erschöpfen sich
zu diesem Thema in Hinterzimmergesprächen mit
andauernden Kompromissgesprächen, die sie füh-
ren müssen, weil Ihnen jeden Tag etwas Neues ein-
fällt. Im Plenum müssen die Oppositionsfraktionen
dafür sorgen, dass wir uns mit dieser Sache ausein-
andersetzen.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN - Eka von
Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wo
waren Sie vor vier Wochen?)

Diese Anträge sind notwendig, weil die Landesre-
gierung und die sie tragenden Fraktionen vor einem
politischen Scherbenhaufen stehen, den ihnen eine

völlig überforderte Ministerin und ein überhebli-
cher und durchsetzungsschwacher Ministerpräsi-
dent bereitet haben.

(Beifall CDU und PIRATEN - Lachen SPD)

Was hat der Ministerpräsident in der letzten Land-
tagtagung hier für Superlative benutzt, als er zum
Thema Lehrkräfteausbildung gesprochen hat: Wir
wollen die beste Lehrerbildung.

(Zurufe SPD: Ja!)

In Wahrheit geht es der Landesregierung und den
sie tragenden Fraktionen bei diesem Thema einzig
und allein um Gesichtswahrung. Von Ihrer Seite
aus wird keine einzige Frage bildungspolitisch dis-
kutiert. Keiner von ihnen will das Beste für die Stu-
dierenden. Entsetzte Aufschreie des Landesmusik-
rates über die Degradierung des Musikunterrichts in
Flensburg sind für Sie völlig nebensächlich und
spielen in den gesamten Debatten überhaupt keine
Rolle. Stattdessen wird hinter verschlossenen Türen
an Kompromissen gefeilscht, um zu retten, was
nicht mehr zu retten ist.

Dass der Ministerpräsident bei Ihren ganzen Kom-
promissen völlig desavouiert wird, scheint den re-
gierungstragenden Fraktionen völlig egal zu sein.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Herr Albig, was haben Sie in der letzten Landtags-
debatte hier so schön zu Flensburg ausgeführt? -
Mit Erlaubnis des Präsidenten zitiere ich:

„Wir wollen, dass dort Oberstufenlehrerin-
nen und -lehrer in Chemie, Biologie und
Physik ausgebildet werden. Wir werden das
sicherstellen. Wir werden das auch in den
Haushalten abbilden.“

Nichts von all dem interessiert die regierungstra-
genden Fraktionen, Herr Ministerpräsident. Alles,
was Sie in der letzten Landtagstagung hierzu ausge-
führt haben, ist schlicht unwahr.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Sie alle wissen doch ganz genau, dass der Aufbau
von zusätzlichen Fächern in den Naturwissenschaf-
ten in Flensburg überhaupt nicht gegenfinanziert
ist. Am Dienstag gab es eine eindrucksvolle Presse-
konferenz der regierungstragenden Fraktionen. In
dieser haben Sie den Kostendeckel angehoben, ob-
wohl die Naturwissenschaften überhaupt nicht nach
Flensburg verlagert werden. Das ist der Beweis da-
für, dass überhaupt nicht gegenfinanziert worden
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ist. Sie wissen genau, dass die Kostenrechnungen
der Ministerin Schwachsinn gewesen sind.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Ohnehin haben die letzten Tage doch eindrucksvoll
bewiesen, dass das gesamte Gesetzgebungsverfah-
ren, was wir als Oppositionsfraktionen immer wie-
der kritisieren, eine schlichte Farce ist. Die Allge-
meinphrasen, die von den Fraktionsvorsitzenden
dazu verkündet wurden, zeigen doch nur, dass sie
an den konkreten Verhandlungen überhaupt nicht
beteiligt gewesen sind. Stattdessen formulieren Sie
Erwartungshaltungen an die Landesregierung, was
den Regierungsentwurf angeht, die an Peinlichkeit
nicht zu überbieten sind.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Günther, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage beziehungsweise eine -bemerkung des
Abgeordneten Andresen?

Daniel Günther [CDU]:

Sehr gern.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Vielen Dank, Herr Kollege. Ich
möchte Sie fragen, ob Sie zur Kenntnis neh-
men könnten, dass es gestern und auch vor-
gestern in den Verhandlungen eine Einigung
des Wissenschaftsministeriums - unter Betei-
ligung der Ministerin und ihres Staatssekre-
tärs - mit den beiden Hochschulpräsidien ge-
geben hat und dass beide in ihre Hoch-
schulen zurzeit kommunizieren, dass das eine
sehr gute Einigung ist, die durchträgt, und
dass man sich wünscht, dass dieses Verfah-
ren bis zum Sommer zu einem positiven Ab-
schluss geführt wird.

(Zuruf SPD: Das wollt ihr ja nicht hören!)

- Ich habe der Presseberichterstattung entnommen,
dass es solche Gespräche gibt. Das widerspricht
aber überhaupt nicht dem, was ich gerade ausführe.
Sie haben immer gesagt, es sei jetzt Sache des Par-
laments, über den Regierungsentwurf zu sprechen.
Sie waren in keiner Weise an diesen Gesprächen
beteiligt. Außer für Frau Wende war dort nur für
den Staatssekretär Fischer und für den Hund von
Frau Wende eingedeckt. Da war doch kein Mensch
von den regierungstragenden Fraktionen mit dabei.

(Lebhafter Beifall CDU, FDP und PIRA-
TEN)

Da brauchen Sie gar nicht so zu gucken! Wer an
dem Tag NDR-Fernsehen gesehen hat, hat gesehen,
mit wem Frau Wende hinausgegangen ist. Es war
nicht Herr Stegner, den sie an der Leine hinausge-
führt hat.

(Beifall und Heiterkeit CDU, FDP und PI-
RATEN)

Eine gehässige Bemerkung muss ich noch hinter-
hersetzen. Nicht dass Frau von Kalben nachher
wieder sagt, diese Szenen hätte der NDR herausge-
schnitten, wie sie es gestern gesagt hat.

(Dr. Kai Dolgner [SPD]: War das jetzt Ihr
fachlicher Beitrag?)

- Nein, wir reden die ganze Zeit über die Sache. Ich
fand all das peinlich, was ich dort sehen musste,
meine Damen und Herren, und was Sie da ange-
richtet haben.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Günther, der Abgeordnete An-
dresen möchte eine weitere Bemerkung machen.

Daniel Günther [CDU]:

Machen Sie ruhig.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Vielen Dank. - Als Mitglied ei-
ner Partei, für die Tierschutz sehr wichtig ist,
weise ich natürlich die Äußerung zu Wara
Wendes Hund zurück.

Davon abgesehen möchte ich Sie bitten, zur
Kenntnis zu nehmen, dass wir über zwei Din-
ge reden. Wir reden zum einen über den Ge-
setzentwurf, den wir beim letzten Mal sehr
ausführlich besprochen und ins parlamentari-
sche Verfahren gegeben haben. Er befindet
sich bereits in der Anhörung mit viel Dialog.
Zum anderen reden wir über die konkrete
Ausgestaltung, wozu auch weitere Gespräche
der Landesregierung stattfinden müssen, weil
es sich um die untergesetzliche Ebene han-
delt. So steht zum Beispiel die Fächerfrage,
worin sich die Hochschulen, wie wir Grünen
finden, sehr gut geeinigt haben, gar nicht im
Gesetzentwurf, sondern ist untergesetzlich
geregelt. Aus unserer Sicht ist es das Nor-
malste von der Welt und sehr verantwor-
tungsbewusst, dass das Wissenschaftsminis-
terium in diesem Bereich Gespräche geführt
hat. Hätten sie das nicht getan, und hätten sie
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keine Einigung gefunden, hätten Sie ihnen
genau das heute zum Vorwurf gemacht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Un-
ruhe)

Präsident Klaus Schlie:

Wollen wir uns darauf verständigen, dass jetzt der
Abgeordnete Günther dazu Stellung nimmt!

Daniel Günther [CDU]:

Das ist sehr lieb. - Herr Kollege Andresen, bei Ih-
nen höre ich immer wieder die Formulierung „im
Dialog“.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das kennen Sie nicht!)

- Nein, das kennen Sie mittlerweile nicht mehr.
Hier findet nämlich nichts im Dialog statt. Als letz-
tens die Heiligen in der Katholischen Kirche prä-
sentiert wurden, habe ich mir gedacht, Herr Albig
hätte eigentlich auch mit dabei sein müssen; denn
Wunder hat der Mann wirklich vollbracht. Hier in
Schleswig-Holstein gilt ja bereits ein Selbstge-
spräch des Ministerpräsidenten als Dialog, wie Sie
es immer definieren.

(Beifall und Heiterkeit CDU, FDP und PI-
RATEN)

Herr Kollege Andresen, ich lasse es Ihnen wirklich
nicht durchgehen, dass Sie so tun, als müsste der
Gesetzentwurf, den Sie beschlossen haben, nicht
mehr überarbeitet werden. Im Gesetzentwurf steht
der Ausbau der Labore. Das steht im Gesetzent-
wurf. Im Gesetzentwurf steht auch, dass alle Fächer
in Flensburg auf Sek.-II-Niveau angehoben werden
und nur für eine Übergangszeit auf Sek.-I-Niveau
unterrichtet wird. Da können Sie mir doch nicht er-
zählen, dass der Gesetzentwurf nicht verändert
wird.

Damit Sie nicht immer nur auf mich schimpfen,
dürfen Sie jetzt einmal auf den Landeselternbeirat
der Grundschulen und Förderzentren schimpfen.
Er sagt nämlich in seiner Stellungnahme, die allen
vorliegt - ich darf zitieren -:

„Der Landeselternbeirat Grundschulen und
Förderzentren sieht sich zum jetzigen Zeit-
punkt außerstande, eine Stellungnahme zum
Lehrerbildungsgesetz abzugeben.

Wir halten es nicht für sinnvoll, eine Stel-
lungnahme abzugeben, bevor … eine neue
beratungsfähige Vorlage existiert.

Ferner benötigen wir für das Erstellen einer
Stellungnahme auch ein vorliegendes Finan-
zierungskonzept.“

Ich denke, besser als der Elternbeirat könnte es kein
Oppositionspolitiker formulieren.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Im Übrigen kann ich keinen Grund erkennen - wir
werden es nachher in der Abstimmung sehen -,
warum Sie dem gemeinsamen Antrag von CDU,
FDP und PIRATEN nicht einfach Ihre Zustimmung
geben können. Selbst Herr Stegner hat ja öffentlich
erklärt, eine Verabschiedung vor der Sommerpau-
se sei gar nicht wichtig, sondern wir könnten das
auch erst im September zusammen verabschieden.
Ich finde, so lange der Gesetzentwurf nicht konkret
umschreibt, was Landesregierung und die sie tra-
genden Fraktionen in Schleswig-Holstein wollen,
solange darf ein solches Gesetzgebungsverfahren
nicht einfach weitergeführt werden. Wir veräppeln
mit diesem weiteren Verfahren doch die Anzuhö-
renden!

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Konkret machen das auch die Ergebnisse Ihres drit-
ten Krisengipfels nicht besser. Ohnehin ist es aus
meiner Sicht nur eine Frage der Zeit, wann dieser
dritte ausgehandelte Kompromiss mit den Univer-
sitäten wieder Makulatur sein wird. Im Moment ist
es doch nur eine Zeitfrage, wann die Landesregie-
rung plötzlich merkt, dass der Kompromiss sich
überhaupt nicht umsetzen lässt. Ich könnte Ihnen
jetzt schon ganz genau mit Ihren eigenen Begrün-
dungen erklären, warum Sie 13 Fächer dorthin le-
gen wollten, warum Sie die Naturwissenschaften
nach Flensburg legen wollten. Das war die Begrün-
dung dafür, dass die Studiengänge in anderen Bun-
desländern überhaupt anerkannt werden. Jetzt soll
das an dieser Stelle plötzlich alles Geschichte sein.

Nun fragen Sie sich doch einmal: Sie selbst würden
studieren und wollten eventuell Naturwissenschaf-
ten auf Sek.-II-Niveau studieren - wer soll denn so
blöd sein und sich noch in Flensburg anmelden? Ich
weiß ja, dass der Regelfall bedeutet - der Minister-
präsident kann ja nachher erläutern, was der Regel-
fall ist -,

(Heiterkeit CDU, FDP und PIRATEN)

dass man auf jeden Fall noch ein Aufbausemester
hinten dranhängen und zwei Semester länger stu-
dieren muss. Das ist wirklich eine abstruse Idee, um
irgendwie das Gesicht zu wahren und zu retten, was
nicht mehr zu retten ist. Das macht das doch mehr
als deutlich.
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Ich frage mich, ehrlich gesagt, was eigentlich gegen
unseren Vorschlag spricht, das Superniveau in
Flensburg auf Sek.-I-Niveau einfach weiter fortzu-
setzen. Was spricht dagegen, die Sek.-II-Ausbil-
dung, die in Kiel hervorragend aufgestellt ist, so
auch weiter fortzusetzen?

Warum sind eigentlich die Grünen und die SPD in
Baden-Württemberg so viel klüger als Sie hier in
Schleswig-Holstein? Sie können das gleiche Ver-
fahren in Baden-Württemberg beobachten. Sie
haben dort auch die Idee gehabt, den Einheitsleh-
rer einzuführen. Nachher haben sie gemerkt, dass
es überhaupt keinen Sinn macht, wenn an den
Hochschulen, die sich so genau auf die konkrete
Lehrerausbildung spezialisiert haben, mit viel Geld
solch teure Doppelstrukturen aufgebaut werden.
Wenn das selbst im reichen Baden-Württemberg
dazu führt, dass sie dort zur Vernunft kommen,
dann muss es doch erst recht im klammen Schles-
wig-Holstein irgendwann einmal einen Denkpro-
zess bei Ihnen geben, der dazu führt, das sinnvolle
Modell in Schleswig-Holstein weiter fortzusetzen.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Ich frage als Letztes, wenn wir in der Sache hier-
über eine Auseinandersetzung führen: Warum be-
enden Sie eigentlich die schulartbezogene Ausbil-
dung in Schleswig-Holstein? Sie werfen uns ja im-
mer vor, hier werde für Schulen ausgebildet, die es
überhaupt nicht mehr gibt. Die Ministerin musste
sich im Ausschuss darüber belehren lassen, dass in
Flensburg schon Gemeinschaftsschullehrer ausge-
bildet werden, was sie augenscheinlich nicht ge-
wusst hat.

(Zuruf Heike Franzen [CDU])

Wir haben die Ausbildung an die Schulstrukturen in
Schleswig-Holstein angepasst. Wir haben zukünftig
in Schleswig-Holstein 170 Gemeinschaftsschulen
ohne Oberstufe. Warum zwingen Sie angehende
Lehrerinnen und Lehrer, die nur an dieser Gemein-
schaftsschule unterrichten wollen, die bewusst sa-
gen: „Diese fachlichen Ansprüche an eine Oberstu-
fe will ich nicht erfüllen, sondern ich will mich um
Pädagogik kümmern, ich will mich um Inklusion
kümmern“, dazu, das Bundesland zu verlassen und
in anderen Bundesländern zu studieren, weil Sie
diese Einheitslehrerausbildung hier in Schleswig-
Holstein machen? Warum zwingen Sie die dazu?

(Beifall CDU und FDP)

Sie werden außer ideologiegesteuerten Antworten
keine vernünftige Antwort darauf finden, liebe Kol-
leginnen und Kollegen von SPD, Grünen und SSW.

Deswegen appelliere ich an Ihre Einsichtsfähigkeit.
Wir haben Ihnen jetzt noch einmal die Chance ge-
geben, miteinander ein vernünftiges Gesetzge-
bungsverfahren zu diskutieren. Die FDP hat einen
Gegenentwurf vorgelegt. Beteiligen Sie sich an den
Debatten. Machen Sie einen vernünftigen Dialog
mit den Betroffenen und auch mit den Oppositions-
fraktionen.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Setzen Sie sich mal hin und ma-
chen etwas!)

Dann können wir uns einmal ernsthaft darüber un-
terhalten, was eine wirklich gute Lehrerausbildung
in Schleswig-Holstein bedeutet. - Herzlichen Dank
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die FDP-Fraktion hat der Abgeordne-
te Christopher Vogt.

Christopher Vogt [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Trotz
der unterschiedlichen Meinungen und der turbulen-
ten Diskussionen ist doch völlig unumstritten, dass
die Lehrerausbildung in Schleswig-Holstein refor-
miert werden muss. Sie muss an das bestehende
Schulsystem mit den veränderten Gegebenheiten
und Herausforderungen angepasst werden. Sie darf
jedoch nicht dazu genutzt werden, um durch die
Hintertür Schulstrukturpolitik oder auch Regional-
politik zu betreiben. Leider versucht diese Landes-
regierung genau dies.

Meine Damen und Herren, der designierte Präsident
der Kieler Christian-Albrechts-Universität, Herr
Professor Kipp, hat sich vor Kurzem in einem Zei-
tungsinterview zu den bisherigen Plänen der Lan-
desregierung zur Neuordnung der Lehrerausbildung
geäußert. Für einen Physiker wenig überraschend
analysierte er nüchtern und glasklar, welche Bedeu-
tung die Lehrerbildung für unser Bildungssystem
hat. Er wurde zitiert mit den Worten:

„Die Lehrerbildung ist … das Schlüsselele-
ment in unserem Bildungssystem. Wenn die
Lehrerbildung nicht funktioniert, würde das
ganze Bildungssystem zusammenbrechen:
Schlecht ausgebildete Lehrer würden Schüler
schlecht ausbilden, die wieder schlecht aus-
gebildet an die Hochschulen beziehungswei-
se in die Berufsausbildung kommen. Würde
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man jetzt an irgendeiner Stelle versagen,
würde dies zu einer Katastrophe führen.“

Meine Damen und Herren, leider hat die Landesre-
gierung nicht nur an einer Stelle in ihrem Gesetz-
entwurf versagt, sondern nahezu auf ganzer Linie.
Nicht nur Ministerin Wende, auch der Ministerprä-
sident und die Finanzministerin tragen die Verant-
wortung für diesen Scherbenhaufen. Das bisherige
Verfahren hat nicht nur dem Hochschulstandort
Schleswig-Holstein geschadet. Es ist eine Zumu-
tung für die angehenden Lehramtsstudenten und ein
Affront gegenüber dem Parlament und den bereits
angeschriebenen Anzuhörenden. Herr Kollege Gün-
ther hat ja uns völlig zu Recht schon vorgetragen,
dass es Stellungnahmen gab, die sagten: „Wir wis-
sen gar nicht, wozu wir uns eigentlich äußern sol-
len, was jetzt eigentlich Faktenlage ist.“ Es ändert
sich ja nahezu jeden Tag. Insofern ist diese Anhö-
rung völliger Unsinn gewesen, die Sie auf den Weg
gebracht haben, nachdem Sie ja schon - auch ein
Novum im Parlament - vorher, bevor die Gesetzent-
würfe im Parlament gelandet sind, eine Anhörung
beschlossen haben. Das ist schon wirklich ein be-
merkenswertes Verfahren. Wenn es auch angesichts
dieser Umstände nicht ganz leichtfällt, hier heute
über die Inhalte zu debattieren, sollten wir es im
Sinne der wichtigen Sache dennoch versuchen. Ich
kann die Landesregierung und die Koalitionsfrak-
tionen an dieser Stelle nur noch einmal vor Schnell-
schüssen warnen. Ermöglichen Sie endlich einen
Neustart, und lassen Sie uns zu einem geordneten
parlamentarischen Verfahren zurückkehren.

Meine Damen und Herren, im Gesetzentwurf der
Landesregierung liest man beim Punkt Alternati-
ven: „Keine.“ Ganz nüchtern: „Keine.“ Diese Be-
hauptung hat die Ministerin jedoch bereits durch ihr
eigenes Handeln in den letzten Tagen selbst wider-
legt - ein wirklich bemerkenswerter Vorgang. Na-
türlich gibt es Alternativen zu dem vorgelegten Ge-
setzentwurf, und es ist auch dringend notwendig,
dass diese hier diskutiert werden.

Daran ändert auch der mit den beiden Universitäten
am Dienstag getroffene Kompromiss nicht allzu
viel. Es ist zwar positiv zu sehen, eigentlich eine
Selbstverständlichkeit, dass in diesen Tagen die
beiden Universitäten wieder miteinander reden. Die
zentralen Probleme aber bleiben.

Die Koalitionsfraktionen haben ja am Dienstag er-
klärt, dass sie für den Ausbau in Flensburg noch
einmal 1 Million € drauflegen müssen, obwohl die
Ministerin die bisherigen Zahlen erst am Donners-
tag im Ausschuss - wie ja auch schon gemeinsam
mit dem Ministerpräsidenten vor dem Landtag in

der Apriltagung - erneut mit Vehemenz verteidigt
hatte und obwohl die vergleichsweise teuren Labor-
fächer Physik und Chemie jetzt gar nicht mehr aus-
gebaut werden sollen - eine wirklich interessante
Kalkulation. Das zeigt, wie unseriös die im Gesetz-
entwurf der Landesregierung vorgesehenen Zahlen
sind.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Wer soll denn eigentlich diese neuen zusammenge-
schusterten Zahlen glauben, wenn es noch immer
keine seriösen Berechnungen dafür gibt? Es ist
wirklich - um das Wort „skandalös“ an dieser Stelle
zu vermeiden - bemerkenswert, dass die Koalitions-
fraktionen mal eben so auf die Expertise der Hoch-
schulabteilung des Ministeriums zurückgreifen und
so den Job der Landesregierung nachholen. Das hat
es in diesem Land noch nicht gegeben, dass einfach
die Koalitionsfraktionen sagen: Wir übernehmen
jetzt die Abteilung des Ministeriums, bestellen sie
ein. Die sollen uns das übers Wochenende noch
einmal vorrechnen, und wir legen dann neue Zahlen
vor. - Was ist das für eine Regierungspolitik? Mit
gutem Regieren, Herr Ministerpräsident, hat das al-
les nichts zu tun.

(Beifall FDP und CDU)

Ich frage mich auch, was nun aus dem angeblich so
dringend benötigten Ausbau der MINT-Kapazitä-
ten in Flensburg geworden ist. Das war doch im
April der Kern der Rede des Ministerpräsidenten.
Hat das jetzt keine Bedeutung mehr? Oder ging es
doch allein um die Frage der Anerkennung der Ab-
schlüsse? Die gestern verkündete Einigung mit dem
Ausbau nur einiger weniger Fächer in Flensburg
auf das Niveau der Sekundarstufe II löst dieses ele-
mentare Problem nicht. Das war doch offenbar der
entscheidende Grund, warum überhaupt das Gesetz
geändert wurde.

Jetzt sind Sie beinahe wieder beim Ausgangspunkt
angekommen, ohne eine überzeugende Lösung für
das Anerkennungsproblem vorweisen zu können.
Meine Damen und Herren, es dürfen keine Studen-
ten in einen Studiengang mit Abschlüssen ge-
schickt werden, die am Ende nicht als Lehrer in an-
deren Bundesländern anerkannt werden. So et-
was darf es nicht geben. So sollte man mit der be-
ruflichen Perspektive junger Menschen, die Lehrer
werden wollen, nicht umgehen.

Hinzu kommt: Sie wollen weiterhin unnötige Dop-
pelstrukturen in Flensburg schaffen, die Umset-
zung des geplanten Praxissemesters ist weiterhin
völlig unklar, und die zukünftige Besoldungsstruk-
tur wollen Sie auch weiterhin ausblenden. Die
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Ministerin hat uns im Ausschuss erklärt, dass es
hierüber immerhin erste Gespräche mit der Ge-
werkschaft GEW geben würde, die dies allerdings
öffentlich dementiert hat. All dies zeigt, dass dieser
Gesetzentwurf der Landesregierung nach wie vor
nicht beratungsfähig ist.

Meine Damen und Herren, meine Fraktion hat mit
ihrem Gesetzentwurf eine klare Alternative zu
den Plänen der Landesregierung vorgelegt. Ich gehe
natürlich davon aus, dass alle Abgeordneten sich
bereits intensiv damit auseinandergesetzt haben. Ich
möchte dennoch kurz anhand von sechs Punkten
darstellen, was uns wichtig ist.

Punkt 1. Nach unserem Entwurf sollen sich die
Lehramtsstudiengänge an den bestehenden
Schularten orientieren. Es bestehen unterschiedli-
che Anforderungen an die Lehrkräfte an den einzel-
nen Schularten, was sich auch in der Ausbildung
der Lehrkräfte widerspiegeln sollte. Im Gegensatz
zum Entwurf der Landesregierung wollen wir das
Lehrerbildungsgesetz nicht nutzen, um damit
Schulstrukturpolitik zu betreiben und bereits die
nächste Schulreform vorzubereiten. Wir wollen kei-
ne weitere Aushöhlung der Gymnasien in unserem
Bundesland.

Punkt 2. Unser Vorschlag vermeidet teure und völ-
lig unnötige Doppelstrukturen und spielt die Uni-
versitäten nicht gegeneinander aus. Ich habe zwar
zur Kenntnis genommen, dass sie jetzt wieder an ei-
nem Strang ziehen wollen. Das haben wir aller-
dings auch schon zu früheren Zeitpunkten gehört
und haben dann am Ende wieder großen Krach mit
ansehen müssen. Gemeinschaftsschullehrer, Grund-
schullehrer und Sonderpädagogen sollen weiterhin
in Flensburg, Gymnasiallehrer in Kiel und Berufs-
schullehrer sollen entsprechend der bisherigen Auf-
teilung an beiden Standorten ausgebildet werden.
Beide Universitäten werden gestärkt. Die Universi-
tät Kiel hat aus unserer Sicht zu Recht die Frage ge-
stellt, welchen bildungspolitischen Sinn es haben
soll, Doppelstrukturen aufzubauen, wenn die Schü-
lerzahlen in den nächsten Jahren zurückgehen und
die Landesregierung die Zahl der Referendariatsstu-
dienplätze bereits reduziert hat. Die Ministerin hat
darauf im Ausschuss ebenfalls keine Antwort geben
können. Statt in überflüssige Quantität sollte das
Land lieber in die Qualität der Ausbildung investie-
ren.

Das ist im Übrigen auch im Sinne Flensburgs. Kol-
lege Günther hat das angesprochen. Denn was wird
passieren, wenn Kiel den gesamten Fächerkanon
anbietet und zudem noch den Vorteil hat, als Vollu-
niversität alle Fachbereiche vertieft anbieten zu

können? In Flensburg wird dann nicht das komplet-
te Angebot gemacht, und viele Studiengänge wer-
den sich noch über Jahre im Aufbau befinden. Was
werden die Studierenden denn im Zweifelsfalle ma-
chen? Ich befürchte, sie werden am Ende mit den
Füßen abstimmen. All das lässt sich vermeiden,
wenn man am Schulartbezug festhält und auch an
der bisherigen Aufteilung der Lehrämter zwischen
den Universitäten.

Punkt 3: Deutsch und Mathematik sind die beiden
zentralen Fächer im Grundschulbereich. Bundeslän-
der, die verpflichtende Teile für Mathematik und
Deutsch in das Studium für alle Lehrer integriert
haben, schneiden bei entsprechenden Vergleichen
deutlich besser ab als die anderen. Hier geht der
Regierungsentwurf in die richtige Richtung. Da
meine Fraktion beide Fächer jedoch für so zentral
hält, um sich alles weitere Wissen überhaupt er-
schließen zu können, wollen wir hier noch einen
Schritt weitergehen als Sie. Wir schlagen vor, dass
Grundschullehrer zukünftig entweder Deutsch oder
Mathematik wählen müssen.

Ein weiterer Punkt, der sehr zentral für die Studie-
renden und die Schulen ist, ist das Thema Praxi-
santeil im Studium. Es ist absolut richtig, dass der
Praxisanteil im Studium erhöht werden muss. Je-
doch sind die Planungen der Landesregierung zum
Praxissemester untauglich und realitätsfern. Wir
schlagen stattdessen die Einführung eines verpflich-
tenden Orientierungspraktikums vor, welches ent-
weder vor der Aufnahme des Studiums oder direkt
am Beginn des Studiums durchzuführen ist. Weiter-
hin wollen wir zwei weitere verpflichtende Prakti-
ka.

(Beifall FDP)

So wird ein vernünftiger Praxisbezug sichergestellt,
ohne dass die Probleme des Praxissemesters entste-
hen.

Das von der Landesregierung vorgeschlagene Pra-
xismodell ist organisatorisch für die Studierenden
kaum umzusetzen. Auch nutzt die Landesregierung
das Praxissemester als Sparmodell, um für diese
Zeit den Universitäten keine Mittel für Lehrveran-
staltungen bereitstellen zu müssen. Unglaublich ist
auch, dass die Koalition, die immer von guter Ar-
beit spricht, den Studenten, die dann ja bereits
einen Bachelor-Abschluss hätten, eine Bezahlung
für ihr Praktikum an den Schulen vorenthalten will.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das habt ihr durchgerechnet?
Darauf bin ich gespannt!)
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- Ja, das gucken wir uns gern an. Die Landesregie-
rung hat im Ausschuss noch einmal darauf hinge-
wiesen, dass das Mindestlohngesetz für verpflich-
tende Praktika nicht gilt. Deswegen ist die Landes-
regierung dort aus dem Schneider. Ein wirklich be-
merkenswerter Vorgang!

(Beifall FDP - Unruhe)

Herr Kollege Andresen, wir wollen das Staatsex-
amen einführen. Ich freue mich schon auf Ihre Re-
tro-Vorwürfe, die ja immer kommen. Vielleicht set-
zen Sie sich einmal in der Sache damit auseinander.

(Unruhe)

Acht Bundesländer haben das Staatsexamen. Sach-
sen ist dahin zurückgekehrt. Das wäre - wenn Sie
erlauben, Herr Kollege Andresen - ein Studium aus
einem Guss. Insofern schlagen wir das vor.

Das bringt mich zu meinem letzten Punkt: Die Aus-
wirkungen auf die Besoldungsstruktur. Die
Leichtfertigkeit, mit der diese Landesregierung die
Besoldungsproblematik abtut, ist wirklich atembe-
raubend. Auch in der letzten Sitzung des Bildungs-
ausschusses konnte die Ministerin darauf keine
Antwort geben, welche besoldungsrechtlichen Fol-
gen der Gesetzentwurf hat. Wenn Lehrer die glei-
chen Studienleistungen erbracht haben, müssen sie
auch gleich bezahlt werden. Wir weisen auf dieses
Problem seit über einem Jahr hin. Die Landesregie-
rung verweist lediglich darauf, dass man nach Ver-
abschiedung des Gesetzes darüber sprechen wolle.
Das ist fahrlässig. Es geht immerhin um zweistelli-
ge Millionenbeträge pro Jahr. Ich wundere mich,
dass die Finanzministerin auch hier die Füße bisher
so stillgehalten hat und sich nicht darum kümmert.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

Meine Damen und Herren, ich werbe um Zustim-
mung zum Antrag der Oppositionsfraktionen. Er-
möglichen Sie einen Neustart, lassen Sie uns end-
lich ein vernünftiges Verfahren in Gang bringen!
Dann können wir uns gern über die inhaltlichen
Unterschiede austauschen. Nur so kriegen wir eine
vernünftige Lehrerausbildung in unserem Land hin.
- Ich danke ganz herzlich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die SPD-Fraktion hat jetzt der Frakti-
onsvorsitzende Dr. Ralf Stegner. - Herr König,
durch den Beitritt, den Sie zum Antrag von CDU
und FDP gemacht haben, hat sich Ihr Antrag erle-
digt. Da der gemeinsame Antrag schon durch den

Abgeordneten Günther begründet worden ist, ist
nach unserer Geschäftsordnung jetzt nach der Stär-
ke der Fraktionen Herr Dr. Stegner dran.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Wenn ich in den vergangenen Wo-
chen die Zeitung aufgeschlagen habe, musste ich
oft an Peer Steinbrück denken. Der hat sinngemäß
gesagt: Geht es um Leben oder Tod? - Nein, es ist
schlimmer.

Woher kommt eigentlich die Aufregung über die
Lehrerbildung in Schleswig-Holstein? Nachvollzie-
hen kann ich sie nicht. Was tut die Regierungsko-
alition? Erstens. Wir setzen unsere Bildungspolitik
fort. Wir setzen die Ergebnisse der Bildungskonfe-
renz um.

Zweitens. Wir tun das, wozu besonders der Philolo-
genverband und andere uns ermahnt haben. Wir
lassen nicht zu, dass in Schleswig-Holstein Dis-
count-Lehrerinnen und Discount-Lehrer ausgebildet
werden. Bei uns gibt es keine Schmalspur-Schulen.
Ich möchte hinzufügen: Schon die zentralen Prü-
fungen verhindern die Differenzierung in ein Abitur
erster und zweiter Klasse.

(Unruhe)

Schon mit dem neuen Schulgesetz, das die Große
Koalition 2007 auf den Weg gebracht hat, hat
Schleswig-Holstein Konsequenzen aus den Ergeb-
nissen der PISA-Studie gezogen. Sie haben uns
einen geradezu empörend engen Zusammenhang
zwischen sozialer Herkunft und Bildungs- und da-
mit Lebenschancen bescheinigt, und wir haben dar-
aufhin unter anderem die Schulstrukturen in unse-
rem Land grundlegend verändert. Die bestmögli-
chen Bildungschancen für jedes Kind und jeden Ju-
gendlichen in Schleswig-Holstein zu sichern, ist
und bleibt die tragende Säule unserer Regierungs-
koalition aus SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
Zwischenfrage oder -bemerkung des Abgeordneten
Kubicki?
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Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Wenn ein echter Bildungsexperte ans Mikrofon
geht, muss man ihn reden lassen. Bitte schön!

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Deswegen dürfen
Sie auch reden, Herr Stegner!)

Wolfgang Kubicki [FDP]: Lieber Herr Kol-
lege Dr. Stegner, habe ich Sie gerade richtig
verstanden, dass in den letzten 20 Jahren so-
zialdemokratischer Bildungspolitik in
Schleswig-Holstein Discount-Lehrer und
Schmalspur-Lehrer ausgebildet worden sind?

(Vereinzelter Beifall FDP und CDU)

- Herr Kollege Kubicki, wenn Sie sich weniger auf
Einbildung und mehr auf Bildung konzentrieren
würden, hätten Sie mich richtig verstanden. Ich ha-
be etwas anderes gesagt. Ich habe gesagt, dass un-
ser Weg - anders als Ihr Bildungsminister Klug das
wollte - dazu führt, dass wir gleichberechtigt zum
Abitur kommen, und zwar auf Gymnasien, Ge-
meinschaftsschulen und Beruflichen Gymnasien,
und die Lehrerausbildung, die neu gemacht wird,
für diese Schulstrukturen angepasst wird, und das
nicht mit Ihrer Retro-Politik, Herr Kollege Kubicki.
Das unterscheidet uns von Ihnen. Wenn Sie da noch
etwas lernen, kann das ja nur nützen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Christopher Vogt [FDP]: Kommt
außer Parolen auch noch etwas Inhaltliches,
oder müssen wir uns das jetzt weiter anhö-
ren? - Unruhe)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, was der
Großen Koalition damals nicht mehr gelungen ist,
war, die Ausbildung unserer künftigen Lehrerinnen
und Lehrer an die neuen Schulstrukturen anzupas-
sen. Auch die CDU/FDP-Regierung hat diese Auf-
gabe nicht abgearbeitet.

(Widerspruch Heike Franzen [CDU])

Jetzt kommt natürlich wieder der unvermeidliche
Hinweis, dass die zur Halbzeit beendete Legislatur-
periode Ihnen dazu nicht die Zeit gelassen hätte.
Aber Sie wissen selbst am besten, dass das nur die
halbe Wahrheit ist. Das ist spätestens offenkundig
geworden, seit die Fraktion der FDP ihren Entwurf
vorgelegt hat.

(Christopher Vogt [FDP]: Sie haben auch
schon über zwei Jahre gebraucht!)

Die Tatsache, dass der Kollege Dr. Klug, der ehe-
maliger Bildungsminister, diesen Entwurf unter-
zeichnet hat - er darf dazu heute zwar nicht reden,

aber er hat ihn unterzeichnet -, belegt, dass Sie auch
bei einer längeren Legislaturperiode nicht in der
Lage gewesen wären, sich mit der CDU auf diese
völlig rückwärtsgewandte Struktur zu verständigen.
Ich mache das ja sehr selten, aber ich will die CDU
ausdrücklich dafür loben, dass sie sich Ihnen in die-
ser Frage versagt hat.

(Zuruf Volker Dornquast [CDU])

- Diesen Punkt sollten Sie sich im Kalender anstrei-
chen; das kommt in der Rede nicht noch einmal
vor.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
weitere Zwischenfrage oder -bemerkung des Abge-
ordneten Vogt?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Ich vermute, dass er klüger ist als Kubicki, also bit-
te.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Er war auf so ei-
ner Fachhochschule bei Harvard und bildet
sich darauf etwas ein! - Unruhe)

- Er wird schon nervös, wenn Vogt redet und gelobt
wird. Bitte!

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, De-
tective Stegner. Das haben Sie ja toll heraus-
gekriegt, dass Herr Dr. Klug den Gesetzent-
wurf mit unterschrieben hat. Haben Sie viel-
leicht mit Blick auf den Kalender auch schon
einmal festgestellt, dass auch Sie schon über
zwei Jahre gebraucht haben

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

und noch lange kein beratungsfähiger Ent-
wurf vorliegt? Insofern ist der Hinweis auf
die kurze Regierungszeit von uns vielleicht
doch nicht ganz ungerechtfertigt.

(Unruhe)

- Ich darf Sie an das erinnern, was der Ministerprä-
sident gestern zu Regel und Ausnahme gesagt hat.
Ich fand den Dialog mit Ihnen intellektuell schon
sehr anregend und will mich noch einmal auf Regel
und Ausnahme einlassen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Aus Ihnen wird
nie etwas, Herr Dr. Stegner! - Unruhe)
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Präsident Klaus Schlie:

Jetzt hat Herr Dr. Stegner das Wort, um Herrn Vogt
eine Antwort zu geben. Dann sind wir wieder in der
Sachdebatte.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Die Regel ist, dass eine Legislaturperiode fünf Jah-
re dauert. Ich gehe davon aus, dass das der Fall sein
wird. Wir arbeiten an dem Entwurf für die Lehrer-
bildung. Wir machen eine ordentliche Anhörung.
Ich komme nachher noch dazu, wann wir den Ge-
setzentwurf verabschieden wollen. Das haben die
Vorredner nicht richtig verstanden; das erläutere
ich Ihnen gern noch einmal. Am Ende wird ein soli-
des Gesetz zur Lehrerbildung stehen. Damit werden
wir deutlich weiter sein als Sie mit dem, was Sie zu
Wege gebracht haben. Ich habe aber auch gesagt -
insofern haben Sie mich missverstanden -: Selbst
wenn Ihre Legislaturperiode zum Unglück für
Schleswig-Holstein doppelt so lange gedauert hätte,
hätten Sie sich nicht einigen können, weil die CDU
nicht ganz so rückwärtsgewandt war wie die FDP
in der letzten Koalition. Vielen Dank, dass ich das
dem Hohen Haus noch einmal darstellen durfte.

(Beifall Lars Harms [SSW])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, nunmehr hat der
Abgeordnete Daniel Günther das Verlangen, Ihnen
eine Frage zu stellen.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Zu dem wollte ich eigentlich erst später kommen,
aber wenn Sie es nicht abwarten können, bitte! Sie
sind sehr ungeduldig geworden. Ich merke, es ru-
mort in der CDU-Fraktion. Bitte schön, Herr Gün-
ther!

(Unruhe)

Daniel Günther [CDU]: Herr Dr. Stegner,
wollen Sie mir ernsthaft widersprechen,
wenn ich Sie daran erinnere, dass es, obwohl
die letzte Legislaturperiode so kurz war, im
März 2012 einen gemeinsamen Pressetermin
von Wissenschaftsminister de Jager nach der
Einigung mit Bildungsminister Klug zusam-
men mit der damaligen Präsidentin der Uni-
versität Flensburg gegeben hat, wo die Neu-
strukturierung der Lehramtsausbildung in
Flensburg verkündet worden ist mit einem ei-
genständigen Studiengang für das Grund-
schullehramt und einem eigenständigen Stu-

diengang für das Gemeinschafts- und Regio-
nalschullehramt, und dass Frau Wende auf
dieser Grundlage danach das Konzept umge-
setzt hat und deswegen jetzt in Flensburg
diese beiden Studiengänge gelehrt werden?

(Beifall CDU und FDP)

- Ich finde interessant, welche Bedeutung Presseter-
mine bei Ihnen haben. Ich hatte das eigentlich so
verstanden, dass wir über Konzepte sprechen.

(Zurufe)

Das mit den Presseterminen greife ich gern auf. Ich
habe wahrgenommen, dass es vor der Landtagswahl
einen Pressetermin gab, wo Herr Klug uns mitge-
teilt hat, was im Schulsystem eigentlich alles not-
wendig wäre, und kurz danach ein FDP-Parteitag
kam, der das ebenfalls beschlossen hat. Dann hat
die FDP als Regierungspartei hier mit der CDU das
Gegenteil beschlossen. So wichtig scheinen Ihre
Pressetermine offenkundig nicht gewesen zu sein.

(Zurufe FDP: Die Reihenfolge war anders-
herum!)

Vielleicht, Herr Kollege Günther, sind wir uns dar-
in einig, dass Pressetermine wichtig sind, aber die
Substanz von Gesetzesarbeit anderswo geleistet
wird. Vielleicht können wir uns darauf verständi-
gen.

Insofern kann ich nur feststellen, dass die Koaliti-
on - -

(Zuruf Rainer Wiegard [CDU])

- Seien Sie doch nicht so aufgeregt, Herr Wiegard.
Mein Gott, Sie müssten doch die Ruhe weghaben
nach all den Jahren.

(Volker Dornquast [CDU]: Sagen Sie doch
mal was zur Sache!)

- Offenkundig beteiligen sich jetzt hier Leute an der
Debatte, die nun überhaupt keine Sachkenntnis ha-
ben. Das scheint ja wohl der Punkt zu sein.

(Lachen und Beifall CDU, FDP und PIRA-
TEN)

Das ist wirklich interessant.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, ich gehe aufgrund Ihrer Bemer-
kung davon aus, dass Sie die Antwort jetzt schon
gegeben haben. Deswegen frage ich Sie, ob Sie ei-
ne weitere Frage des Abgeordneten Günther zulas-
sen.
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Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Vielleicht nennt er noch ein paar mehr Pressetermi-
ne. - Bitte schön. Die habe ich nicht alle im Kopf,
das muss ich einräumen.

(Volker Dornquast [CDU]: Was redet der für
einen Blödsinn!)

Daniel Günther [CDU]: Herr Kollege
Dr. Stegner, wollen sie mir ernsthaft wider-
sprechen, wenn ich Ihnen sage, dass es im
März 2012 nach Einigung zwischen Bil-
dungsminister Klug und Wissenschaftsminis-
ter de Jager ein gemeinsam mit der Universi-
tät Flensburg abgestimmtes Konzept - die
Präsidentin Frau Wende hat dem zugestimmt
- gegeben hat und dass dort ein Grundschul-
lehramt und ein eigenständiges Gemein-
schaftsschullehramt verabredet worden ist
und dass die Umsetzung unmittelbar danach
begonnen hat und Akkreditierungsverfahren
bis zum Wintersemester 2013/2014 dauern
mussten? So lange dauern die. Wollen Sie
mir ernsthaft widersprechen, dass es diese
Einigung in der letzten Legislaturperiode ge-
geben hat?

- Irgendwie müssen Sie sich schon einmal entschei-
den. Sie greifen uns hier permanent mit dem Gesetz
an: Das Gesetz sei eigentlich das Wichtige, und wir
müssten das anders machen. - Wir teilen Ihnen
dann mit, dass viele Dinge untergesetzlich geregelt
werden.

Jetzt stellen Sie sich ans Mikrofon und erzählen
mir, was Sie alles untergesetzlich in Pressekonfe-
renzen verkündet haben und dass das das eigentlich
Wichtige sei. Das ist doch richtiger Unsinn. Ich
komme auf Sie nachher noch einmal zurück, setzen
Sie sich noch einmal einen Moment hin und ruhen
sich aus!

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Wir sprechen uns gleich an anderer Stelle noch ein-
mal.

(Christopher Vogt [FDP]: Kommen Sie noch
zum Thema? - Zuruf Volker Dornquast
[CDU] - Weitere Zurufe)

- Nun lärmen Sie nicht so, und regen sich nicht so
auf, Sie müssen sich daran gewöhnen, dass Sie
noch ein Weilchen auf der Oppositionsbank sitzen
werden,

(Zuruf Heike Franzen [CDU])

und je mehr Sie sich so aufführen, umso länger
werden Sie da sitzen, da bin ich ganz sicher.

(Christopher Vogt [FDP]: Hochmut kommt
vor dem Fall, Herr Stegner!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, getrenn-
te Lehrämter für jede einzelne Schulart und die
Rückkehr zum ersten Staatsexamen - das heißt
vorwärts in die 70er-Jahre oder „echt retro“, wie
Anke Erdmann das normalerweise formuliert. Ich
finde das immer klasse, weil es das sehr gut charak-
terisiert.

Wir haben dagegen in unserem Koalitionsvertrag
angekündigt, ein Lehrerbildungsgesetz einzubrin-
gen. Wir haben uns aber die Zeit für einen ausführ-
lichen Dialog genommen, bei dem zunächst die
dringend notwendigen Änderungen am Schulgesetz
stehen mussten. Wir haben den Menschen, mit de-
nen wir gesprochen haben, auch zugehört. Dabei
haben sich unsere inhaltlichen Vorstellungen über
die Reform der Lehrerbildung verändert, oder - um
es mit Karl Kraus zu sagen -: „Der Schwache zwei-
felt vor der Entscheidung, der Starke danach.“ - Ich
wollte nur sehen, ob Sie das verstanden haben.

Der Dialog hat uns durchaus klüger gemacht. Wir
sind und bleiben nämlich offen für Ratschläge und
Veränderungen.

(Christopher Vogt [FDP]: Was für ein Dialog
denn?)

Sie müssen sich auch einmal entscheiden, meine
Damen und Herren von der Opposition: Entweder
Sie kritisieren, dass wir zu wenig dialogbereit seien
oder dass wir nach dem Dialog noch Veränderun-
gen vornehmen. Dass Sie beides kritisieren - das ei-
ne am Vormittag und das andere am Nachmittag -,
zeigt, dass Sie Fundamentalopposition betreiben
und überhaupt nichts als Alternative zur Regierung
beizutragen haben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir sind im Laufe der Diskussion zu dem Ergebnis
gekommen, dass wir an beiden Universitäten Leh-
rerinnen und Lehrer ausbilden wollen, die - zumin-
dest im Regelfall - an Gymnasien wie an Gemein-
schaftsschulen sowohl in der Sekundarstufe I als
auch der Sekundarstufe II unterrichten können. Das
ist auch unsere Antwort auf die bestehende Wahl-
freiheit zwischen Gemeinschaftsschulen und
Gymnasien. Genau die wollen Sie nicht. Das er-
kennt man an der Tatsache, dass Sie jede Oberstufe
bekämpfen, die wir einrichten. Sie wollen die
Wahlfreiheit nicht. Sie hängen ausschließlich am
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Gymnasium. Wir sind für gute Gymnasien und für
gute Gemeinschaftsschulen. Das unterscheidet uns
fundamental.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Und natürlich hat das zu weiteren Veränderungen
und Diskussionen über die Verteilung der Stu-
diengänge zwischen den Hochschulen geführt -
teils zustimmend, teils ablehnend, teils harsch, teils
unausgewogen.

Die Gespräche gingen weiter, und schließlich ge-
lang unserer Bildungsministerin Wara Wende vor-
gestern eine Einigung. Lassen Sie mich gerade auch
wegen der zum Teil sehr ruppigen Kritik an der Bil-
dungsministerin ausdrücklich sagen: Das Ergebnis
von vorgestern ist ein sehr gutes Ergebnis. Liebe
Wara Wende, vielen herzlichen Dank dafür. Das
war eine gute Einigung.

(Beifall SPD, vereinzelt BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Die Weiterentwicklung der Lehrerbildung an den
Standorten Flensburg, Kiel und Lübeck wird für
uns auch im weiteren Verfahren nicht zur Debatte
stehen. Sie wird so vorgenommen, dass die Akkre-
ditierung und die bundesweite Anerkennung al-
ler Studienfächer sichergestellt sind. Ich bin über-
zeugt, dass die Universitäten davon profitieren wer-
den, ganz besonders die Pädagogik an der Christi-
an-Albrechts-Universität zu Kiel und die Fachwis-
senschaften an der Universität Flensburg. Beides ist
notwendig. Ich will auch sagen: Die Tonlage man-
ches Beitrags aus den Hochschulen heraus war we-
der angemessen noch auf dem selbst reklamierten
Niveau. Das will ich schon auch sagen.

(Christopher Vogt [FDP]: Reden Sie doch
nicht über Niveau, Herr Stegner! Das ist
wirklich peinlich!)

- Bei dem Thema sollten Sie von der FDP sich jetzt
wirklich nicht beteiligen. Aber bei aller Beteiligung
der Hochschulen muss ich sagen: Es geht hier nicht
um Krieg zwischen Hochschulen, sondern es geht
darum, dass wir die Ressourcen schaffen, dass wir
als Politik die gesetzlichen Grundlagen schaffen
und dass es umgesetzt wird, nachdem wir einen or-
dentlichen Dialog geführt haben. Das ist das,
worum es geht, und da sollte man an der Stelle zu
einem angemessenen Ton zurückkommen.

(Christopher Vogt [FDP]: Ja, genau!)

Die Diskussion hat sich in den letzten Wochen ver-
selbstständigt. Sie hat in manchen Bereichen das

Gebot der Fairness missachtet. Darüber haben wir
gestern ausführlich debattiert. Ich will das hier
nicht wiederholen.

Schade ist aber, dass Sie, meine Damen und Herren
von der Opposition, den Wettbewerb um die besten
Konzepte zur Ausbildung der Lehrerinnen und Leh-
rer schon längst aufgegeben haben. Insofern war
das ein schlechter Scherz, Herr Günther, zu sagen,
wir würden über die Sache nicht reden, sondern
Sie. Sie tun das nicht. Sie führen Ihren fraktionsin-
ternen Wettbewerb um den Posten des Oppositions-
führers.

(Lachen Volker Dornquast [CDU])

Ich muss sagen, Herr Günther, dass Sie ein echter
Humorist sind. Ein bisschen bellen hier, ein
bisschen kläffen da. Mit Ihren Beiträgen holen Sie
keinen Hund hinter dem Ofen hervor. Ab und zu
einmal das Bein an der Regierung zu heben, bringt
es auch noch nicht. Entschuldigen Sie, wenn ich
das ein bisschen halbparlamentarisch sage, aber
wenn Sie mit den großen Hunden pinkeln wollen,
müssen Sie sich schon noch ein bisschen anstren-
gen, Herr Kollege Günther.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Davon sind wir noch weit entfernt. Beschränken
Sie sich einmal darauf, ein bisschen inhaltlich zu
lernen.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

- Ich wollte das jetzt hier gar nicht verraten, aber
der Kollege Günther hat mir gestern am Rande des
Parlaments gesagt: Wissen Sie, Herr Stegner,
gestern hat mich sehr geärgert, dass Sie gesagt ha-
ben, dass das mit dem von Boetticher ein Gesellen-
stück gewesen sei. In Wirklichkeit war das mein
Meisterstück. - Wenn das schon Ihr Meisterstück
war, Herr Kollege Günther, dann muss ich sagen,
dass wir noch einiges von Ihnen zu erwarten haben.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, wenn Sie das Präsi-
dium zwischendurch schon ansprechen, will ich Ih-
nen sagen: Ein unangemessener parlamentarischer
Ausdruck bleibt es, auch wenn Sie den rhetorischen
Versuch machen, vorweg um Entschuldigung zu
bitten.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Gestatten Sie jetzt eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Vogt?
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Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Das Erste ertrage ich in Demut und das Zweite
gern.

Präsident Klaus Schlie:

Ich bitte, die Bemerkungen des Präsidiums nicht
weiter zu kommentieren. Ich glaube, es war zurück-
haltend genug.

Ich erteile Herrn Vogt das Wort. - Vielen Dank,
Herr Dr. Stegner.

(Zuruf Volker Dornquast [CDU])

- Herr Abgeordneter Dornquast, bitte. - Herr Vogt,
Sie haben das Wort.

Christopher Vogt [FDP]: Herr Kollege
Dr. Stegner, es ist alles sehr schön, was Sie
bisher vorgetragen haben, aber ich wollte et-
was fragen: Wir haben zwei Vorlagen, über
die wir heute eigentlich debattieren. Hat die
SPD die Redezeit eigentlich aufgeteilt, und
redet vielleicht Herr Habersaat noch zu den
inhaltlichen Punkten, oder bleibt es jetzt bei
Polemik?

(Beifall Volker Dornquast [CDU])

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Wenn Sie, statt aufzustehen, weiter zugehört hätten,
wüssten Sie, dass ich noch nicht einmal die Hälfte
meiner Redezeit verbraucht habe. Ich habe ver-
sucht, mich mit dem Kollegen Günther in der ihm -
wie ich finde - angemessenen Weise auseinander-
zusetzen. Ich gehe jetzt gleich auf den Gesetzent-
wurf ein.

Die Kolleginnen und Kollegen in der Koalition ste-
hen dazu, dass die künftigen Lehrerinnen und Leh-
rer an Gymnasien wie an Gemeinschaftsschulen im
Regelfall in der Sekundarstufe I wie in der Sekun-
darstufe II einsetzbar sein sollen. Wir stehen dazu,
dass es kein Süd-Nord-Gefälle bei der Qualität der
Lehrerausbildung zwischen Kiel und Flensburg
gibt. Wir stehen zum Ausbau der Hochschulen,
weil wir bereits jetzt in vielen Bereichen einen
Nachwuchsmangel haben und weil es auch in Zu-
kunft trotz des unvermeidlichen Abbaus von Leh-
rerstellen einen Einstellungskorridor in den meisten
Fächern geben wird - übrigens durch unseren Poli-
tikwechsel doppelt soviel wie bei Ihnen, weil Sie
alle Lehrerstellen wegstreichen wollten, die auf-
grund der demografischen Entwicklung hätten ge-
strichen werden können.

(Zuruf Heike Franzen [CDU])

- Wir lassen 50 % im System. Das sage ich Ihnen
immer wieder, Frau Franzen.

(Christopher Vogt [FDP]: Unsinn!)

Das ist der Politikwechsel gegenüber Ihrer Regie-
rung, dass wir die Hälfte für die Qualitätsverbesse-
rung an unseren Schulen im System belassen.

(Christopher Vogt [FDP]: Wieder einmal ein
Märchen!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, darüber
hinaus werden wir im Landtag natürlich das gängi-
ge Verfahren beachten. Das Ministerium hat sei-
nen Aufschlag hinsichtlich des Gesetzes gemacht.
Ich habe mich schon vorhin ein bisschen über die
Debatte gewundert: Sie tun so, als gäbe es gar kei-
nen Gesetzentwurf. Der ist im Verfahren. Der ist im
Verfahren, und die meisten Fragen, die Sie so lei-
denschaftlich debattieren, werden eben überhaupt
nicht im Gesetz geregelt, sondern sie sind unterge-
setzlich zu regeln. Insofern weiß ich gar nicht, was
Sie haben.

Das Gesetz ist dem Ausschuss überwiesen worden.
Dort wird es jetzt einer Anhörung zugeführt. Ich sa-
ge zu, dass wir die Argumente aller Beteiligten
sorgfältig abwägen werden.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Tobias
Koch?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

In der sicheren Erwartung, dass Frau Franzen wahr-
scheinlich auch noch folgt: Bitte schön, Herr Koch.

Tobias Koch [CDU]: Herr Dr. Stegner, Sie
waren gerade nicht am Platz. Insofern hat Sie
die Meldung der „dpa“ vermutlich gerade
noch nicht erreicht. Auf meinem Handy kann
ich vom Statistikamt Nord lesen: Die Zahl
der Lehrer im Norden ist in diesem Jahr
leicht gesunken. Wo bitte schön sind die zu-
sätzlichen Lehrer, die angeblich bei Ihnen im
System geblieben sind?

- Lieber Herr Kollege Koch, ich erkläre Ihnen das
gern zum zehnten Mal, obwohl ich während meiner
Rede wirklich nicht aufs Handy gucke. Das muss
ich einräumen. Das wäre sehr unparlamentarisch.
Es ist aber nett, dass Sie mir die neuen „dpa“-Mel-
dungen vorlesen. Aber selbst wenn Sie es nicht ge-
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tan hätten, bin ich froh, Ihnen das noch einmal in
aller Ruhe erklären zu dürfen. Am Tag, bevor die
CDU die Große Koalition aufgekündigt hat, haben
wir beschlossen, dass wir bei der demografischen
Entwicklung, die wir anlässlich der zurückgehen-
den Schülerzahlen haben, die Anzahl der dafür er-
forderlichen Lehrerstellen nicht um 100 % kürzen,
sondern dass 50 % zur Haushaltskonsolidierung
dienen sollen und 50 % zur Qualitätsverbesserung,
zum Beispiel bei längerem gemeinsamen Lernen,
bei Inklusion und bei anderen Dingen. Das müssen
Sie sich schon anhören, wenn Sie solch eine Frage
stellen.

Dieser Kompromiss ist dann von Schwarz-Gelb
aufgekündigt worden. Sie haben gesagt: Nix da, al-
les wird rasiert, wir brauchen nicht mehr Lehrer,
trotz der Beschlüsse der FDP-Parteitage. Wir haben
vor der Wahl angekündigt, das wieder zu korrigie-
ren. Wir haben nach der Wahl das getan, was wir
vor der Wahl angekündigt haben. Wir haben es kor-
rigiert.

Jetzt komme ich zu Ihnen und der „dpa“-Meldung.
Das passiert jeweils auf der Basis der Schülerzahl-
prognosen, die sich in der Tat immer mal wieder
verändern. Am Ende dieser Legislaturperiode - da
bin ich gern bereit, mit Ihnen um eine sehr teure
Flasche Rotwein zu wetten, wenn Sie so etwas trin-
ken, meinetwegen auch etwas Nichtalkoholisches,
was auch immer Sie bevorzugen - wird feststehen,
dass diese Koalition exakt das eingehalten hat, was
sie angekündigt hat. Wir werden 50 % der auf der
Basis der Schülerzahlprognosen berechneten mögli-
chen Verringerung von Lehrerstellen für die Quali-
tätsverbesserung und 50 % zur Haushaltskonsoli-
dierung einsetzen. Da gehe ich jede Wette mit Ih-
nen ein, dass das so sein wird. Das ist unser Be-
schluss, und im Gegensatz zu Ihnen machen wir
auch das, was wir beschlossen haben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, lassen Sie eine wei-
tere Zwischenfrage von Herrn Abgeordneten Koch
zu?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Ich genieße diese Zwischenfragen, also nur zu.

Tobias Koch [CDU]: Wenn Sie es alles so
genau wissen, Herr Dr. Stegner, können Sie

mir sagen, wie viele Lehrerstellen das am
Ende ausmachen wird?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das kann er noch
nicht sagen!)

- Lieber Herr Kollege Koch, ich lese zwar sehr viel,
aber weder bin ich das Statistische Landesamt,
noch sind wir schon im Jahr 2017. Die Schülerzahl-
prognosen werden regelmäßig vorgenommen. Ich
sage Ihnen nur: Der Grundsatz wird beachtet wer-
den. So, wie der Ministerpräsident gestern versucht
hat, Ihnen Regel und Ausnahme zu erklären, versu-
che ich Ihnen auch Grundsatz und konkrete Anwen-
dung zu erklären. Der Grundsatz ist der, den ich Ih-
nen eben beschrieben habe. Das haben wir be-
schlossen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Im Koalitionsvertrag steht nichts von konkreten
Lehrerstellen, aber 50 %, wovon auch immer, sind
50 %. Das wissen auch Sie nach Ihrem Studium -
nehme ich an. Diese 50 % werden wir im System
haben.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, gestatten Sie eine
weitere Zwischenfrage?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Mit dem größten Vergnügen.

Rainer Wiegard [CDU]: Herr Kollege Steg-
ner, weil Sie eben wieder das Ziel der Koali-
tion bemüht haben, den Rückgang der Leh-
rerzahl auf 50 % der Entwicklung der Schü-
lerzahlen zu beschränken, wären Sie dann
bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass in der-
selben „dpa“-Meldung, die der Kollege Koch
hier eben zitiert hat, ausgeführt wird:

„Der Rückgang bei der Lehrerzahl entspricht
etwa der Entwicklung der Schülerzahl ...“

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Und nicht 50 %!)

- Sehr geehrter Herr Wiegard, der Korrespondent
von „dpa“ auf der Bühne muss ja ganz beglückt
sein, dass Sie hier so viel Werbung für die Nach-
richtenagentur „dpa“ machen.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

Das machen wir - glaube ich - auch ganz gern. Ich
sage aber auch Ihnen noch einmal in aller Ruhe:
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Wir haben einen Ausgangspunkt der Regierung, das
ist das Jahr - wenn ich es richtig weiß - 2012. Wir
werden einen Endpunkt der Legislaturperiode ha-
ben, wenn es nach uns geht, 2017. Dann werden
wir 2012 mit 2017 vergleichen. Wir werden uns die
Schülerzahlen angucken, und wir werden gucken,
ob wir gemessen an der Schülerzahlentwicklung
50 % im System behalten - ja oder nein. Ich sage
Ihnen, die Antwort wird ja lauten. Das mag im
März oder April als Wasserstand an einem be-
stimmten Punkt anders sein, am Ende der Legisla-
turperiode wird es aber genau so sein. Das sage ich
Ihnen ausdrücklich zu. Das haben wir in der Koali-
tion vereinbart, und das machen wir auch.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Dr. Stegner, Herr Abgeordneter Wiegard
möchte Ihnen eine Zwischenfrage stellen.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Bitte schön.

Rainer Wiegard [CDU]: Ich möchte dazu
eine zusätzliche Bemerkung machen. Herr
Kollege Stegner, das ist einmal wieder das
Prinzip Versprechen und Hoffnung, was Sie
angekündigt haben. Tatsächlich ist es so,
dass die Lehrerzahl im selben Verhältnis wie
die Schülerzahl gesunken ist.

- Nein, das ist nicht so. Im Übrigen ist die Legisla-
turperiode nicht zu Ende. Die Tatsache, dass Sie
nicht länger weiterregieren durften, heißt ja nicht,
dass es im halben Jahr endet. Sie werden schon bis
2017 warten müssen. Dann werden wir das gemein-
schaftlich feststellen können.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Stegner, nunmehr möchte
Herr Abgeordneter Habersaat Ihnen eine Frage stel-
len.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Das ist nun der Höhepunkt, und deswegen freue ich
mich sehr darauf.

Martin Habersaat [SPD]: Herr Kollege
Stegner, vielleicht müssen wir den Kollegen
Wiegard gar nicht bis 2017 warten lassen,
sondern vielleicht könnte 2016 schon eine
Erhellung eintreten, wenn der doppelte Abi-

turjahrgang die Schulen verlässt und wir
trotzdem am bisher beschlossenen Ab-
baupfad der Lehrerstellen festhalten. Dann
werden wir schon dort eine deutliche Entlas-
tung spüren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

- Ich bin sehr froh, dass das so ist. Gleichwohl wird
es so sein, dass am Ende der Legislaturperiode Bi-
lanz gezogen wird, und da sind wir im Wort. Wir,
das sind der Kollege Habersaat, Frau Erdmann,
Frau Waldinger-Thiering, alle, die hier sind, und
die Bildungsministerin, gemeinsam setzen wir das
um, was wir versprochen haben. Die Wählerinnen
und Wähler werden sich darüber freuen.

Die Reform der Lehrkräfteausbildung bleibt ein
wichtiger Bestandteil unserer Bildungspolitik. Die
Einigung mit den beteiligten Hochschulen über die
Umsetzungsschritte der Reform ist eine wichtige
Voraussetzung. Um für alle Beteiligten Planungssi-
cherheit zu schaffen, bleibt es unser Ziel, das Ge-
setz bis zum Sommer zu verabschieden. Ich wieder-
hole es ausdrücklich: Es bleibt unser Ziel, das Ge-
setz bis zum Sommer zu verabschieden.

Fast zu kurz kommen mir in der bisherigen Debatte
die Studierenden. Finden wir keine jungen Men-
schen, die ein Lehramtsstudium beginnen, werden
wir scheitern. Man muss auch zur Kenntnis neh-
men: Es ist nicht alles perfekt. Viele beginnen in
Kiel ein Studium und werden nicht Lehrer, sondern
brechen es ab. Wir bekommen Lehrer teilweise
nicht aus anderen Ländern, weil wir nicht so zahlen
können, dass sie aus Bayern in Massen zu uns kom-
men. Insofern muss man da Vorkehrungen schaf-
fen. Damit müssen wir uns auseinandersetzen.

Deswegen haben wir die Regierung auch gebeten,
den Vorschlag für eine Semesterticketregelung zu
machen, die die Praxissemester und Studierenden-
fahrten aufgrund von Kooperationen der Hoch-
schulen abdeckt. Das ist für uns ein wichtiger Be-
standteil, um den Studierenden gute Perspektiven
zu bieten. Denn wir wollen sie als Lehrkräfte ha-
ben.

(Beifall SSW und Eka von Kalben [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] - Zuruf Dr. Heiner
Garg [FDP])

- Na ja, Herr Garg, Ihnen ist so etwas jedenfalls
nicht eingefallen. Sie müssen nicht dazwischenre-
den. Wenn Sie selber nichts zu bieten haben und
hier dazwischenquaken, finde ich das nicht beson-
ders überzeugend.
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Gute Lehre ist die Voraussetzung für gute Ab-
schlüsse und motivierte Lehrerinnen und Lehrer.
Ich möchte auch den Studierenden heute deutlich
sagen, dass wir ihre Argumente nicht aus den Au-
gen verloren haben, sondern dass wir uns sehr wohl
darauf konzentrieren. Denn die Lehrerinnen und
Lehrer sind ein ganz wesentlicher Bestandteil dafür,
dass uns gelingt, was ich vorhin als unser Ziel for-
muliert habe, die Bildungschancen für alle jungen
Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holstei-
ner zu optimieren und alles zu tun, was wir können,
damit kein Kind und kein Jugendlicher zurückge-
lassen wird.

Die Reform der Lehrkräfteausbildung geht insofern
voran. Das ist genau der Fortschritt für Schleswig-
Holstein, den die rot-grün-blaue Regierungskoaliti-
on gemeinsam mit unserer Bildungsministerin Wa-
ra Wende auf den Weg bringen wird. Wir werden
die Anträge natürlich in die Ausschüsse überwei-
sen. Es sind Gesetzentwürfe, wie sich das gehört.
Das andere lehnen wir ab. Wir wollen keine rück-
wärtsgewandte Bildungspolitik. Wir gehen nach
vorn. Die Lehrkräfteausbildung wird den Schul-
strukturen angepasst. Das machen wir gemeinsam
mit der Regierung. Die Bildungsministerin hat da-
bei unsere Unterstützung, und im Sommer wird das
Gesetz beschlossen sein. - Vielen herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN er-
teile ich deren Fraktionsvorsitzender, Frau Eka von
Kalben, das Wort.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
glaube, in einem Punkt sind wir uns einig: Die Leh-
rerausbildung muss reformiert werden. Wir brau-
chen ein neues Lehrerausbildungsgesetz. Dass wir
uns aber in der Ausgestaltung dieses Gesetzes
schwer einigen können, folgt meines Erachtens lo-
gischerweise aus unseren unterschiedlichen Vor-
stellungen von erfolgreicher Schulpolitik. Wir sind
der Meinung, dass wir in der Schulpolitik wirklich
einen Mangel an Bildungsgerechtigkeit haben und
wir deshalb möglichst viele Schulen brauchen, die
das bestmögliche Angebot machen, alle Kinder, die
das Talent besitzen, zum Abitur zu führen - an Ge-
meinschaftsschulen und an Gymnasien, in zwölf
oder in dreizehn Jahren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wer dagegen Gemeinschaftsschulen nur als die Zu-
sammenführung von Haupt- und Realschulen an-
sieht, hat natürlich auch eine andere Antwort zur
Lehrerausbildung. Das ist völlig klar. Das ist nicht
unser Weg.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir wollen Lehrerinnen und Lehrer ausbilden, die
jedes Kind zum Abitur führen können, das talentiert
ist. Wir wollen Lehrerinnen und Lehrer in unserem
Land, die über hervorragende didaktische Fähigkei-
ten verfügen und mit einer guten Portion Praxiser-
fahrung in den Lehrerberuf starten. Wir wollen
Lehrer und Lehrerinnen, die inklusiv zusammenge-
setzte Klassen unterrichten können, egal in welcher
Schulform. Deshalb ist es für uns wichtig, eine
wirkliche Reform zu machen und nicht zu sagen,
wir haben jetzt irgendein System, und dazu schrei-
ben wir ein passendes Gesetz.

Nein, wir brauchen eine grundlegende Reform der
Ausbildung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Für uns ist es deshalb auch konsequent, dass die
Ausstattung der Lehrerausbildung angepasst wer-
den muss. Das passt hundertprozentig zu der Priori-
tätensetzung unserer Landesregierung, in Bildung
zu investieren. Es ist auch konsequent, dass wir so
viele Lehrer und Lehrerinnen wie möglich für das
Sek-II-Niveau ausbilden wollen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und SSW)

Sie machen das als Regionalpolitik nieder, aber für
uns ist völlig klar - darauf haben wir uns von An-
fang an geeinigt -, dass wir an den bestehenden
Hochschulstandorten in Schleswig-Holstein fest-
halten. Die Vorgängerregierung hatte da andere
Ideen und ist damit gescheitert. Wir stehen zu den
Hochschulstandorten in Schleswig-Holstein und in
dem Sinne dann natürlich auch zu einer Lehreraus-
bildung in Flensburg und in Kiel.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Mar-
tin Habersaat [SPD] und Jette Waldinger-
Thiering [SSW])

Wir haben heute logischerweise viel über das Ver-
fahren gesprochen, weil wir vor vier Wochen - ganz
normal, wie es bei einem Gesetzentwurf üblich ist -
die parlamentarische Einbringung in erster Lesung
hatten. Herr Günther, insofern verstehe ich nicht so
richtig, wo Sie vor vier Wochen waren, wenn Sie
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sagen, wir hätten noch nie über die Inhalte gespro-
chen. Vor vier Wochen gab es die Möglichkeit,
über Inhalte zu sprechen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und SSW)

Die Grundsätze, die ich gerade genannt habe, die in
dem Gesetz stehen, das eingebracht worden ist,
dass wir nämlich grundsätzlich eine Ausweitung
der Sek-II-Ausbildung wollen, haben sich nicht
geändert. Dazu kann man sich politisch unterhalten,
darüber kann man streiten, und man kann das unter-
schiedlich bewerten. Insofern verstehe ich aber
überhaupt nicht, dass sie sagen, darüber sei noch
nie diskutiert worden.

Es wird kritisiert, dass die Gesetzesvorlage im Rah-
men des Anhörungsverfahrens des Kabinetts ge-
ändert worden sei und vermutlich auch im parla-
mentarischen Verfahren geändert werden wird. Das
erinnert mich ein bisschen an die Diskussion, die
wir bei der Einbringung des Gesetzes zum kommu-
nalen Finanzausgleich hatten. Bevor das Gesetz
überhaupt vorlag, gab es den Antrag: kein Gesetz!
Dann war das Gesetz da, dann gab es eine Sitzung
später wieder den Antrag: doch kein Gesetz!

Im Grunde genommen machen wir das, was aus
meiner Sicht das ganz normale Verfahren ist. Ein
Gesetz wird im Ministerium vorbereitet, danach
gibt es ein Anhörungsverfahren durch das Kabinett.
Zu dem Vorwurf, dass wir bei irgendwelchen Ge-
sprächen nicht mit am Tisch gesessen hätten, kann
ich nur sagen: Ich möchte nicht wissen, was für
einen Aufschrei es hier gegeben hätte, wenn wir das
bei irgendwelchen Verhandlungen mit den Univer-
sitäten getan hätten, wenn Herr Stegner, Herr
Harms oder ich zu einem solchen Gespräch eingela-
den worden wären, Herr Callsen und Herr Kubicki
aber nicht.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW - Christopher
Vogt [FDP]: Ja, warum eigentlich nicht?
Kann man doch auch alle einladen!)

- Wenn, dann müsste man alle einladen. Aber Sie
können uns doch nicht erzählen und vorwerfen,
dass die regierungstragenden Fraktionen nicht dabei
gewesen sind. Das finde ich ein komisches Verfah-
ren.

(Christopher Vogt [FDP]: Sie wollten einen
Runden Tisch!)

- Warum nicht? Weil wir ein parlamentarisches
Verfahren haben.

(Christopher Vogt [FDP]: Ach!)

In diesem parlamentarischen Verfahren wird sicher-
lich der Bildungsausschuss dafür sorgen, dass zwi-
schen den Fraktionen - wie es ganz normal ist - dar-
über geredet werden wird, und dann wird es auch
Anhörungen geben.

Wenn Anhörungen dazu führen, dass wir nichts
verändern, dann verstehe ich nicht, wozu wir im
Kabinetts- und im Parlamentsbereich überhaupt
Anhörungen durchführen. Zur Bespaßung der Poli-
tik, zur Beschäftigung der Verbände? Ich glaube,
das ist ein bisschen albern.

(Unruhe)

Wenn sie das bashen und diesen Dialog kritisieren,
dann tut mir das leid. Dann haben wir einfach eine
andere Vorstellung von Politik.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Dieser Gesetzesprozess ist ein Zeichen der Dialog-
bereitschaft der Regierung. Sie mögen darüber la-
chen und das herabwürdigen, aber wir stellen uns
Diskussionen, wir bügeln Interessenskonflikte nicht
machtpolitisch ab. Wir finden Lösungen, und wir
einigen uns.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Beate Raudies [SPD])

Es ist kein Zufall, dass es Wara Wende und Rolf Fi-
scher gemeinsam mit den Universitäten Flensburg
und Kiel gelungen ist, eine Einigung zu erreichen.
Bei aller Schärfe in den letzten Tagen und Wochen:
Wir haben eine Einigung, und wir gehen jetzt wei-
ter voran. Vielen Dank dafür.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
vereinzelt SPD)

Worüber reden wir inhaltlich? Wir haben einen
Kompromiss zwischen den Universitäten. Wir he-
ben damit das Profil der Flensburger Europa-Uni-
versität mit ihren besonderen Kompetenzen, aber
auch das der Christian-Albrechts-Universität mit
den besonderen Kompetenzen im naturwissen-
schaftlichen Bereich. Zukünftig werden Flensburg
und Kiel noch intensiver kooperieren, als sie es oh-
nehin schon getan haben. Das war schon im Herbst
eine kleine Sensation, auch wenn es wie eine
Selbstverständlichkeit klingt. Das ist das Ergebnis
der Verhandlungen dieses Ministeriums. Es stärkt
den Hochschulstandort Schleswig-Holstein insge-
samt.
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Es gibt Fächer, besonders im Bereich der Naturwis-
senschaften, bei denen eine Fortsetzung der Ausbil-
dung auf Sek-I-Niveau derzeit zwingend ist. Das
ändert nichts an unserem Grundsatz, dass wir mehr
Lehrerinnen und Lehrer für beide Sekundarstufen
ausbilden wollen. Aber wir dürfen uns auch den
Realitäten im Land nicht verweigern.

Wir haben im naturwissenschaftlichen Bereich
einen Mangel an Lehrkräften und einen Mangel an
Studierenden, außerdem eine hohe Abbrecherquote.

(Uli König [PIRATEN]: Wo sind denn die
Zahlen?)

Es ist deshalb normal, dass im Ausgleich dieses
Mangels besondere Lösungen gefunden werden
müssen. Es gibt zudem viele junge Menschen, die
nach Flensburg gehen, um gerade auf Sek-I-Niveau
Naturwissenschaften zu studieren. Deren Wün-
sche kann man nicht gänzlich vom Tisch wischen,
denn wir brauchen sie. Das zu ignorieren, wäre un-
klug und passt nicht zu unserem Stil.

Auch wenn ein Lehramt für beide Sekundarstu-
fen unser Ziel bleibt, machen wir jetzt das, was
möglich ist. Wir haben uns gemeinsam mit den
Hochschulen auf einen Weg zu einem vernünftigen
Kompromiss gemacht.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Und wir haben einen festgelegten Finanzrahmen.
Dieser ist geeint, und dieser wird auskömmlich sein
und sein müssen. Was wir hier festgelegt haben, ist
ein Maximalrahmen. Er bietet den Gestaltungs-
spielraum. Dabei will ich aber nicht ausschließen,
dass der Ausbau der festgeschriebenen Fächer die
theoretisch bereitgestellte Summe auch unterschrei-
ten kann. Uns ging es darum, einen Maximalrah-
men festzulegen. Der liegt vor, und den werden wir
einhalten.

Seit gestern ist klar, wie die Aufteilung vermutlich
sein wird. Jetzt gehen wir in die Feinabstimmung.
In dem Gesetzentwurf tauchen die Fächer - das ha-
ben wir hier schon mehrfach erwähnt - übrigens
nicht auf. Für die Bewertung des Kostenrahmens ist
das allerdings wichtig.

Das Lehramtsgesetz geht nun in die entscheidende
Phase. Als Ziel war ausgegeben, das Gesetz im Juli
zu verabschieden. Daran halten wir fest. Im Namen
unseres grünen Hochschulexperten kann ich sagen:
Wir freuen uns auf die kommenden Wochen, wir
freuen uns, unserem Bild von einem modernen
Schleswig-Holstein einen weiteren Mosaikstein
hinzuzufügen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ich möchte es gern am Ende noch einmal zusam-
menfassen - ich glaube, das ist wirklich das Wichti-
ge, dass man den Bezug zu unserer Bildungspolitik
sieht -: Wir wollen ein Schleswig-Holstein, in dem
wir Talente fördern, und zwar unabhängig von ihrer
Herkunft, Talente fördern unabhängig von der Un-
terstützung aus ihrem Elternhaus und Talente för-
dern, die sich vielleicht in der 4. Klasse noch nicht
voll entwickelt haben. Deshalb brauchen wir starke
Gymnasien und starke Gemeinschaftsschulen, und
deshalb brauchen wir auch entsprechend stark aus-
gebildete Lehrer und Lehrerinnen. - Danke.

(Anhaltender Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Fraktion der PIRATEN hat Herr
Abgeordneter Uli König.

Uli König [PIRATEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Herr Stegner, ich finde es sehr interes-
sant, dass Sie sagen: Wir wissen jetzt schon, wie
wir die Lehrerabbauzahlen gestalten werden. Ich
vermute einmal, die Aussage hat ein ähnliches Ge-
wicht wie die Vorhersage von Herrn Albig, dass
wir die Lehrerausbildung für Sek II für Physik und
Chemie an der Universität Flensburg machen wer-
den. - Ich bin gespannt.

Ich finde es auch interessant, dass Sie sagen, ein
Semesterticket sei der Ersatz der Fahrtkosten zu
Praktika. Ich habe ein etwas anderes Bild von ei-
nem Semesterticket. Aber darüber können wir si-
cherlich noch im Ausschuss reden.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Sie haben gar keine Ideen, das
ist das Problem!)

- Doch, wir haben auch eine Menge Ideen.

(Zurufe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

„Wir werden die MINT-Ausbildung in die-
sem Land verbessern. Wir werden sie auf
gleich hohem Niveau in Kiel haben, und wir
werden sie in Flensburg haben. Wir wollen,
dass dort Oberstufenlehrerinnen und -lehrer
in Chemie, Biologie und Physik ausgebildet
werden. Wir werden das sicherstellen. Wir
werden das auch in den Haushalten abbil-
den. … Das wird diese Regierung sicherstel-
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len. Das werden wir auch mit diesen Zahlen
sicherstellen.“

- Und weiter:

„Dies ist - nehmen Sie das in ihrer Aufge-
regtheit zur Kenntnis - der Wunsch eines
Kieler Ministerpräsidenten …“

Das hat der Ministerpräsident, der leider gerade ge-
gangen ist, am 9. April 2014 in diesem Haus so ge-
sagt. Dazu gehört bemerkenswerterweise auch die
Kausalität: Sie möchten gern wissen, was wir tun
würden, wenn wir es getan hätten, was wir ur-
sprünglich vorhatten.

Das, meine lieben Kollegen, ist kein Wortfetzen aus
einem x-beliebigen Gespräch in irgendeiner Eck-
kneipe nach Mitternacht, sondern die Einleitung ei-
ner Antwort der Bildungsministerin auf die Nach-
frage der Kollegin Franzen aus der letzten Sitzung
des Bildungsausschusses. In der Tat hätten wir in
dieser Sitzung gern gewusst, welcher Stand der
Beratungen denn nun der aktuelle ist. Wir hätten
auch erwartet, dass der Ministerpräsident, der ja die
Dokumentation der zugrunde liegenden Daten
vollmundig im Plenum angekündigt hatte, seiner
Zusicherung nachkommt und alle Modellrechnun-
gen offenlegt. Das war bis zur Sitzung des Bil-
dungsausschusses am 8. Mai 2014 nicht der Fall.

Die Ministerin gab im Gegenteil zu, dass wesentli-
che Berechnungen gar nicht schriftlich verfasst
und dargestellt sind, weil sie mündlich mit der Uni-
versität Flensburg vereinbart worden sind. In Anbe-
tracht dieser bemerkenswerten Sachlage war ich
gestern über die Klarstellung der Mehrheitsfraktio-
nen froh, die fünf Tage nach der in vielerlei Hin-
sicht bemerkenswerten Bildungsausschusssitzung
inklusive Wochenende kam.

Es wird - im Gegensatz dazu, was Herr Albig ange-
kündigt hat - keinen Unterricht in Chemie oder
Physik auf Oberstufenniveau an der Universität
Flensburg geben. Man wird auch darüber nachden-
ken, bestimmte Fächer auf Sek-I-Niveau zu belas-
sen. Die Kosten - welche auch immer das nun sind -
werden gedeckelt, und die Beratungen werden ent-
schleunigt. Einen konkreten Fächerkanon werden
die Hochschulen selbst vorstellen, auch wenn wir
uns alle vorstellen können, dass es vornehmlich die
günstigen Fächer sein werden. Wichtig ist, dass die
Mehrheitsfraktionen - so ahnungslos sie hinsicht-
lich der tatsächlichen Kosten auch sind - mit dieser
Festlegung die Basis dafür geschaffen haben, dass
die Universitäten zum Verhandlungstisch zurückge-
kehrt sind. Das finde ich gut. Das lobe ich aus-
drücklich.

(Beifall PIRATEN)

Die Fraktionen der Küstenkoalition haben die Fak-
ten geschaffen. Sie haben die handwerklichen Män-
gel des Ministerpräsidenten und seiner Ministerin
kassiert. Eines ihrer Prinzipien also, womit Frau
Professor Wende noch am 9. Mai 2014 öffentlich in
den „Kieler Nachrichten“ zitiert wird: „Eine Sek-I-
Ausbildung in Flensburg ist für mich tabu“, findet
sich in dem Eckpunktepapier nicht mehr. Es ist also
gut, wenn man noch ein paar Prinzipien zur Aus-
wahl hat.

(Beifall PIRATEN und Dr. Ekkehard Klug
[FDP])

In diesem Zusammenhang möchte ich mit der Mär
aufräumen - Herr Stegner und Herr Andresen haben
es gerade erneut wiederholt -, die Opposition betei-
lige sich inhaltlich nicht an den Beratungen. Das
stimmt nicht. Hören Sie auf, das wie eine kaputte
Schallplatte zu wiederholen. Es wird dadurch nicht
wahr.

(Beifall PIRATEN)

Die PIRATEN haben sich nie geweigert, sich damit
inhaltlich auseinanderzusetzen. Warum auch?
Schließlich stehen wir hinter den Gemeinschafts-
schulen. Wir wollen auch, dass diese gut ausgebil-
dete und motivierte Lehrer haben.

(Beifall PIRATEN - Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben
nie etwas zur Lehrerbildung vorgelegt!)

- Wir haben Gespräche geführt, wir haben Anzuhö-
rende benannt, wir haben Inhalte mit Kleinen An-
fragen abgefragt. Und wir haben damit - es tut mir
leid - in Gänze mehr getan als die Koalition.

(Lachen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben allerdings auch kritisch zu Finanzie-
rungsmodellen, zu Kapazitäten und zu Bedarfen
und deren Umsetzungsstrategien nachgefragt. Die
Zahlen dazu sind Sie uns noch schuldig geblieben.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN - Birgit Her-
dejürgen [SPD])

Wir haben dabei Mängel entdeckt - Mängel, die
auch anderen nicht verborgen geblieben sind und
die am Ende wohl auch die Mehrheitsfraktionen
überzeugt haben. Sie folgen inhaltlich dem, was die
CAU und die Opposition immer gesagt haben. Das
ist gut so, aber vieles ist noch nicht vom Tisch.

An einem sehr praktischen Beispiel kann man ver-
anschaulichen, was ich meine. Stellen Sie sich eine
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Familie vor, die von einer Wohnung in eine größere
Wohnung umzieht. Diese Familie wird das dann
zum Beispiel begründen mit: Wir bekommen Nach-
wuchs, wir brauchen mehr Platz. Da wird man sa-
gen: Ja, die brauchen mehr Raum, das macht Sinn
so.

Wir haben die Ministerin gefragt, warum sie Dop-
pelstrukturen schaffen will, und hatten erwartet,
dass sie uns konkret den Bedarf an Sek-II-Lehr-
kräften benennen wird. Sie hat es aber nicht getan.
Sie hat lediglich darauf hingewiesen, dass man den
Lehrerbedarf in den nächsten Jahren genauer pro-
gnostizieren wolle. Das ist zum einen gut, weil er
im Moment fächer- oder schulartbezogen noch gar
nicht bekannt ist. Zum anderen ist es aber für mich
nicht schlüssig, zuerst die Kapazitätsentscheidung
zu treffen und dann den Bedarf zu untersuchen. Da
ist doch irgendetwas falsch herum gelaufen.

(Beifall PIRATEN und Daniel Günther
[CDU])

Wir haben im Bildungsausschuss auch nach den
konkreten Investitionen gefragt: Was soll wie wo in
welcher Größenordnung warum investiert werden?
Auch dazu machte die Bildungsministerin bis heute
keine solide Angabe. Man habe das im Gespräch
mit den Universitäten mündlich so vereinbart.

Mit Verlaub, mit so einer Aussage beraubt man sich
natürlich nicht nur selbst jeder Glaubwürdigkeit,
man brüskiert auch den Rest der Menschen, die im
politischen Raum Arbeit leisten.

Ich habe einmal anhand einer willkürlich gewählten
kleinen Gemeinde in diesem Land angeschaut, wel-
chen Aufwand Kommunalpolitiker betrieben ha-
ben, wenn sie zum Beispiel eine Erweiterung einer
Toilettenanlage im Kita-Bereich vornehmen wol-
len. Da geht von der Zielbeschreibung über grobe
Kostenplanung bis zur detaillierten Kostenberech-
nung ein Jahr ins Land, um alle Gremien bis zur
kleinsten Stelle hinter dem Komma zu informieren,
Angebote zu erstellen, Planer zu beauftragen, die
entsprechenden Ausschüsse einzubinden und
schließlich ein gutes Ergebnis zu erzielen.

(Beate Raudies [SPD] Das geht aber auch
schneller als ein Jahr!)

Allein die Bildungsministerin hat das alles nicht nö-
tig. Da wird mit dem großen Daumen gepeilt, da
wird angenommen, vorausgesetzt, überschlagen
und das Ganze am Ende im Gespräch vereinbart.

(Martin Habersaat [SPD]: Es ist Ihnen doch
klar, dass nicht das Ministerium die Bauauf-
träge vergibt!)

Unterlagen, Berechnungen und Planungen gibt es
dazu nicht. Einzig Herr Habersaat und Herr Andre-
sen springen zur Seite, bezeichnen das Ganze als
Popanz oder regen sich auf, wenn die Opposition
nach Fehlern sucht.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Zur Seite springen?)

Lieber Kollege Habersaat, im Grunde haben Sie ja
recht.

(Wolfgang Baasch [SPD]: Das stimmt! -
Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das war der beste
Satz!)

Es ist eigentlich überflüssig, hier nach Fehlern zu
suchen. Die Defizite sind so offensichtlich, dass
man eigentlich gar nicht mehr danach suchen muss.

(Beifall PIRATEN und CDU)

In den letzten Landtagssitzungen hat der Minister-
präsident selbst die Verantwortung für das Zah-
lenwerk der Bildungsministerin übernommen. In
der letzten Bildungsausschusssitzung tat sie das sel-
ber nicht mehr, sondern pochte auf die Aufgaben-
verteilung im Kabinett: Wende macht die Inhalte,
und Frau Heinold macht das mit den Finanzen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sie haben das Prin-
zip begriffen!)

Nun ist es so, dass wir PIRATEN das Ziel des Stu-
fenlehrers richtig finden. Aber die Umsetzung die-
ses Ziels muss handwerklich belastbar, ordentlich
und solide sein.

(Beifall PIRATEN)

Das ist es, was wir unter seriös verstehen und bei
dem wir offenbar weit von dem entfernt sind, was
die Bildungsministerin darunter versteht. Ich ver-
stehe nicht, wie Sie dort hinkommen. Es geht nicht
um gut gemeint, sondern um gut gemacht - dies vor
allem deshalb, weil es immer noch viele gibt, bei
denen man die Idee des Stufenlehrers bewerben
muss, damit man sie davon überzeugen kann. Wenn
Sie aber so dünne Häuser bauen und sie auf Sand
stellen, funktioniert das einfach nicht. Auch darum
werbe ich für Transparenz und Offenheit. Wir ha-
ben noch Anhörungen vor uns.

(Zuruf SPD)

Vieles würde uns erleichtert werden, wenn wir
wüssten, worüber wir reden.

(Beifall SPD)
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- Liefern Sie uns die Fakten, dann wissen wir das
endlich. Aber Sie liefern ja keine Fakten. Sie ma-
chen keine inhaltliche Debatte.

Herr Albig, wir reden nicht nur über MINT, wir
müssen auch über Kunst, Sport und Musik reden.
Frau Wende, ich muss Sie korrigieren. Sie haben
gestern im NDR gesagt: Einigung erreicht. Das
suggeriert, dass das Gesetz in trockenen Tüchern
ist. Das ist aber etwas ganz anderes als das, was mir
mein parlamentarisches Verständnis sagt, dass wir
mit den Beratungen nämlich erst angefangen haben.
Das haben auch Sie heute gesagt.

(Zurufe SPD)

Ich empfehle Herrn Stegner, die Antworten der
Landesregierung auf meine Kleinen Anfragen zu
lesen. Dort nennt die Regierung selbst das Eckwer-
tepapier als Grundlage für das Gesetz.

(Zurufe SPD)

Wir brauchen eine Modellrechnung, um die Ein-
zelheiten der Daten für die Beurteilung jeder Pla-
nung zu beurteilen.

(Beifall PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, Ihre Zeit ist abgelaufen.

Uli König [PIRATEN]:

Noch einen letzten Satz. - Der Sprecher des Minis-
teriums sagte gestern noch einmal ausdrücklich,
dass jeder Blick auf Fächer selbstverständlich sei
und dass dieser auch seriös berechnet und darge-
stellt werden könne. Das versteht sich von selbst.
Der Mann hat recht. Es kann auch nicht schwer
sein, diese Daten vorzulegen. Darauf bestehen wir
PIRATEN. - Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Abgeordneten des SSW hat die
Frau Abgeordnete Jette Waldinger-Thiering.

Jette Waldinger-Thiering [SSW]:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Damen und Herren! Es mag sein, dass in diesem
Prozess nicht immer alles optimal gelaufen ist.
Aber, um es noch einmal ganz deutlich zu sagen:
Unser Ziel ist es, die modernste und qualitativ
hochwertigste Ausbildung für unsere Lehrerinnen
und Lehrer zu schaffen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Stärkung oder Schwächung einzelner Standorte
oder sonstige taktische Spielchen oder gar Geheim-
pläne spielen für uns mit Sicherheit keine Rolle.
Dass der Opposition trotzdem fast jedes Mittel
recht ist, um gerade dieses Gesetz zu torpedieren,
finde ich sehr enttäuschend. Gerade von jenen, die
in eigener Regierungsverantwortung in dieser Sa-
che so gut wie gar nichts bewegt haben, hätte ich
einen deutlich konstruktiveren Beitrag erwartet.
Wenn wir ehrlich sind, dann wurde die Anpassung
der Lehrämter an die Schullandschaft sogar
schon im Zuge der Schulgesetzänderung von 2007
versäumt. Das ist jedoch Schnee von gestern und
zeigt in meinen Augen nur deutlich, wie wichtig
diese Initiative der rot-grün-blauen Regierung ist.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und Beifall
Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Ich habe durchaus Verständnis dafür, wenn der eine
oder andere die geplanten Änderungen bei der Leh-
rerausbildung im Land als unbequem oder sogar
störend empfindet, denn Veränderungen können
wehtun. Das ist keine Frage. Das gibt einem aber
noch lange nicht das Recht, Horrorvisionen zu ver-
breiten und dadurch unnötig Ängste zu schüren.
Statt der vielen Märchen, die im Umlauf sind oder
zumindest waren, möchte ich auf eine Tatsache hin-
weisen: Niemandem wird durch die geplante Neu-
ordnung der Lehrerbildung etwas weggenommen.
Hier ging und geht es nicht um die Verlagerung von
Kompetenzen oder Kapazitäten. Hier geht es einzig
und allein um die Stärkung und die zeitgemäße
Ausrichtung der Lehrerbildung und damit um die
Hochschullandschaft hier in Schleswig-Holstein.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aus Sicht des SSW ist es auch in Zukunft dringend
empfehlenswert, dass alle Beteiligten diese Tatsa-
che im Hinterkopf haben und die Reform mit der
gebotenen Sachlichkeit begleiten.

Es geht uns nicht um Standortfragen. Auch wenn
die Betroffenen immer wieder einmal einen ande-
ren Eindruck erwecken wollen, muss ich auf eines
hinweisen: Sowohl die Universität in Flensburg als
auch die in Kiel wurden und werden umfangreich
in den Gesamtprozess einbezogen. Das Bildungs-
ministerium hat die Pläne mit beiden Universitäten
beraten und regelmäßig Gespräche geführt. Ich ge-
he fest davon aus, dass sich daran auch in Zukunft
nichts ändern wird. Man sollte nicht vergessen, dass
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noch eine umfangreiche Anhörung zu diesem Ge-
setzentwurf ins Haus steht. Möglichkeiten, Einfluss
zu nehmen und konstruktive Vorschläge einzubrin-
gen, waren und sind also durchaus vorhanden. Ich
sage es noch einmal: Ziel ist eine landesweit ein-
heitliche und vor allem qualitativ hochwertige Aus-
bildung unserer Lehrkräfte. Es liegt doch auf der
Hand, dass hierfür ein wenig Kompromissbereit-
schaft und Flexibilität gefragt sind.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und vereinzelt SPD)

Das gilt für die Universitäten in Flensburg und in
Kiel gleichermaßen. Wer nur die nüchternen Fakten
betrachtet, der wird jedenfalls keine einseitige
Schlechterstellung oder sonstige Benachteiligung
eines Standorts erkennen. Eines will ich deutlich
sagen: SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW sind es, die endlich den denkwürdigen Zu-
stand beenden, bei dem munter Lehrkräfte für
Schulformen ausgebildet werden, die es so gar
nicht mehr gibt. Diese Anpassung an die tatsächli-
che Schulstruktur ist längst überfällig.

(Beifall SPD)

Wer sich den Gesetzentwurf genauer angeschaut
hat, der wird wissen, dass wir alle Lehrerinnen und
Lehrer nicht nur fachwissenschaftlich exzellent aus-
bilden wollen. Nein, sie werden in Zukunft auch
flexibel einsetzbar sein. Zu diesem Zweck sollen in
Kiel und in Flensburg Sekundarlehrkräfte ausge-
bildet werden, die von Klasse 5 bis 13 unterrichten
können. Sie bekommen damit die erforderlichen
Kompetenzen für Gymnasien und für Gemein-
schaftsschulen. Dies entspricht dem Geist unseres
Schulgesetzes und bedeutet keineswegs eine Ab-
senkung von fachlichen Standards.

(Beifall SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
vereinzelt SPD)

Ganz im Gegenteil, damit wird die Ausbildung zum
Wohle unserer Kinder grundsätzlich auf gymnasia-
les Niveau angehoben. Lehrerinnen und Lehrer er-
ster und zweiter Klasse gehören nach diesen Plänen
mittelfristig der Vergangenheit an. Warum hier
manche noch immer von einer Abschaffung des
Gymnasiums reden, ist mir persönlich schleierhaft.

Ein weiterer sehr bedeutender Punkt, auf den der
Gesetzentwurf erste wichtige Antworten gibt, ist
die Herausforderung eines wirklich inklusiven
Schulsystems, denn nach den vorliegenden Plänen
werden unsere Lehrerinnen und Lehrer endlich
schon im Studium das Rüstzeug für die zentralen
Anforderungen des Schulalltags bekommen. Sie

sollen schon hier viel stärker für die individuelle
Verschiedenheit der Schülerinnen und Schüler sen-
sibilisiert werden. Pädagogische wie auch didakti-
sche Basisqualifikationen für den Umgang mit
Heterogenität und Inklusion werden zukünftig in
die Ausbildung für alle Lehrämter integriert. Sie
werden nicht erst im Nachhinein im Rahmen von
Fortbildungen vermittelt. Das ist in meinen Augen
nicht nur gut, sondern schlicht und einfach notwen-
dig, denn so werden unsere Lehrerinnen und Lehrer
von Beginn an in die Lage versetzt, ihren Unterricht
entsprechend zu gestalten. Das ist nicht nur für die
Kinder von Vorteil, sondern vor allem für die Lehr-
kräfte selbst.

Wer rein ideologisch argumentiert, der wird natür-
lich immer weiter von Gleichmacherei oder von no-
torisch überforderten Einheitslehrern sprechen kön-
nen. Wir aber sehen die weitestgehend einheitliche
Ausbildung der Lehrkräfte für alle weiterführenden
Schulen als absolut modern und wegweisend an.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Auch für die Minderheiten im Land bringt der vor-
liegende Gesetzentwurf klare Fortschritte, denn die
Vermittlung der Bedeutung der Sprache, der Ge-
schichte und der Kultur der nationalen dänischen
Minderheit, der friesischen Volksgruppe und der
Minderheit der deutschen Sinti und Roma sind zu-
künftig fester Bestandteil der Lehrkräftebildung.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Auch hier wird es im weiteren Verlauf noch um die
konkrete Ausgestaltung gehen. Grundsätzlich spie-
gelt das Thema Minderheiten im Lehrerbildungsge-
setz aber schlicht und einfach die Realität in unse-
rem Land wider. Auch wenn sie eigentlich längst
überfällig ist, wird diese Neuerung hoffentlich nicht
nur vom SSW ausdrücklich begrüßt. Die Einschät-
zung, dass eine konsistente Lehrerbildung nicht
erst seit der letzten Schulgesetzänderung überfällig
ist, wird von sehr vielen Betroffenen geteilt. Dem
kommen wir nach, indem wir die Lehrerbildung im
Land endlich modern gestalten und qualitativ hoch-
wertig ausrichten. Dabei ist klar, dass diese Weiter-
entwicklung in Kiel, Flensburg und Lübeck stattfin-
den wird.

Bevor ich zum Schluss komme, möchte ich noch
einmal auf die Struktur unserer Lehrerbildung
eingehen. In vielen Bundesländern dieser Republik
sind inzwischen Ausbildungskonzepte für Lehrerin-
nen und Lehrer mit gestuften Bachelor- und Ma-
ster-Studiengängen eingeführt worden. Die Struktur
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der Lehrerausbildung ist grundsätzlich abhängig
von der gewählten Schulform. Deshalb passt unser
neues Lehrkräftebildungsgesetz zu unserer Schul-
struktur. Wir wollen höhere Schulabschlüsse für al-
le Kinder in Schleswig-Holstein. Deshalb gibt es ei-
ne andere Ausbildung.

(Beifall SSW, SPD und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Abgeordnete Günther hatte für die Oppositi-
onsfraktion in einer Stellungnahme zu einer schrift-
lichen Anhörung Stellung genommen, und zwar zu
der der Landeselternbeiräte der Grundschulen und
Förderzentren. Es wird gesagt, durch unklare Aus-
gangsbedingungen konnten sie keine Stellungnah-
me abgeben. Es gibt aber weitere Stellungnahmen,
die durchaus positiv sind und die durchaus Stellung
dazu beziehen konnten: Das sind die der Lehrerbil-
dung der Universität Flensburg und die der GGG.
Der Verband für Mathematik und Naturwissen-
schaft stand den Ausbauplänen in Flensburg natür-
lich kritisch gegenüber. Einen Punkt haben wir
schon erfüllt, indem wir gesagt haben: In Flensburg
gibt es die Naturwissenschaften auf dem Sekundar-
stufen-I-Niveau, in Kiel auf dem Sekundarstu-
fen-II-Niveau.

Wir wollen ein Lehrkräftebildungsgesetz, das sich
jetzt in einem ganz normalen Verfahren in der An-
hörung befindet. In dieses Verfahren kann sich je-
der einbringen, der Lust hat, daran teilzunehmen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, begrüßen Sie mit mir
gemeinsam auf der Tribüne des Schleswig-Holstei-
nischen Landtags Schülerinnen und Schüler des
Wolfgang-Borchert-Gymnasiums aus Halstenbek
und Schülerinnen und Schüler des Regionalen Bil-
dungszentrums 1 hier in Kiel. - Seien Sie uns herz-
lich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall)

Das Wort zu einem ersten Dreiminutenbeitrag hat
der Abgeordnete Rasmus Andresen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Zwei Vorbemerkungen, be-

vor ich zu dem komme, was ich eigentlich sagen
möchte.

Das eine ist der Vorwurf in Richtung der Regie-
rungsfraktionen, wir hätten uns inhaltlich erst in
den letzten Tagen mit dem Lehramtsgesetz be-
schäftigt und vorher bei diesem Thema durch Ab-
wesenheit geglänzt. Dieser Vorwurf ist komplett
absurd. Ich bitte Sie, ihn nicht weiter vorzubringen.
Ich kann für meine Fraktion erklären, dass wir seit
2007, als das Schulgesetz, so meine ich, verab-
schiedet wurde, immer wieder Gesetzentwürfe zum
Lehramt vorgelegt und das intensiv mit unter-
schiedlichsten Verbänden diskutiert haben. Wir
sind sehr froh, dass wir es jetzt endlich schaffen
und kurz davorstehen, eine Mehrheit für Ideen, die
im Grundsatz bei uns schon verankert waren, zu
finden, um es hier auch zu verabschieden.

Meine zweite Vorbemerkung betrifft die Behaup-
tung, die Zahlen lägen nicht vor. Das ist allenfalls
zum Teil richtig. Zumindest sollte zur Kenntnis ge-
nommen werden, dass der Finanzausschuss gestern
einstimmig beschlossen hat - das sollte eigentlich
eine Selbstverständlichkeit sein, aber ich will es
hier noch einmal sagen -, Akteneinsicht zu ermögli-
chen. Das werden wir alle tun, Regierungsfraktio-
nen wie Oppositionsfraktionen. Dort wird man
dann die Möglichkeit haben, die Zahlen, die man
jetzt vielleicht nicht hat, zu bekommen.

Ich habe mich aber gemeldet, um noch ein paar
Dinge zu Ihrem Gesetzentwurf zu sagen, Herr
Vogt. Denn ich finde es gut, dass Sie sich anders
als die CDU und die PIRATEN nicht einfach in ei-
ner Dauerschleife befinden, in der sie die ganze
Zeit ihre Vorwürfe wiederholen, aber verschleiern,
dass Sie selber keine Ideen haben. Das tun Sie
nicht. Sie gehen einen anderen Weg. Das begrüße
ich ausdrücklich.

Ich möchte mich inhaltlich mit der Frage auseinan-
dersetzen, ob ein Zurück zum Staatsexamen sinn-
voll ist. Ich meine, dass das auch Probleme mit sich
bringt. Zum einen wünschen sich fast 70 % der Stu-
dierenden an der Christian-Albrechts-Universität,
dass die Polyvalenz, die durch den Bachelor- und
Master-Aufbau ermöglicht wurde, erhalten bleibt
und ausgebaut wird. Das ist mit Ihrer Idee des
Staatsexamens nicht vereinbar. Deswegen glauben
wir, dass Ihre Idee zu kurz greift und in die falsche
Richtung geht.

Zum anderen ist das auch eine Frage der Studien-
ordnungen. Die Lehramtsstudierenden laufen gera-
de in Kiel in Bachelor- und Master-Studiengängen
mit. Das jetzt für das Lehramt wieder auf das
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Staatsexamen umzustellen, würde erheblichen orga-
nisatorischen Aufwand für die Hochschulen bedeu-
ten.

Ich bin sehr gespannt, wie sich die Hochschulen
und die Studierenden zu Ihrer Idee in der Anhörung
verhalten. Es gibt viele praktische Probleme, ein-
mal abgesehen davon, ob man das grundsätzlich
richtig oder falsch findet. Das ist ein weiterer
Grund, warum wir inhaltlich zu einer anderen Posi-
tion kommen, als Sie sie für Ihre Fraktion vertreten
haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ich sehe, dass meine Zeit davonläuft. Deshalb nur
kurz ein weiterer Aspekt: Wenn Sie uns dafür kriti-
sieren, dass die Praxisphasen nicht besoldet wer-
den, dann müssen Sie das im Prinzip für Ihre Pra-
xisphasen auch fordern. Dann bin ich gespannt, wo
wir in der Finanzierung landen werden. Das können
wir dann gern schriftlich überprüfen lassen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Bei großzügiger Auslegung sind Ihre drei Minuten
jetzt lange vorbei.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Das ist richtig, es sind 16 Sekunden. Ich möchte
gern noch einen Satz sagen. Ist das in Ordnung? -
Danke schön.

Viele Studierende haben berechtigte Interessen,
beispielsweise beim Praxisphasenticket und auch
bei anderen Punkten. Das nehmen wir sehr ernst.
Dort ist der Knoten auch noch nicht ganz durch-
schlagen. Das wollen und müssen wir bis zum
Sommer lösen. Aber es ist auch richtig, dass unsere
beiden gewählten ASten an den Hochschulen
grundsätzlich hinter unserer Reform stehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Das heißt, es gibt in der Studierendenschaft keinen
großen Widerstand.

Präsident Klaus Schlie:

Der Satz war, denke ich, zu Ende. Herr Abgeordne-
ter, Sie können aber Ihre Redezeit verlängern, wenn
Sie die Frage des Abgeordneten Vogt zulassen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident, ich nehme Zwischenfragen immer
an. Das tue ich natürlich auch jetzt.

Christopher Vogt [FDP]: Vielen Dank, Herr
Kollege Andresen. Ich freue mich, dass heute
erstmalig von einer anderen Fraktion auf un-
seren Gesetzentwurf eingegangen wird. Vie-
len Dank zunächst einmal für diesen Beitrag.

Herr Kollege Andresen, zwei Punkte. Ers-
tens. Würden Sie zur Kenntnis nehmen - das
ist, denke ich ganz wichtig bei der Umset-
zung und beim Abschluss des Staatsex-
amens -, dass das Studium in Modulen ab-
laufen kann, sodass bei der Organisation An-
knüpfungspunkte mit anderen Studiengängen
durchaus möglich sind?

Zweitens. Ist es nicht ein Unterschied, wenn
Sie, wie Sie es vorhaben, Hochschulabsol-
venten - sie haben dann ja bereits die Bache-
lor-Prüfung absolviert - mit einem verpflich-
tenden Praktikum an die Schulen schicken,
aber eben keine Bezahlung dafür zur Verfü-
gung stellen? Meinen Sie nicht, dass das
einen Unterschied zu unserem Modell dar-
stellt?

- Zu Ihrer ersten Frage: Ja, es ist mir bekannt, dass
man das auch in Modulen organisieren könnte.
Nichtsdestoweniger erfordert das eine erhebliche
Umstrukturierung für die Hochschulen, die auf das
Bachelor-Master-System gegangen sind und die -
so ist mir bisher von allen Akteuren, so unter-
schiedlich sie auch sonst immer sein mögen, be-
richtet worden - nicht vorhaben, das wieder zum
Staatsexamen hin zurückzuentwickeln. Wenn man
Ihren Gesetzanwurf annehmen würde, dann müss-
ten Sie genau das organisatorisch tun. Da erlebe
ich, dass viele Akteure in der Hochschullandschaft
den Kopf schütteln. Deswegen erlauben wir uns an
dieser Stelle einen anderen Weg.

Der zweite Punkt ist richtig. Ich kann verstehen,
dass Sie sagen, dass das einen Unterschied macht.
Sie wollen, wenn ich es richtig verstanden habe,
einen verpflichtenden Praxisbezug vor dem Studi-
um. Das ist im Übrigen ein Aspekt, den ich sehr gut
finde und den man in der Anhörung ruhig noch ein-
mal diskutieren kann. Das ist aus grüner Sicht eine
interessante Idee, die es sich zu diskutieren lohnt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Dann gibt es we-
niger Studienabbrecher!)
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Aber zur Frage der Entlohnung: Wenn im Himmel
Jahrmarkt wäre und wenn wir in der Finanz- und
Haushaltspolitik auf Rosen gebettet wären, dann
könnte ich mir gut vorstellen, die Forderung, die
Sie aufgestellt haben, umzusetzen. Aber die Lage
ist nicht so. Im Übrigen gibt es sehr viele andere
Studierende, die Pflichtpraktika absolvieren und
vom Land ebenfalls nicht dafür entlohnt werden.
Hier muss man gerade auch im Finanzbereich die
Verhältnismäßigkeit ein Stück weit wahren, auch
wenn die Idee per se nicht absurd ist und ich auch
verstehen kann, dass Studierende dieses Interesse
formulieren. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
hat der Abgeordnete Wolfgang Kubicki.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es ist eigentlich nicht verwunderlich und trotzdem
bedauerlich, dass selbst in einer Bildungsdebatte
der Kollege Dr. Stegner keinen Satz formulieren
kann, ohne zu beleidigen und zu diffamieren.

(Beifall FDP, CDU und PIRATEN)

Ein leuchtendes Beispiel einer herausragend guten
Debattenkultur!

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Gute Erziehung!)

- Von guter Erziehung wollen wir hier nicht reden.
Ich komme aber noch einmal darauf zurück. Ich
kann verstehen, warum er das macht: von innerem
Ehrgeiz zerfressen, nichts geworden und nicht ge-
mocht, da ist das einfach so.

(Heiterkeit FDP - Serpil Midyatli [SPD]: So
viel zum Thema Beleidigungen!)

Ich komme noch einmal darauf zurück, weil ich
glaube, dass es einen tieferen Grund dafür gibt,
warum er sich heute so verhalten hat.

Zunächst einmal müssen wir zwei Dinge voneinan-
der trennen. Das Erste ist die Frage nach einer ein-
heitlichen Lehrerausbildung. Darüber kann man
lange diskutieren. Das Zweite ist die Frage, ob man
diversifiziert, auf welche Standorte man das ver-
teilt, oder ob man konzentriert. Man kann sehr in-
tensiv darüber nachdenken, ob es vielleicht sinnvol-
ler wäre, auch angesichts der von Ihnen beschriebe-

nen knappen Kassen zu einer Konzentration statt zu
einer Diversifikation zu kommen.

Die Tatsache, dass der Standort Flensburg ausge-
baut wird, ist eine regionalpolitische Entscheidung.
Es ist keine bildungspolitische, sondern eine regio-
nalpolitische Entscheidung.

Dass ein Strukturbruch vorliegt, Herr Kollege
Andresen, sehen Sie daran, dass in Flensburg bei-
spielsweise in naturwissenschaftlichen Fächern nur
bis zur Sekundarstufe I ausgebildet wird. Was ma-
chen Sie mit den dort ausgebildeten, wenn sie nicht
anschließend nach Kiel gehen? Dann haben Sie
wieder nicht den einheitlichen Lehrer, sondern
einen Lehrer, den Sie bis zur Sekundarstufe I ver-
wenden können und nicht für die Sekundarstufe II.
Das Problem müssen Sie im Zweifelsfalle noch lö-
sen und klären. Denn die Leute, die anschließend
nach Kiel gehen müssten, werden sich wahrschein-
lich überlegen, von Anfang an nach Kiel zu gehen,
was dazu führen wird, dass die entsprechenden Stu-
dienplätze in Flensburg gar nicht belegt werden
können.

Herr Kollege Andresen, ich werde auf diese Frage
auch im Ausschuss zurückkommen. Wir unterhal-
ten uns über diese Frage noch im Ausschuss.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Darauf freue ich mich!)

- Das können Sie auch. Ich finde es mittlerweile
ganz lustig, dass in Schleswig-Holstein Politiker
der regierungstragenden Fraktionen ständig erklä-
ren: „Lieber Ministerpräsident, wir wollen an die
Weltspitze. Schleswig-Holstein soll das Land mit
der besten Lehrerausbildung sein. Die meisten
Schüler sollen hier etwas erreichen.“ Das hört sich
für mich immer ein bisschen an wie in der ehemali-
gen DDR: Man bekommt nichts auf die Reihe, wird
aber auf diese Art und Weise Weltspitze.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Weltniveau!)

Das kann nicht richtig sein.

(Beifall FDP und CDU)

Herr Kollege Dr. Stegner, ich ahne, warum Sie sich
heute Morgen in dieser Art und Weise geäußert ha-
ben: Weil die „Lübecker Nachrichten“ melden, dass
die gestrige Erklärung des Ministerpräsidenten,
Herr Professor Löwer aus Bonn hätte der Bildungs-
ministerin erklärt, sie könne zurückkehren, schlicht
und ergreifend unrichtig ist. Die „Lübecker Nach-
richten“ darf ich, wie folgt zitieren:

„Doch das war es offenbar nicht. Ein regulä-
res Rückkehrrecht hätte Wende nur gehabt,
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wenn sie in Flensburg zuvor auch Professorin
mit eigenem Lehrstuhl gewesen wäre, wie
auch jener Rechtsprofessor, Wolfgang Lö-
wer, den LN gestern bestätigte.“

Wir sind jetzt gespannt. Entweder hat Frau Wende
den Ministerpräsidenten falsch unterrichtet oder er
uns gestern. Wir wollen sowohl das angebliche
Gutachten, das es geben soll, als auch die Vereinba-
rung sehen. Wir werden dabei nicht nachlassen.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Die Debatte war gestern!)

Wir werden dabei nicht nachlassen, weil, Frau von
Kalben, die Frage einer regionalpolitischen Ent-
scheidung schon etwas damit zu tun hat, woher je-
mand kommt und wie er eingebettet ist. Da werden
wir nicht nachlassen. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
hat der Abgeordnete Martin Habersaat.

Martin Habersaat [SPD]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist
erstaunlich, von wie vielen Seiten momentan Inter-
esse an der Aktenführung der Landesregierung
bekundet wird. Ich glaube, das Bildungsministeri-
um war von dem Ersuchen der ehemaligen Kieler
Oberbürgermeisterin nicht betroffen, und insofern
ist es schön, dass deren Akten dann wenigstens von
dieser Seite betrachtet werden.

Ich möchte nun doch zum Gesetzentwurf der FDP
sprechen, der ja ein altes Motiv aufgreift. Es gab in
der letzten Legislatur einen Konflikt zwischen Bil-
dungsminister Ekkehard Klug und Wissenschafts-
minister Jost de Jager in der Frage, ob man Grund-
schullehrerinnen und -lehrer per Staatsexamen
oder im Bachelor- und Mastersystem ausbilden
solle. Herr Dr. Klug hat, wenn ich das richtig erin-
nere, ein achtsemestriges Staatsexamensstudium
vorgeschlagen, und Jost de Jager hat sich auf die
andere Position gestellt, unterstützt auch von der
damaligen Präsidentin der Universität Flensburg,
Wara Wende, die unter anderem argumentierte,
dass das Grundschullehramt die Basis für eine er-
folgreiche Schulkarriere legt und deshalb das
Grundschullehramt auch nicht gut begründet kürzer
studiert werden kann als alle anderen Lehrämter.
Deshalb wird heute an der Universität Flensburg je-
des Lehramt mit sechs Semestern Bachelor und vier
Semestern Master als Regelstudienzeit angeboten.

Das ist zurückzuführen auf Beschlüsse der letzten
Landesregierung. Das hat Kollege Günther eben
auch schon ausgeführt. Wenn Sie das aber so ge-
macht haben, alle Lehrämter in einem zehnse-
mestrigen Studium auszubilden, dann hätten Sie
auch damals sich schon Gedanken darüber machen
können: Wie begründen Sie in diesem Fall eigent-
lich unterschiedliche Besoldungen der Lehrerin-
nen und Lehrer, wenn die Ausbildung identisch ist?
Das haben Sie nicht getan und werfen uns jetzt vor,
da noch keine Lösung zu haben. Wir räumen aber
immerhin ein: Da muss es Lösungen geben.

Ich gestehe aber Herrn Kubicki und der FDP zu,
dass Sie natürlich die brillante Lösung haben. Sie
bilden einfach Grundschullehrer nach Ihrem Ge-
setzentwurf doch wieder nur achtsemestrig aus,
bleiben die inhaltliche Erklärung dafür schuldig,
warum Sie glauben, dass das reicht, und haben
dann wieder eine klare Drittelung der Gesellschaft -
na ja, besser und richtig gut -: acht Semester, neun
Semester, zehn Semester. Das ist erklärtermaßen
nicht mehr unser Weg.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die Praxisphase vor das Studium zu legen, fände
ich aus inhaltlichen Gründen nicht ganz gelungen,
weil Abiturientinnen und Abiturienten, wenn sie
aus der Schule kommen, zuvor schon den Rollen-
wechsel nachvollziehen müssen. Ich weiß aber
nicht, ob das gänzlich ohne Begleitung durch die
Universität zu leisten ist. Das können wir im Aus-
schuss besprechen.

Die Frage nach einem Semesterticket hätte ich am
liebsten so gelöst gesehen, dass wir ein landeswei-
tes Semesterticket haben. Das wollen aber unsere
Studierenden nicht, weil für ein landesweites Seme-
sterticket hohe Zuzahlungen vonseiten der Studie-
renden erforderlich sind, solange man noch nicht,
wie von den PIRATEN gewünscht, den fahrschein-
losen Nahverkehr in der Republik durchgesetzt hat.

(Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Wir sind
dabei!)

Zum Beispiel in Hamburg sind es einige Hundert
Euro, die gezahlt werden, aber in Hamburg gibt es
ja auch ein Interesse für den Studierenden, in der
ganzen Stadt umherzufahren. Ich kann durchaus
verstehen, dass Kieler Studenten nicht bereit sind,
mehrere Hundert Euro für die Möglichkeit zu zah-
len, nach - ich nehme eine Stadt aus meinem Wahl-
kreis - Glinde oder Brunsbüttel zu fahren.
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Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Habersaat, die Redezeit ist ab-
gelaufen.

Martin Habersaat [SPD]:

Dem Kollegen Andresen haben Sie eine Minute zu-
sätzlich zugestanden. Aber ich komme zu meinem
letzten Satz, Herr Präsident.

Ich beglückwünsche die PIRATEN zu ihrem An-
satz, in der Kommunalpolitik nach Weisheit zu
schürfen. Ich glaube, wenn Sie das nachhaltig ver-
folgen, dann kommen Sie hier auch zu besseren
Beiträgen. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
hat der Abgeordnete Dr. Ekkehard Klug.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ein paar
Anmerkungen zu zwei unterschiedlichen Themen.

Einmal die Frage Bachelor/Master versus Staats-
examen. Das ist in der Tat ein Punkt gewesen, in
dem wir uns in der vorigen Wahlperiode zwischen
Jost de Jager und mir, FDP und Union, nicht einig
gewesen sind. Wir haben uns dann am Ende darauf
verständigt, das Modell Bachelor/Master, das der
Kollege de Jager favorisiert hat, zu nehmen.

Allerdings habe ich Wert darauf gelegt, dass in
zwei Protokollvermerken in Kabinettsprotokol-
len Folgendes festgelegt wurde: Erstens. Die damit
verbundenen Mehrkosten - denn wenn Lehrer der
Sekundarstufe I an Regional- und Gemeinschafts-
schulen alle nach A 13 bezahlt werden müssen,
bringt das natürlich mittelfristig mehr Kosten - soll-
ten berechnet werden in einer Arbeitsgruppe von
Bildungs- und Finanzministerium, und das sollte
nicht zulasten des Bildungsetats gehen. Das heißt,
mir ging es natürlich als Bildungsminister darum,
in einem Kabinettsbeschluss festzustellen, dass all-
fällige Mehrkosten nicht zulasten des Bildungsetats
gehen, sondern dass das dann „on top“ finanziert
werden muss.

(Beifall FDP)

In einem zweiten Vermerk habe ich mich in einem
Kabinettsprotokoll mit meiner Einschätzung durch-
gesetzt, dass dann, wenn Grundschullehrer in fünf

Studienjahren, also in zehn Semestern Regelstudi-
enzeit, in einem Bachelor-Master-Modell ausgebil-
det werden, dies nach meiner Einschätzung im
Zweifelsfall über den Klageweg mittelfristig dazu
führen würde, dass wir auch diese Lehrkräfte dann
höher besolden müssten.

(Zuruf Martin Habersaat [SPD])

- Dann gilt das Gleiche. Das können Sie in mehre-
ren Zeitungsberichten nachlesen. Die „sh:z“ hat
darüber berichtet.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Nur haben die
Wähler das nicht honoriert!)

- Wir haben bei der letzten Landtagswahl das
zweitbeste Ergebnis der FDP erzielt. Herr Stegner,
ich kann mich nicht erinnern, dass Sie das zweit-
beste Wahlergebnis der SPD bei der Landtagswahl
erzielt hätten.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Das war das eine.

Nun darf ich ganz kurz darauf hinweisen, dass es in
München die modernste Lehrerbildungsfakultät der
Republik gibt, die School of Education, die Profes-
sor Manfred Prenzel leitet, jetzt Präsident des Wis-
senschaftsrates. Dort können Sie auf der Webseite
nachlesen, dass die Absolventen der naturwissen-
schaftlichen Lehramtsfächer am Ende als Gymnasi-
allehrer ein Staatsexamen in Bayern machen müs-
sen. Es geht also offensichtlich auch an der
modernsten Lehrerbildungsfakultät der Republik.

Letzter Punkt: Die FDP hat in ihrem Entwurf vor-
gesehen, dass Grundschullehrkräfte entweder
Deutsch oder Mathematik als Fach belegen müs-
sen. Das war immer mein Wunsch. In der letzten
Wahlperiode hat die damalige Universitätspräsiden-
tin aus Flensburg gesagt, die Universität Flensburg
sei leider nicht in der Lage, das so darzustellen. Ich
lese ganz kurz vor, was die Medien zu diesem The-
ma berichten. Die „Süddeutsche Zeitung“ schreibt:

„In Deutschland gibt es zwar Fachlehrer für
Mathematik auch an Grundschulen, doch all-
zu oft unterrichten Pädagogen anderer Diszi-
plinen das Fach. Die Schwächen der Lehrer-
ausbildung in Deutschland offenbarte kürz-
lich die internationale Mathematiklehrerstu-
die TDETS-M. Die deutschen Mathe-Lehrer
zeigten dabei mit die größten Leistungsunter-
schiede aller beteiligten Länder. Besonders
große Probleme hatten Lehrer ohne Fachstu-
dium in Mathematik. Dagegen schnitten die

4714 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 58. Sitzung - Donnerstag, 15. Mai 2014

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3058&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3058&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2920&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2920&format=WEBVOLLLANG


Grundschullehrer mit Fachstudium in Mathe-
matik im Weltvergleich gut ab.“

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Ich komme zum Schluss. - Deshalb unsere Forde-
rung: Grundschullehrer müssen entweder Deutsch
oder Mathematik als Pflichtfach belegen. Das führt
mittelfristig zu einer echten Anhebung der Unter-
richtsqualität in diesem Land. Deshalb wollen wir
da investieren statt in Doppelstrukturen, die völlig
unsinnig sind.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Das Wort für die Landesregierung hat die Ministe-
rin für Bildung und Wissenschaft, Frau
Prof. Dr. Waltraud Wende.

Dr. Waltraud Wende, Ministerin für Bildung und
Wissenschaft:

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident! Sehr geehrte
Abgeordnete! Wir befinden uns am Anfang eines
Gesetzgebungsverfahrens, das von großer Bedeu-
tung für die Zukunft der Schulen in Schleswig-Hol-
stein ist. Ich bin mir sicher, dass am Ende des parla-
mentarischen Gesetzgebungsprozesses ein Lehrer-
bildungsgesetz stehen wird, das unsere Lehrkräfte
bestmöglich für die Anforderungen von Schule
heute und in Zukunft qualifiziert.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Gestatten Sie mir eine Bemerkung am Rande. Wir
haben in der Tat in den letzten Wochen und Mo-
naten öffentlich gestritten und diskutiert: die
Ministerin mit den Universitäten und die Universi-
täten untereinander. Wissenschaft, so wie ich sie in
meiner alten Rolle kannte, diskutiert häufig sehr
hart. Das haben wir auch in den vergangenen Wo-
chen so getan. Wenn Wissenschaftler diskutieren -
das war auch ich einmal -, geht es immer um die
Sache. Man versucht, die bestmögliche Lösung für
ein Problem zu finden. Es ging darum, die best-
mögliche Lehrerinnen- und Lehrerausbildung für
Schleswig-Holstein zu finden. In diesem Ziel waren
sich beide Universitäten untereinander, aber auch
mit der Ministerin, stets einig.

Ich sage Ihnen und auch dem Ministerpräsidenten:
Ich kann nicht versprechen, wenn wir ein neues
Thema haben und diskutieren, dass es nicht wieder
zu einem Streit kommt. Wenn am Ende die Lösung
so gut ist wie die Lösung, die wir jetzt miteinander
gefunden haben,

(Lachen CDU)

nehme ich das Risiko eines öffentlichen Streits gern
auf mich.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist
doch hier keine Satireveranstaltung!)

Gestatten Sie mir noch eine andere Bemerkung. Es
ist nicht ungewöhnlich - das wissen Sie alle -, dass
ein Gesetzentwurf das Parlament nicht exakt mit
dem Wortlaut verlässt, mit dem es eingebracht wur-
de. Das ist der normale demokratische Verlauf der
Dinge.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Johannes Callsen [CDU]: Sie ha-
ben doch selbst gesagt, dass es schon das
bestmögliche Gesetz ist! - Unruhe)

Noch etwas anderes: Die Gespräche und Diskussio-
nen, die wir in den vergangenen Wochen mit den
Universitäten geführt haben, betreffen das Lehr-
kräftebildungsgesetz nur mittelbar. Da geht es
nämlich um nach- und untergesetzliche Verein-
barungen. Nicht die Frage, ob wir in Zukunft Se-
kundarlehrerinnen und Sekundarlehrer in Schles-
wig-Holstein haben werden, stand im Mittelpunkt
der Diskussion - in dieser Frage waren sich die Uni-
versitäten einig, das haben sie bei all unseren Ge-
sprächen erklärt -, sondern in der Diskussion ging
es einzig und allein um die Zahl der Fächer, die zu-
künftig an der Universität Flensburg auf Sekundar-
stufenniveau II angehoben werden sollen. Da lag
der Fokus der Diskussion.

Es ist überaus zu begrüßen, und ich sage herzlichen
Dank dafür, dass wir mit beiden Universitäten eine
Einigung erarbeitet haben. Es war ein langer Weg,
aber am Ende zählt das Ergebnis.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Das Ergebnis ist aus meiner Perspektive eindeutig:
Es ist die beste aller möglichen Lösungen. Wir wer-
den eine - um es mit den Worten des Ministerpräsi-
denten zu sagen - starke Lehrerinnen- und Lehrer-
ausbildung in Schleswig-Holstein haben, und zwar
in Kiel und in Flensburg.
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(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das
werden wir bei der Evaluierung sehen!)

Die Gewinner unserer Einigung sind alle Lehrkräf-
te, die zukünftig an unseren Schulen unterrichten
werden. Aber was noch viel wichtiger ist - die Ge-
winner sind auch die Schülerinnen und Schüler in
unserem Land, und zwar an den Grundschulen ge-
nauso wie an den weiterführenden Schulen. Wir
setzen auf Qualität und Kooperation.

Lassen Sie mich kurz die Vereinbarung, die wir
mit Kiel getroffen haben, präsentieren. Es bleibt -
darüber bestand von Anfang an Einigkeit - bei
21 Fächern für die Sekundarlehrerausbildung in
Kiel. Was im Übrigen auch von Anfang an fest-
stand, aber von einigen Akteuren mit Skepsis be-
trachtet wurde: Es werden keine Ressourcen abge-
baut oder verlagert.

Neu wird sein, nachdem wir uns jetzt noch einmal
zu mehreren Gesprächen getroffen haben: Es bleibt
bei dem Alleinstellungsmerkmal der CAU in den
naturwissenschaftlich orientierten Fächern
Biologie, Physik, Chemie und Geografie für die
Sekundarstufe II. Neu an der CAU wird sein -
darauf sind wir alle miteinander sehr stolz -: Für
diese Fächer wird zusätzlich ein zweisemestriger
Aufbau- und Weiterbildungsmaster entwickelt, so-
dass sich auch die Lehrkräfte, die in Flensburg für
die Sekundarstufe I ausgebildet worden sind, wenn
sie es wollen, für den Unterricht in der Sekundar-
stufe II weiterbilden können. Ich finde, das ist ein
Meilenstein.

Gestatten Sie mir noch eine andere Zwischenbe-
merkung, bevor ich zur Universität Flensburg kom-
me. Mir wurde gestern wiederholt - mal positiv,
mal negativ - unterstellt, Lobbyistin zu sein. Ja, ich
bin Lobbyistin für den Wissenschaftsstandort und
den Bildungsstandort Schleswig-Holstein.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ich habe - und zwar nicht erst in den letzten zwei,
drei, vier Monaten, sondern von Anbeginn der
Amtsübernahme - für eine exzellente Lehrerbildung
in Schleswig-Holstein gekämpft.

Ich habe vielleicht noch etwas Neues, was ich Ih-
nen heute erzählen kann, was Sie der Presse noch
nicht entnommen haben: Die CAU - da bin ich ab-
solut stolz auf unsere Landesuniversität, das hat
mich sehr gerührt - plant eine Neustrukturierung ih-
rer Lehramtsstudiengänge. Die Module Pädagogik,
Didaktik und Methodik, die sie im Bereich der

Lehrerausbildung bisher - sagen wir einmal - nicht
optimal entwickelt hat, werden in der Zukunft einen
weitaus größeren Stellenwert einnehmen als in der
Vergangenheit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Das kann man hier in dieser Visualisierung sehen;
das werden Sie da jetzt nicht erkennen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Ich bin mir absolut sicher, dass die CAU, die in den
Fachwissenschaften - das wissen Sie alle - interna-
tional spitze ist, mit dieser Neuorientierung auf die
didaktischen, pädagogischen und bildungswissen-
schaftlichen Anteile der Lehrerausbildung in Zu-
kunft eine Lehrerinnen- und Lehrerausbildung an-
bieten wird, die ihresgleichen sucht. Sie wird sich
in Deutschland mit den exzellentesten Universitäten
messen können. Ich bin stolz, dass die Universität
in Kiel diesen Weg gehen will.

Nebeneffekt dieser Bewegung der CAU ist - ein
kleiner, aber wichtiger Nebeneffekt -, dass auf diese
Weise die Kooperation zwischen beiden Universitä-
ten leichter wird, weil damit das, was wir uns im-
mer alle - ich glaube, da sind wir uns einig - ge-
wünscht haben, die Durchlässigkeit von Studieren-
den von Kiel nach Flensburg und von Flensburg
nach Kiel, viel größer wird als in der Gegenwart
und in der Vergangenheit. Ich hoffe, dass wir uns
alle - weil es um unsere Universität geht - bei die-
sem Thema einmal freuen können.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wie sehen die Vereinbarungen mit der Universität
Flensburg aus? In Flensburg bleiben die sieben Fä-
cher, über die von Anfang an Einigkeit bestand, er-
halten und werden auf Sekundarstufenniveau II an-
gehoben. Bei den sieben Fächern - das ist Ihnen be-
kannt - handelt es sich um Deutsch, Mathematik,
Anglistik, Dänisch, Spanisch, Geschichte und Wirt-
schaft/Politik. Hinzu kommen die Fächer Kunst,
Sport und Französisch. In allen drei Fächern soll es
Kooperationen zwischen den beiden Universitäten
geben.

Die naturwissenschaftlich orientierten Mangelfä-
cher Biologie, Chemie, Physik und Geografie blei-
ben in Flensburg auf Sekundarstufe-I-Niveau erhal-
ten. Wir begründen das damit, dass dies Mangelfä-
cher sind und wir in jedem Fall die entsprechende
Lehrerinnen- und Lehrerzahl erreichen müssen,
wenn wir unsere Lehrerinnen- und Lehrerbildung
umstellen.
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Aber es wird - wie gesagt - einen Weiterbildungs-
Master geben, den die CAU anbietet, sodass die
Absolventinnen und Absolventen der Universität
Flensburg, die dieses wollen, sich berufsbegleitend
auch für das Sekundarstufenniveau II qualifizieren
können. Das Fach Technik bleibt an der Universität
Flensburg als Sekundarstufenfach I erhalten, da es
an den Schulen nur in der Sekundarstufe I angebo-
ten wird.

Eine neue Qualität unserer zukünftigen Lehrerin-
nen- und Lehrerausbildung sind wie gesagt die Ko-
operationen, die die Universitäten planen. Ich dan-
ke den Präsidenten beider Universitäten für ihre
schlussendlich hohe Kooperationsbereitschaft.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Das ist für mich mehr als eine Einigung, denn wir
beschreiten in Schleswig-Holstein damit neue We-
ge.

Lassen Sie mich das an einzelnen Fächern deutlich
machen. Das Fach Kunst soll in Zusammenarbeit
mit der Muthesius-Kunsthochschule an beiden Uni-
versitäten neu konzipiert und an beiden Universitä-
ten im Sekundarstufenbereich angeboten werden.
Dabei sollen der Schulbezug der Ausbildung sowie
die praktisch-künstlerische Arbeit besonders be-
rücksichtigt werden.

Für das Fach Französisch wurde vereinbart, dass
das in Flensburg neu aufzubauende Fach inhaltlich
komplementär zu den in Kiel vorhandenen Profes-
suren ausgerichtet wird. Was heißt das? - Wir wer-
den auf diese Weise Synergien erzeugen, nämlich
Synergien in der möglichen Zusammenarbeit mit
Blick auf gemeinsame Forschungsprojekte. Das
mag Sie hier vielleicht nur am Rande interessieren,
für die Universitäten sind aber gerade diese Syner-
gien absolut wichtig.

Das Fach Gesundheit, Ernährung und Verbrau-
cherkunde soll in Flensburg als Sekundarstufen-
fach II ausgebaut und die Anerkennung bei der
KMK im Rahmen eines Schulversuchs beantragt
werden. Für diesen Ausbau soll und will die CAU
ihre Expertise im Fach Ökotrophologie einbringen,
die, wie Sie wissen, sehr groß ist. Kooperationen
wird es auch im Fach Sport geben.

Unser Gesetz wird Grundlage sein - da bin ich der
festen Überzeugung, dass das so ist - für die beste
Lehrkräftebildung, die wir in Schleswig-Holstein
jemals hatten.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Und weltweit!)

Das neue Studium wird die Studierenden beider
Universitäten optimal für ihren anspruchsvollen
Lehrberuf qualifizieren. Davon profitieren unsere
Schülerinnen und Schüler, und davon profitiert
nicht zuletzt der gesamte Hochschulstandort
Schleswig-Holstein.

Eine Rolle rückwärts wie von der Opposition gefor-
dert wird es nicht geben. Dafür sehen wir keine
Veranlassung. Noch mehr: Ich kann das mit Blick
auf die Studierenden und die beiden Universitäten
nicht verantworten. Die Studierenden brauchen Pla-
nungssicherheit, und zwar so bald wie möglich.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Was sind die qualitativen Herausforderungen, auf
die unser Gesetz eine Antwort gibt? - Wir passen
die Qualifizierung unserer zukünftigen Lehrkräfte
an unsere Schulstrukturen an. Wir werden künftig
eine Ausbildung für Grundschullehrkräfte, Sekun-
darlehrkräfte, Berufsschullehrkräfte und Sonder-
pädagogen haben. Alle weiterführenden Schulen -
egal ob Gymnasium, Gemeinschaftsschule mit oder
ohne eigene Oberstufe - brauchen Lehrkräfte, die
die Fachkompetenz besitzen, um Schülerinnen und
Schüler bis zum Abitur führen zu können. Zentrale
Herausforderung in allen Schularten sind Heteroge-
nität, Inklusion, Medienkompetenz und Deutsch als
Zweitsprache.

Gestatten Sie mir eine weitere Anmerkung am Ran-
de: Mit der Implementierung des Themenbereichs
Inklusion in der Lehrkräftebildung ist Schleswig-
Holstein gemeinsam mit vier anderen Bundeslän-
dern Avantgarde im Bildungsbereich Deutschlands.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Und auch mit der Verbesserung des schulprakti-
schen Bezugs in der Ausbildung gehören wir bun-
desweit zur Avantgarde.

Welche Bedarfe an Lehrkräften wir zukünftig ha-
ben werden, haben wir eben schon diskutiert. Wie
sieht das Zahlenverhältnis von Schülern und Lehr-
kräften aus?

Die Entwicklung der Schülerzahlen - ich stütze
mich auf eine Prognose aus dem Bericht zur Unter-
richtssituation für das Schuljahr 2012/2013 -: Die
Schülerzahlen an allen öffentlichen Schulen sinken
voraussichtlich von 385.000 Schülerinnen und
Schülern im Schuljahr 2013/2014 auf 335.000
Schülerinnen und Schüler im Jahr 2021/2022, also
um 50.000 Schülerinnen und Schüler.
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Lehrerbedarfe: Bei einer durchschnittlichen Leh-
rer-Lebensarbeitszeit von 35 Jahren müssen in jeder
Dekade rund 30 % der Lehrerinnen und Lehrer er-
setzt werden.

Nach dem bisherigen Abbaupfad kann man in den
20er-Jahren von rund 20.000 Planstellen ausgehen,
das sind real circa 25.000 Personen, weil viele Leh-
rerinnen und Lehrer nicht auf vollen Stellen arbei-
ten, sondern die Teilzeitoption gewählt haben. Pro
Dekade müssen wir daher 7.500 Lehrkräfte erset-
zen. Damit haben wir einen errechneten jährlichen
Lehrerinnen- und Lehrerbedarf von 750.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das gilt nur bei
linearer Besetzung!)

Zu den Lehramtsstudierenden: In Schleswig-Hol-
stein haben im Jahr 2012 1.610 Studienanfängerin-
nen und -anfänger ein Lehramtsstudium aufgenom-
men. Mit dem Master abgeschlossen haben im glei-
chen Jahr 910 Studierende. Hier haben wir in der
Tat Verbesserungsbedarf. Ich finde, dass wir uns
diese Abbrecherquoten so in der Zukunft nicht
mehr leisten können. Daran müssen wir mit beiden
Universitäten arbeiten.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Wie sieht das Verhältnis zwischen der Absolven-
tenzahl einerseits und dem Lehrerbedarf anderer-
seits aus? - Der Lehrerbedarf ab den 20er-Jahren -
das habe ich eben ausgeführt - liegt bei circa 750
jährlich. Absolventen: 910. Sehr konservativ ge-
schätzt benötigen wir jedoch 25 % mehr Absolven-
ten als zu besetzende Stellen. Deshalb müssten wir
etwa 1.000 Absolventen haben. Sprich: Wir qualifi-
zieren aktuell zu wenig zukünftige Lehrkräfte, weil
nämlich nicht alle Anfänger einen Studienabschluss
machen, nicht alle nach dem erfolgreichen Ab-
schluss ihres Studiums als Lehrerin oder Lehrer ar-
beiten wollen, sich die Absolventen nicht so auf die
Fächer verteilen, wie es sich eine Ministerin zum
Teil wünschen würde, und die Schulen bei der Aus-
wahl - das ist auch ein Grund - ihres Lehrerperso-
nals eine Bestenauslese haben müssen. Deswegen
müssen wir mehr als den aktuellen Bedarf qualifi-
zieren. Hinzu kommt - leider ist das so -, dass nicht
alle Absolventen in Schleswig-Holstein bleiben.

Kosten: Gestatten Sie mir zunächst einen Dank an
die Fraktionen für die Entscheidung bezüglich der
entstehenden Kosten. Mit dem von den Koalitions-
fraktionen angesetzten Kostenrahmen von struktu-
rell 1,5 Millionen bis 2 Millionen € und einmalig
1 Million bis 1,5 Millionen € Investitionskosten
sind wir auf der sicheren Seite.

Wie rechnen wir? - Das Bildungs- und Wissen-
schaftsministerium rechnet für eine Professur, die
wir an einer Universität installieren, mit Kosten von
122.000 €. Das Centrum für Hochschulentwicklung
unterlegt eine Professur, die man neu installiert, mit
Kosten von 100.000 €. Das heißt, wir haben eine
Sicherheitsmarge - weil wir mit 122.000 € rechnen
- von 22.000 €.

Darüber hinaus haben wir uns beim Ausbau von
Flensburg an kleinen Universitäten orientiert. Wir
haben geschaut, wie kleine, sehr erfolgreiche Uni-
versitäten in der Lehrerinnen- und Lehrerausbil-
dung ihre Ausbildung gestalten. Dies sind zum Bei-
spiel Konstanz und Eichstätt-Ingolstadt. An ihrer
Ausstattung haben wir uns orientiert, weil wir die
Fächer in Flensburg auf Sekundarniveau heben
wollen. Ich bin davon überzeugt, Flensburg und
Kiel sind bestens aufgestellt. Wir brauchen die bes-
ten Lehrkräfte für unsere Kinder, und wir brauchen
zwei Standorte für die Lehrerinnen- und Lehreraus-
bildung.

Weil wiederholt eingefordert worden ist, dass die
Zahlen klarer werden sollen, werden wir überlegen,
wie wir ein Format schaffen können, mit dem wir
Sie intensiv aufklären können. Ich werde Ihnen
jetzt einmal aufzählen - das können Sie dann selbst
nachrechnen -, wie viele Professuren in Flensburg
jeweils eingerichtet werden sollen. Fach Deutsch:
sechs Professuren sind vorhanden. Hier werden kei-
ne neuen Professuren eingerichtet. Das war im Üb-
rigen auch nie geplant. Englisch: vier Professuren.
Dänisch: zwei Professuren. Spanisch: zwei Profes-
suren. Geschichte: vier Professuren. Mathematik:
vier Professuren. Wirtschaft/Politik: zwei Professu-
ren. Biologie: zwei Professuren. Chemie: eine Pro-
fessur. Gesundheit und Ernährung: drei Professu-
ren. Französisch: zwei Professuren. Geografie: zwei
Professuren. Kunst und Textil: zwei Professuren.
Kunst: zwei Professuren. Philosophie: eine Profes-
sur. Physik: eine Professur. Sport: drei Professuren.
Technik: eine Professur.

Nun wissen Sie alle, Flensburg fängt nicht bei null
an. Flensburg hat Professuren. Für den Mehraufbau
von Professuren, die sozusagen über dem jetzigen
Ist zu dem zukünftigen Soll eingebracht werden
müssen, haben wir eine Gesamtsumme von
925.000 € eingeplant plus 185.000 € Overhead. Da-
bei haben wir uns an dem orientiert, was die DFG
als Overhead den Studienorten zur Verfügung stellt.
- Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, die Landesregierung hat
die vereinbarte Redezeit um 14 Minuten überzogen.
Diese 14 Minuten stehen nun allen Fraktionen zur
Verfügung. Gibt es weitere Wortmeldungen? - Das
sehe ich nicht.

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung. Es ist be-
antragt worden, den Gesetzentwurf an den Bil-
dungsausschuss zu überweisen, bei den Anträgen
gibt es den Bedarf, Sachabstimmungen durchzufüh-
ren.

Kommen wir zunächst zum Gesetzentwurf Druck-
sache 18/1856. Es wird Überweisung an den Bil-
dungsausschuss beantragt. Wer so abstimmen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Damit ist der Gesetzent-
wurf einstimmig an den Bildungsausschuss über-
wiesen.

Wir kommen jetzt zur Drucksache 18/1854 (neu).
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will -
es ist ein FDP-Antrag - -

(Zurufe: Gemeinsamer Antrag!)

- Moment, ein CDU- und FDP-Antrag gemeinsam
mit den PIRATEN?

(Zurufe)

- Nein, einmal FDP reicht? Das ist ein anderer.

(Johannes Callsen [CDU]: Können sie das
bitte noch einmal genau sagen?)

- Sie bekommen es jetzt noch einmal genau: Die
Drucksache 18/1854 (neu), Neustart für das Lehr-
kräftebildungsgesetz, ist ein Antrag der Fraktionen
von CDU, FDP und PIRATEN. Wer diesem Antrag
seine Zustimmung geben will, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? Dann ist dieser Antrag mit den Stimmen der
Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten des SSW gegen die Stimmen
der Fraktionen von CDU, FDP und PIRATEN ab-
gelehnt.

Jetzt kommen wir zum FDP-Antrag Drucksache
18/1862.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Der ist doch durch
den neuen Antrag erledigt! Der ist zurückge-
zogen worden! - Weitere Zurufe)

- Der hat sich erledigt.

Der letzte Antrag ist der Antrag der PIRATEN. Der
ist zurückgezogen worden. Der ist also auch erle-

digt. - Damit haben wir den Tagesordnungspunkt
abgearbeitet.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 13 auf:

Landesliegenschaften: Parken und Laden für
Fahrzeuge mit Elektroantrieb

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
Drucksache 18/1738

Wenn zum Inhalt nichts gesagt wird, eröffne ich die
Aussprache. - Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN erteile ich Herrn Abgeordneten Detlef
Matthiessen das Wort.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit Er-
laubnis des Präsidenten darf ich vielleicht ein klei-
nes Dankeswort vorwegschicken. Über die Zuwen-
dung und Gratulationen zu meinem 60. Geburtstag
habe ich mich sehr gefreut. Ich habe den Tag sehr
schön begangen, auch mit Ihrer Hilfe. Als Abgeord-
nete sollen wir den Präsidenten ja nicht kritisieren,
doch er hat den Gesang mit den Worten, es sei ein
seltenes Ereignis, dass zwei Abgeordnete am selben
Tag Geburtstag haben, eröffnet.

(Vizepräsident Bernd Heinemann: 60. Ge-
burtstag!)

- Ja. Ich möchte das gern korrigieren. Sie können es
als Geburtstagsparadoxon, als eine Besonderheit
der Statistik einmal bei Wikipedia nachlesen: Die
Wahrscheinlichkeit, dass zwei Abgeordnete des
Hohen Hauses am selben Tag Geburtstag haben,
liegt bei über 99 %. So viel zu Stochastik und Stati-
stik.

(Vereinzelter Beifall)

Der Kollege Dr. Garg hat, wenn ich mich nicht irre,
am 9. Februar Geburtstag.

(Zuruf)

- Ach guck, so ist die Statistik. Tietze hat am selben
Tag Geburtstag. So ist es.

(Zurufe)

Ich bedanke mich jedenfalls für Ihre Freundlichkei-
ten anlässlich meines Geburtstags und komme jetzt
zum Thema E-Mobilität.

(Unruhe)

Wer A, sagt muss auch B sagen.
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(Glocke des Präsidenten)

Wer Energiewende sagt, muss auch Verkehrswende
sagen. Allein der Straßenverkehr braucht mehr
Energie in Form von Öl als alle Sektoren zusam-
men an elektrischem Strom. Der Verkehrssektor,
insbesondere der Straßenverkehr beruht energetisch
im Wesentlichen auf Import. Wir erzeugen in
Deutschland circa 150 Millionen t Steinkohleäqui-
valente Energie im Land und importieren 380 Mil-
lionen t. Mit anderen Worten: Deutschland hängt
am Tropf. Einen gedanklichen Exkurs in Richtung
Ukraine-Krise überlasse ich Ihnen.

Der Verkehr schafft es bislang nicht, seinen Beitrag
zur Reduzierung der Treibhausgasemissionen zu
leisten. Er hat aber das Zeug dazu. Die Verlagerung
der energetischen Bedarfsabdeckung in den Strom-
bereich gilt als wesentlicher Baustein der erforderli-
chen Strategie weg vom Öl. Damit werden Ziele
des Klimaschutzes und der Versorgungssicherheit
adressiert sowie auch der Innovation und Energie-
politik, Decarbonisierung, CO2-arme Wirtschaft,
letztlich ja auch außenpolitische Unabhängigkeit.
Der E-Mobilität gehört die Zukunft.

Nun ist die Frage, warum der elektrische Antrieb
gegenüber dem Verbrennungsmotor als vorteilhaft
gilt? Erstens. Der Wirkungsgrad eines Elektromo-
tors liegt mit 90 % weit über dem eines Verbren-
nungsmotors mit 30 %. Professor Berg in Flensburg
hat jetzt sogar einen Motor mit 96-prozentigem
Wirkungsgrad entwickelt. Von der 100-prozentigen
Kraft, die ich hineinstecke, kriege ich 96 % wieder
heraus. Der Elektromeister nickt, Herr Kollege
Magnussen, das stimmt.

Zweitens. Vor der Ampel braucht der elektrische
Antrieb null Energie, der Verbrennungsmotor läuft
weiter. Im Stau verbraucht der Elektromotor nur
so viel Strom wie erforderlich.

Drittens. Bei einer sehr erfreulichen Kraftentfaltung
ist der Elektromotor in seiner Eigenschaft als Gene-
rator in der Lage, Bremsenergie zurückzugewinnen.
Das klingt zunächst einmal sehr gut. Ich ersetze 1 l
Diesel mit seinem Energiegehalt von 10 kWh durch
weniger als 3 kWh Strom. Dabei kommt es aber
entscheidend darauf an, wie der Strom erzeugt wur-
de, wenn man einen korrekten Vergleich ziehen
will.

Entscheidend in der Prozesskenketten-Betrachtung
sind die spezifischen Emissionen. 1 kWh Braun-
kohlestrom erzeugt 1,2 kg Kohlendioxid, Wind-
strom dagegen 30 g pro Kilowattstunde. 1 l Diesel
verbrennt im Motor in etwa zu 3 kg CO2 - mit Vor-
kette gerechnet -, das sind 150 g pro Kilometer bei

einem 5-Liter-Auto. Substituieren wir diesen Liter
Diesel durch Elektroantrieb, werden daraus bei
Braunkohle 3,6 kg Kohlendioxid, also ein Mehr an
CO2-Treibhausgas-Emission um 0,6 kg gegenüber
dem Dieselmotor. Bei Windstrom mit seinen 60 g
allerdings sparen wir 2,94 kg Kohlendioxid. Damit
sparen wir also 1/50 der Emissionen ein. Das ist na-
türlich ein großer Unterschied.

„Die Elektromobilität kann ihre klima- und
energiepolitischen Vorteile nur dann ausspie-
len, wenn sie mit Strom aus ausschließlich
erneuerbaren Energien gespeist wird.“

Diesem Zitat von Herrn Vohrer vom Industriefo-
rum Unendlich Energie ist nichts hinzuzufügen.

Meine Damen und Herren, wir wollen den Antrag
in den Wirtschaftsausschuss überweisen. - Ich habe
doch zehn Minuten Redezeit, das kann nicht sein.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Ja. Einfach immer weiter reden.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Entschuldigung, ich geriet schon in Panik.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Panik sieht aber an-
ders aus!)

Meine Damen und Herren, wer mitgerechnet hat:
Beim heutigen Strommix in Deutschland mit einem
0,5 kg CO2-Ausstoß pro kWh würden die Treib-
hausgas-Emissionen im Verkehrssektor halbiert
werden können, wenn wir die E-Mobilität denn hät-
ten. Wir haben sie aber nicht.

Wissen sie, wie viele reine Elektro-Pkw in Schles-
wig-Holstein im letzten Jahr neu zugelassen wor-
den sind?

(Zuruf Peter Lehnert [CDU])

- 219. Einen davon habe ich als energie- und inno-
vationspolitischer Sprecher der Grünen. Es gab im
letzten Jahr also 218 neue freiwillige Zulassungen
im Norden. Der Pkw-Bereich hinkt also weit hinter-
her.

Die Bundesregierung will 2020 1 Million E-Mobile
auf der Straße laufen lassen. Jetzt sind es 16.000.
Frau Merkel erwartet also ab heute 170.000 Zulas-
sungen in jedem Jahr bis 2020. Ich selber bin Opti-
mist und liebe ambitionierte Ziele für die Energie-
wende. Unser Land Schleswig-Holstein sollte dazu
jedenfalls einen Beitrag leisten.
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Die Statistik des Kraftfahrt-Bundesamtes differen-
ziert zwischen Hybriden und E-Mobilen. Die Hy-
bride der Zukunft haben in der Regel schon ein
Plug-In-System, nehmen also außenbetankt Elektri-
zität auf und können damit 40 km fahren. Das ist
weit über der durchschnittlichen Weglänge eines
Pkw. Die Elektroautos bekommen im Gegensatz
dazu einen Verbrennungsmotor als Range Extender
zur Erweiterung ihrer Reichweite. Diese beiden
Entwicklungen laufen aufeinander zu. Es wird also
für verschiedene Bedarfe Angebote geben.

Der Verkehr der Zukunft wird sich stark ändern. Es
wird weniger Eigentum des Fortbewegungsmittels
geben, mehr Angebotssteuerung über eine App im
Handy, eine Durchmischung der Verkehrsträger,
mehr Durchlässigkeit, einen anderen Modal Split
und natürlich mehr Strom im Verkehrssektor.
Meine Partei hat dies erkannt und entsprechende
Beschlüsse auf dem Parteitag in Brunsbüttel getrof-
fen.

Meine Damen und Herren, die Zulassungszahlen
steigen allmählich. Das ist auch gut so. Aber noch
haben wir das Kanzlerinnentempo nicht erreicht.
Die Nutzung des E-Mobils wird allerdings zum
Abenteuer, wenn sich bei begrenzter Reichweite
des Fahrzeugs die Auflademöglichkeiten als noch
begrenzter erweisen. Damit senkt der Mangel an
Lademöglichkeiten den Mut zur Anschaffung eines
E-Fahrzeugs. Umgekehrt gibt die geringe Anzahl
an E-Mobilen mit 219 Zulassungen natürlich kei-
nen drängenden Grund, Lademöglichkeiten zur
Verfügung zu stellen. Dieses Problem adressiert un-
ser Antrag.

Die Schaffung von Ladepunkten im Parkraum der
Landesliegenschaften soll diesen klassischen Ei-
Huhn-Konflikt entschärfen. Wir wollen den Antrag
in den Wirtschaftsausschuss überweisen und dort
weiter beraten.

Meine Damen und Herren, es gibt noch eine ganze
Reihe weiterer Probleme. Ich nenne nur einmal als
Beispiel: Arbeitgeber sollten die Pedelec-Nutzung
ihrer Beschäftigten unterstützen. Landtag und Lan-
desregierung zum Beispiel sollten das Laden von
Batterien im Dienst ermöglichen. Die Kosten dafür
sind gering. Wir sollten in einem Runderlass gestat-
ten, dass im Dienst Fahrradbatterien - wie Mobilte-
lefone in der Praxis jetzt auch schon - umsonst ge-
laden werden dürfen. Das dient neben der Gesund-
heitsförderung auch der Rechtssicherheit gegenüber
möglichen Vorwürfen eines Stromdiebstahls.

Ich habe gestern kurz mit den Kollegen Olaf Schul-
ze, Hartmut Hamerich und Jens-Christian Magnus-

sen über berufliche Ausbildung gesprochen. Sollten
wir nicht Antriebstechniker als Ausbildungsziel
statt klassischen Kfz-Techniker, Elektriker und so
weiter anstreben? Professor Berg aus Flensburg
regt dies an, weil in der Industrie wie im Verkehr
dieselben Systeme zur Anwendung kommen.

Strom als Antriebstechnologie im Verkehr hat
auch ökonomische Vorteile. Im Bahnbetrieb ist er
daher schon seit Langem etabliert. Zudem ist in den
letzten Jahren eine starke Zunahme des elektrischen
Fahrradverkehrs zu beobachten. Mehr als 2 Millio-
nen verkaufte sogenannte Pedelecs im Fahrradver-
kehr sind eine deutliche - im doppelten Sinne des
Wortes - Abstimmung mit den Füßen.

Der Systemwechsel vom Verbrennungs- zum Elek-
tromotor bietet große Zukunftschancen. Minister
Habeck hat der Landesregierung ein neues E-Mobi-
litätskonzept vorgelegt, in dem das deutlich wird.
Minister Meyer hat in seiner Rede auf der E-Mobi-
litätsveranstaltung des Landes-Energie-Kompetenz-
zentrums in der letzten Woche in Neumünster - ei-
nige Kollegen waren dort anwesend - hervorgeho-
ben, dass sich der Blick nicht nur auf den sich lang-
sam entwickelnden Pkw-Bereich richten sollte, son-
dern dass der maritime Bereich in Schleswig-Hol-
stein sehr wichtig ist. Weiter ist auch die sogenann-
te E-Train-Gruppe, die sich bei der WTSH gebildet
hat, wichtig. Hier ist es genauer gesagt der „Ar-
beitskreis Oberleitungsfreie Elektrizierung des
Bahnverkehrs in Schleswig-Holstein“.

Das ist für Schleswig-Holstein ein ganz großes
Thema. Es laufen eben nicht nur Kühe auf den
Weiden und Badegäste an den Stränden herum. Aus
dem Arbeitskreis hat sich in Schleswig-Holstein ein
Industriekonsortium gebildet, das bis 2017 neue
elektrische Bahnantriebssysteme für den Markt be-
reitstellen will. Es gibt also eine Marktreife in doch
sehr überschaubaren zeitlichen Dimensionen. Der
Lokomotivhersteller aus Kiel, der Leistungselektro-
niker aus Flensburg, der Batteriehersteller aus
Geesthacht und das Fraunhoferinstitut ISIT aus It-
zehoe gehören dazu. Wir haben zwei Elektromoto-
renhersteller mit eigener Entwicklung in Flensburg
und Eutin. Die CAU in Kiel will die induktive Be-
ladung der Lokomotiven mit entwickeln. Die FH
Kiel mit dem E-Mobilitäts-Kompetenzzentrum, die
FH Heide, die FH Flensburg: Überall gibt es Beiträ-
ge zum Thema Elektromobilität. Das ist eine indu-
striepolitische Chance.
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, Ihre zehn Minuten sind zu En-
de.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. - In
Schleswig-Holstein haben wir fast zwei Drittel
nicht elektrifiziere Schiene, in Nordamerika prak-
tisch das ganze Schienennetz.

Man kann es kaum glauben, aber wir sind bereits
heute gut aufgestellt in Schleswig-Holstein beim
Thema Elektromobilität und Energiewende.
Deutschland ist ganz groß im Verschlafen und Ver-
schenken von Innovationen. Lassen sie uns die
Chancen für unser Land Schleswig-Holstein erken-
nen und nutzen. - Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die CDU-Fraktion hat Herr Abgeordneter
Hans-Jörn Arp das Wort.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Sehr geehrter Herr Kollege Matthiessen,
herzlichen Dank für den Fachvortrag zum Thema
E-Bikes und E-Fahrzeuge. Zum Thema E-Bikes ist
natürlich nichts gesagt worden,

(Zurufe: Doch!)

dafür haben Sie über Lokomotiven und andere An-
triebsmotoren gesprochen. - Entschuldigung, dann
habe ich das vielleicht nicht gehört. Ich möchte
mich trotzdem dafür bedanken und Ihnen noch
einen Tipp geben, um Sie zu unterstützen - ich will
das gar nicht kritisieren -: Auch Elektroautos brau-
chen vernünftige Straßen. Wenn wir uns darauf ver-
ständigen können, eine vernünftige Infrastruktur
zu schaffen - denn diese ist auch bei diesen Fahr-
zeugen sehr wichtig -,

(Beifall CDU und FDP)

dann können wir vieles gemeinsam machen.

Wenn ich das richtig weiß, haben wir heute
104.000 Elektrofahrzeuge. In diesem Jahr kommen
allein 16 neue Modelle dazu. Insofern ist es richtig,
dass es hier eine Chance und einen zukünftigen

Markt gibt. Den wollen wir für uns auch gern mit
aufnehmen und uns daran beteiligen.

Aber ehrlich gesagt weiß ich immer noch nicht,
warum wir heute darüber diskutieren. Wenn die
Landesregierung ein Konzept zu diesem Thema
entwickeln möchte, steht es ihr frei. Beim Touris-
muskonzept sind Sie auch von niemandem ange-
sprochen worden und von niemandem aufgefordert
worden. Sie haben es trotzdem gemacht, und keinen
Menschen hat es interessiert, weil Sie es bis heute
nicht umgesetzt haben. Also, was hält Sie davon ab,
ein Konzept zu entwickeln, dies zu machen? Bitte
schön: Machen Sie es, wir haben nichts dagegen.
Wir haben aber ein Kompetenzzentrum für Elektro-
mobilität in Schleswig-Holstein, genannt KESH,
und die Landeskoordination Elektromobilität. Diese
Institutionen haben bereits Konzepte - Sie haben ja
sicherlich wie ich mit ihnen Kontakt aufgenommen,
und sie werden sicherlich sagen, wie sie es konkret
für Schleswig-Holstein sehen.

Im Endeffekt malen Sie hier den Koalitionsvertrag
der Großen Koalition in Berlin ab. Mehr ist es
nicht. Auch der hat sich ja damit beschäftigt.

Falls Sie es übrigens noch nicht mitgeschnitten ha-
ben: Es gibt eine Initiative der Bundesregierung,
das sogenannte Schaufenster Elektromobilität, an
dem die Länder Baden-Württemberg, Bayern,
Sachsen, Berlin, Brandenburg und Niedersachsen
teilnehmen. Das sind die Länder, in denen die Au-
tomobilbauer zu Hause sind, und Schleswig-Hol-
stein ist wohl aus dem Grunde nicht dabei, befürch-
te ich.

Wenn Sie etwas tun wollen, warum dann hier und
jetzt im Alleingang? Was Sie hier vorschlagen, ist
doch eigentlich nur halb sinnvoll, wenn wir es nicht
gemeinsam mit den anderen Bundesländern zusam-
men machen.

Hier hat jetzt gerade vor einem Monat das Bundes-
wirtschaftsministerium das Projekt SLAM - Sie
wissen, worüber ich rede -, das heißt Schnelllade-
netz für Achsen und Metropolen, gestartet. Der
Bund fördert das Ganze mit 9 Millionen €. Warum
sind wir nicht dabei? Das ist doch die Frage, die wir
hier stellen müssten. Warum machen wir eigentlich
nicht mit? Es ist doch Minister Gabriel, der das in
seinem Haus leitet. Bei den Sozialdemokraten
müsste er ja bekannt sein. Er wird ja ständig vom
Wirtschaftsminister und vom Ministerpräsidenten
Schleswig-Holsteins mit irgendwelchen Querschlä-
gen genervt. Warum redet man nicht einmal mit
ihm konkret über das Projekt SLAM und erarbeitet
mit ihm gemeinsam geeignete Kriterien für unseren
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Standort, für unser Land Schleswig-Holstein? Denn
es ist alles nicht ganz so einfach. Der Antrag von
Herrn Matthiessen hat sich vor allem mit der Tech-
nik befasst, aber weniger mit der eigentlichen
Durchführung.

Denn wir müssen natürlich sehen: Wie ist das ei-
gentlich, wenn man das vor Landesliegenschaften
mit dem Laden, mit dem Abrechnen macht? Was
passiert, wenn ein Elektrofahrzeug auf einem Park-
platz steht? Es darf nicht abgeschleppt werden.
Vielleicht lädt das Fahrzeug gar nicht. Wie lange
lädt es? Wie soll es bezahlt werden? Das sind
Schnittpunkte, über die wir miteinander diskutieren
müssen, die wir in das Gesamtkonzept der Bundes-
republik einbauen müssen. Das ist jetzt die Frage:
Wie bekommen wir das hin?

Die öffentliche Hand ist noch nicht so weit. Schau-
en Sie sich das Auto von Herrn Garg an! Wenn die
Entwicklung so weit wäre, würde auch er elektrisch
fahren. Die Privatwirtschaft regelt solche Dinge
schon. Auf den Citti-Parkplätzen in Flensburg oder
Lübeck - man kann ruhig einmal ein bisschen Wer-
bung machen - können Sie Ihre Elektrofahrzeuge
heute schon aufladen. Warum soll das nicht auch
bei der öffentlichen Hand möglich sein? Wenn das
jemand macht, muss man fragen: Hat das einen
geldwerten Vorteil, wie wird das steuerlich gere-
gelt?

Das sind eine Menge Fragen, die wir gemeinsam im
Ausschuss miteinander besprechen wollen. Ja, wir
sollten es machen, aber wir sollten versuchen, ge-
meinsam mit dem Bund ein einheitliches Konzept
zu entwickeln. Da ist mein Rat an den Verkehrs-
minister, der ja heute in Berlin ist: Er soll einmal
Herrn Gabriel ansprechen, ob man das mit dem
Projekt SLAM nicht bundesweit und auch in
Schleswig-Holstein ausüben kann. - Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Abgeordnete
Olaf Schulze das Wort.

Olaf Schulze [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Kollege Arp, der Versuch, hier - obwohl wir
uns politisch eigentlich einig sind - noch einmal po-
litisch Gewürz reinzubringen und zu zeigen: „Wir
sind Opposition“, ist wirklich nicht gut gelungen.

Aber gut, wir werden es ja vielleicht noch etwas
sachlicher im Ausschuss beraten.

Die Energiewende ist eine der wichtigsten und
größten Herausforderungen unserer Zeit. Nachdem
wir im Stromsektor durch das EEG einen großen
Schritt vorangekommen sind, müssen wir nun die
nächsten Schritte vorbereiten und auch in den Be-
reichen der Mobilität und Wärme schnell die He-
rausforderungen annehmen und handeln. Die E-
Mobilität wird hierbei eine wichtige Rolle spielen.

Ob Mobilität mit Elektro- oder Wasserstofffahrzeu-
gen, wichtig wird es sein, dass wir ein Tankstellen-
netz aufbauen. Die Technik für Elektrofahrzeuge
ist vorhanden, wie BMW gerade eindrucksvoll
zeigt. Auch VW ist dabei, in der E-Mobilität voran-
zukommen. Jetzt müssen wir dazu beitragen, dass
die Infrastruktur geschaffen wird. Das Land Schles-
wig-Holstein unterstützt das Vorhaben der Bundes-
regierung, in den nächsten Jahren die Zahl der
Elektroautos zu erhöhen. Wir müssen auch sehen,
inwieweit es möglich ist, in Schleswig-Holstein ei-
ne Modellregion zu schaffen, damit wir neue Wege
in der Mobilität gehen können.

(Beifall SPD)

Meine Damen und Herren, lieber Kollege Arp, wir
sind uns doch einig darüber, dass zur Energiewende
auch gehört, dass wir uns mit neuen Formen der
Mobilität befassen. Das, was ich gerade gehört ha-
be, war nicht gerade sehr vorausschauend. Wir wer-
den nicht die gleichen Wege wie heute zurückle-
gen, aus den gleichen Gründen und mit den glei-
chen Verkehrsmitteln.

Die Anforderungen an Mobilität verändern sich.
Die Elektromobilität ist eine spannende Entwick-
lung. Dafür gibt es viele gute Argumente. Nicht zu-
letzt eignen sich die Batterien der Fahrzeuge als
Energiespeicher, wenn das Laden zu verbrauchsar-
men, aber erzeugungsintensiven Zeiten stattfindet.
Diese Fahrzeuge sind auch tagsüber unterwegs, und
für ihre Akzeptanz wird es nötig sein, dass man un-
terwegs aufladen kann. Das ist nötig, weil die
Reichweite, wie wir wissen, noch sehr begrenzt ist.
Es ist auch sinnvoll, weil die Leerzeit gut genutzt
werden kann. Vielleicht sollten Sie jetzt einfach zu-
hören, damit Sie begreifen, warum wir diesen An-
trag heute stellen.

Wie das genau funktionieren könnte, welche Rah-
menbedingungen wir brauchen, ob und wie die
Landesliegenschaften dafür genutzt werden kön-
nen und wie Unternehmen in Schleswig-Holstein
dafür eingesetzt werden können, soll die Landesre-
gierung in einem Konzept darlegen.
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Lieber Kollege Arp, wir haben vielleicht unter-
schiedliche Auffassungen, was Parlamentarismus
ist, aber ich finde es schon gut und richtig, dass
auch aus dem Parlament heraus Initiativen an die
Landesregierung gebracht werden und sie aufgefor-
dert wird, etwas zu tun, was wir als Parlament wol-
len.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Dass die Landesregierung natürlich auch eigene
Konzepte vorlegt, was sie für wichtig und sinnvoll
erachtet, ist auch richtig, aber ich finde, es ist nicht
unsere Aufgabe, darauf zu warten, was die Landes-
regierung macht. Das haben Sie vielleicht in der
Vergangenheit so getan, wir tun es nicht.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Sie zwingen sie zum
Handeln!)

Nein, wir zwingen sie nicht zum Handeln, sondern
wir sagen einfach: Das möchten wir politisch gern
umsetzen. Es gibt noch eine gewisse Parlamentsar-
beit, die Sie natürlich anders sehen. Sie möchten
wahrscheinlich lieber Akten studieren, um heraus-
zufinden, was die Regierung gemacht hat. Wir sa-
gen im Vorweg, was wir gern möchten.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Das habe ich nicht
gesagt!)

Meine Damen und Herren, Schleswig-Holstein bie-
tet gute Voraussetzungen für eine ganze Reihe von
Firmen, die im Bereich der Energiewende tätig
sind. Das Kompetenzzentrum für Elektromobilität
an der Fachhochschule Kiel leistet hervorragende
Arbeit, in dem es um ein Angebot für Technologie-
und Wissenstransfer von der Wissenschaft in die
unternehmerische Anwendung geht.

Ein wichtiger Aspekt ist für uns alle - das sage ich
ausdrücklich auch als Wirtschaftspolitiker - die
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der regiona-
len Industrie durch Wissenstransfer. Energetische
Nachhaltigkeit nimmt auch bei den Investitionen
des Landes eine wichtige Rolle ein. Ich erinnere an
unser Sondervermögen zur energetischen Sanie-
rung. Um die Nachfrage nach innovativen Mobili-
tätslösungen zu stärken, wollen wir prüfen, wie wir
die Landesliegenschaften nutzen können.

Schleswig-Holstein gehört zur Spitze, wenn es um
die Umsetzung der Energiewende geht. Dazu ge-
hört auch, dass wir Strukturen schaffen, mit denen
wir die Energiewende lebbar und erlebbar machen.
Gute Elektromobilität ist ein Teil davon, mit inno-
vativen Unternehmen, mit Forschung und Entwick-
lung und mit Strukturen, die die Akzeptanz fördern.

Man sollte nicht versuchen, die Welt von morgen
mit den Ideen von gestern zu gestalten. Deshalb
sind Konzepte rund um die Mobilität von morgen
so wichtig.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir wissen: Für eine neue Mobilität braucht es eine
kritische Masse. Das trifft auf alle Verkehrsmittel
und Strukturen zu.

Ich bitte um Zustimmung zu unserem Antrag bezie-
hungsweise um die Überweisung in den Ausschuss,
damit wir zeitnah ein Konzept vorliegen haben, das
aufzeigt, wie die Landesliegenschaften für Elektro-
mobilität genutzt werden können und wie wir die
Akzeptanz der E-Mobilität erhöhen können. - Vie-
len Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Die FDP-Fraktion hat ihren Redebeitrag zu Proto-
koll gegeben. Damit hat jetzt für die Piratenfraktion
der Abgeordnete Uli König, das Wort.

Uli König [PIRATEN]:

Vielen Dank, Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Ich freue mich wirklich darüber, dass
Sie hier heute einen Antrag zur E-Mobilität stellen.
Ich habe allerdings den Eindruck, dass die Mög-
lichkeiten, was wir hier als Land ausrichten können,
durchaus begrenzt sind. Zumindest legt das die
Antwort auf meine Kleine Anfrage aus dem Herbst
letzten Jahres nahe, in der ich gefragt habe, was wir
eigentlich tun können, wie viele Autos wir haben
und so weiter und sofort. Damals konnte die Lan-
desregierung mir die Frage, wie viele Ladestatio-
nen es in Schleswig-Holstein gibt, nicht beantwor-
ten.

(Zuruf SPD)

- Genau. Hinsichtlich der Vorhaben des Landes
zum Ausbau der Ladestationen verwies man auf die
Vorhaben des Bundes und der EU. Dabei erleben
wir seit Langem im wahrsten Sinne des Wortes
einen Kabelsalat: Es gibt Stecker von Yazaki,
CHAdeMO, Mennekes und SCAME. Das sind ver-
schiedene Steckersysteme der Amerikaner, der
Europäer, der Japaner, der Franzosen und der Italie-
ner. Sie alle buhlen darum, wer der Stecker unserer
Wahl wird. Das schnelle Laden wird somit zu ei-
nem echten Problem: Ich möchte mein Auto schnell
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aufladen, aber, oh nein, ich habe das falsche Auto
dabei, das andere hätte gepasst, daher wird das mit
dem Laden nichts.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter König, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder eine -bemerkung des Herrn Abge-
ordneten Matthiessen?

Uli König [PIRATEN]:

Ja.

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Einerseits ist es richtig, was Sie
ausführen. Andererseits ist Ihnen wohl be-
kannt, dass die EU inzwischen einen Stecker
genormt hat. Wenn ich diesen Antrag stelle,
dann denke ich natürlich daran, dass wir die-
sen Stecker Typ 2 in den Mittelpunkt stellen
und dass wir nicht für jeden Exoten La-
demöglichkeiten schaffen wollen.

- Vielen Dank für diese Bemerkung. Ich fürchte
nur, das Problem ist, dass viele Autos, die schon
jetzt auf den Straßen fahren, nicht an diese Lade-
säulen passen. Das heißt, wir schaffen Ladesäulen
nach dem aktuellen Stand, an die ein Teil der Autos
gar nicht oder nur mithilfe eines komplizierten Ad-
apters passt. Es kann auch sein, dass man nicht die
volle Ladeleistung abrufen kann.

(Zuruf SPD)

- Nein, das sage ich nicht. - Daher sollten wir genau
überlegen, was wir machen. Der Bund hat bereits
damit begonnen, Herr Arp hat es erwähnt. Es wer-
den 426 Millionen € für die Förderung der E-Mobi-
lität eingesetzt. Herr Arp, es wäre schön, wenn Sie
mir zuhören würden, ich nehme gerade Ihr Schau-
fenster auseinander. 180 Millionen € werden allein
für PR ausgegeben, statt davon - wie von Herrn
Matthiessen gefordert - neue Ladesäulen in die
Landschaft zu stellen. Es wäre doch viel besser,
wenn wir das Geld in die Hand nehmen würden,
um Ladestationen in die Landschaft zu stellen, an
denen die Leute ihre Autos aufladen können.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Man muss erst die
Autos haben und dann die Steckdose!)

- Im Moment machen Sie nur Werbung für Autos.
Sie stellen aber weder Steckdosen noch Autos be-
reit.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Im Moment haben
wir mehr Steckdosen als Autos!)

- Sie drucken Flyer. Für PR wird jede Menge Geld
aus dem Fenster geworfen, und das ist total über-
flüssig. Vor diesem Hintergrund erscheint mir der
Antrag der Koalitionsfraktionen sehr sympathisch.
Zumindest das Problem der Ladestationen wird da-
durch eingegrenzt.

Aus dieser Not sollten wir eine Tugend machen.
Wir haben das Problem, dass die Ladesysteme un-
tereinander teilweise inkompatibel sind. Wir haben
aber schon ein System, mit dem alles kompatibel
ist: Die Elektroautos, die Rollstühle, die E-Bikes.
Ich meine die gute alte Schuko-Steckdose. Das ist
das Ding, das Sie unter Ihrem Pult finden, das ist
die einfache Haushaltssteckdose. Sie ist supergün-
stig zu montieren. Das ist ein Stück Kabel mit einer
Dose und für wenig Geld zu haben. Damit sollten
wir anfangen. Diese können wir ganz schnell in ho-
her Stückzahl überall ins Land dübeln.

(Beifall PIRATEN)

Die Ladezeiten sind nicht die besten, aber ich denke
zum Beispiel an die Landesbediensteten. Die ver-
gangenen Regierungen hier im Land haben die Ar-
beitszeiten der Beamten so weit hochgesetzt, dass
wir uns keine Sorgen darüber machen müssen, dass
die Autos nicht aufgeladen sind, wenn die Beamten
wieder nach Hause wollen. Das funktioniert, dar-
über brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen.
Auch Dienstfahrzeuge stehen über Nacht. Es wäre
genug Zeit, sie über Nacht aufzuladen. Die Frage
ist nur: Was machen wir, wenn wir schnelle Lade-
dosen haben wollen?

Meine nächste Frage lautet: Wie machen wir das
mit dem Bezahlen? Herr Arp hat es eben gesagt,
der geldwerte Vorteil wäre zum Beispiel ein Pro-
blem. Mein Vorschlag lautet: Wir sollten einmal
darüber nachdenken, ob wir zumindest in den ers-
ten Jahren einfach den Strom anbieten. Es gibt
schon diverse Kurorte, in denen öffentliche Steck-
dosen zum Beispiel für E-Bikes einfach in der
Landschaft herumstehen. Dort kann man sein E-Bi-
ke aufladen, man muss dafür nicht bezahlen. Das ist
eine Dienstleistung, das ist eine Förderung mit dem
Ziel, dass die Leute nicht so viel Sprit verbrauchen.
Angesichts der Anzahl der Fahrzeuge, die dies heu-
te nutzen können, sind die Kosten durchaus über-
schaubar. Das ist ein prima Anschub für die E-Mo-
bilität in Schleswig-Holstein.

Wenn wir aber sagen, dieser Strom muss unbedingt
bezahlt werden, dann müssen wir in jedem Fall
Möglichkeiten schaffen, damit dieser Strom auch
anonym bezahlt werden kann. Ansonsten kann man
später genau nachverfolgen, wohin man gefahren
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ist. Wenn ich an der Tankstelle freiwillig mit der
Kreditkarte bezahle, dann ist das okay. Ich kann
dort aber auch mit Bargeld bezahlen, ohne dass die
Tankstelle registriert, wer ich bin und wann ich wo
war. Das geht mit den heutigen Bezahlsystemen
nicht, bei diesen wird mein Name immer mit über-
mittelt.

Die Not macht erfinderisch. Fangen Sie mit Schu-
kosteckdosen an. Ich glaube, dadurch kommen wir
gut voran. Ich freue mich auf die Ausschussbera-
tungen und danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN und Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat Herr Abgeord-
neter Flemming Meyer das Wort.

Flemming Meyer [SSW]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Der im Jahr 2009 vorgelegte Natio-
nale Entwicklungsplan Elektromobilität der Bun-
desregierung war der Startschuss für eine zukunfts-
fähige Mobilität. Elektromobilität bietet die Chan-
ce, von fossilen Rohstoffen wegzukommen, wo-
durch die Abhängigkeit von Öl und Gas minimiert
und der CO2-Ausstoß reduziert wird. Es ist also ei-
ne nachhaltige Energie- und Verkehrspolitik.

Es war das verfolgte Ziel des Nationalen Entwick-
lungsplans, den Anteil der Elektrofahrzeuge bis
2020 auf 1 Million Fahrzeuge und bis 2030 auf
über 5 Millionen Fahrzeuge auf Deutschlands Stra-
ßen zu erhöhen. Leider müssen wir heute feststel-
len, dass wir von diesem Ziel noch weit entfernt
sind. Laut Kraftfahrt-Bundesamt wurden im letzten
Jahr 6.051Pkw mit Elektromotor zugelassen. Damit
verdoppelte sich der Bestand an E-Autos. Hinzu ka-
men rund 86.000 Hybrid-Fahrzeuge.

Im Gegensatz dazu wurden 2013 2,95 Millionen
Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor zugelassen. Bei
einem deutschen Gesamtbestand von 43 Millionen
Pkw liegt der Anteil der Elektroautos bei circa
0,03 %. Das ist bitter wenig. Dies macht deutlich,
dass wir noch weit von der Eine-Million-Marke
entfernt sind und dass noch viel getan werden muss.
Trotzdem meine ich, dass es richtig ist, an diesem
Ziel festzuhalten.

Die Attraktivität der Elektroautos muss gesteigert
werden. Das zögerliche Kaufverhalten hat mehrere
Gründe. Zu nennen sind die hohen Anschaffungs-
kosten, die Angst vor Kinderkrankheiten bei den

Motoren und das Fehlen von Ladestationen. Es ist
aber auch darauf zurückzuführen, dass gerade von
der deutschen Autoindustrie die Entwicklung von
Elektroautos über Jahre hinweg eher stiefmütterlich
erfolgte und diese daher in der Öffentlichkeit kaum
sichtbar waren.

Um die Entwicklung zu forcieren, müssen Anreize
geschaffen werden. Von der Bunderegierung wird
nun ein erneuter Anlauf genommen, um das Elek-
troauto attraktiver zu machen. Bereits heute gilt,
dass Elektroautos die ersten fünf Jahre steuerfrei
sind. Mit dem Elektromobilitätsgesetz will Herr
Dobrindt Elektroautos mit zusätzlichen Privilegien
ausstatten. Dazu gehören beispielsweise Sonder-
rechte beim Parken oder das Fahren auf Sonderspu-
ren. Aber auch die Lade- und Tankstellen-Infra-
struktur soll damit vorangetrieben werden.

Damit wären wir bei dem vorliegenden Antrag: Wir
wollen, dass auch Schleswig-Holstein einen Beitrag
leistet, um den Anteil an Elektromobilität zu erhö-
hen. Daher wollen wir, dass die Landesregierung
ein Konzept erarbeitet, um das Parken und Laden
auf Parkplätzen der Landesliegenschaften zu er-
möglichen. Wir wollen möglichst die kleinen und
mittleren Unternehmen bei uns im Land ermutigen,
solche Ladestationen auf den Parkplätzen des Lan-
des zu betreiben. Dies ist ein Beitrag, bei dem das
Land mit gutem Beispiel vorangehen kann. Damit
reiht sich unser Antrag in die vom Kabinett be-
schlossene Landesstrategie für Elektromobilität ein.
Ziel der Landesregierung ist unter anderem, den
Verkehr auf Straße und Schiene zunehmend zu
elektrifizieren und die im Land vorhandenen Poten-
ziale zu nutzen, um auch Wirtschaft und Forschung
verstärkt an dieser Wertschöpfungskette zu beteili-
gen.

Wir stehen vor einer nationalen Herkulesaufgabe.
Auch Schleswig-Holstein muss einen Teil zum Er-
folg beitragen. Wir müssen uns einen Überblick
darüber verschaffen, was in Schleswig-Holstein
machbar und notwendig ist, und wir müssen erfah-
ren, was in Schleswig-Holstein bereits läuft. Dies
sehe ich auch als Teil des im Antrag geforderten
Konzepts. Elektromobilität gehört ebenso zur Ener-
giewende wie das Abschalten aller fossilen Kraft-
werke. Wenn wir die Kopplung der Elektromobili-
tät mit Strom aus erneuerbaren Energien hinbekom-
men, dann wird das eine runde Sache. Alles andere
würde aus ökologischen Gründen keinen Sinn ma-
chen. - Danke.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen aus dem Parlament liegen
nicht vor. Dann hat das Wort für die Landesregie-
rung Frau Finanzministerin Monika Heinold.

Monika Heinold, Finanzministerin:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter Meyer, natürlich will die
Landesregierung gern mit gutem Beispiel vorange-
hen.

(Beifall Dr. Andreas Tietze [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Deshalb freuen wir uns über den Antrag. Wir wer-
den ein Konzept erarbeiten. Wenn der Antrag vor-
her noch in den Ausschuss soll, um gemeinsam
noch Präzisierungen vorzunehmen oder Ideen zu
sammeln, dann kann ich nur sagen: Immer gern!

Es ist hier angesprochen worden: Die Landesregie-
rung hat gerade eine Landesstrategie Elektromo-
bilität beschlossen. Damit haben wir deutlich ge-
macht, wie wichtig uns der Aspekt der E-Mobilität
ist.

Meine Damen und Herren, viele Zahlen und Fakten
wurden genannt. Das alles will ich nicht wiederho-
len. Ich teile die Auffassung, dass es notwendig ist,
dass wir den bisher schleppenden Ausbau der E-
Mobilität ankurbeln. Dafür ist es höchste Zeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
PIRATEN und SSW)

Inzwischen ist klar - auch das haben Sie in die De-
batte mit eingebracht -, dass es nicht mehr die
Technik der Elektroautos ist, die Fragen aufwirft -
die Technik ist inzwischen überwiegend richtig
gut -, sondern es sind die Rahmenbedingungen, die
die E-Mobilität erschweren. Dazu gehören die
kaum vorhandene Ladeinfrastruktur und vor allem
die hohen Anschaffungskosten. Auch das wurde be-
reits genannt.

Es gibt zahlreiche Möglichkeiten, um der bisher ab-
schreckenden Wirkung insbesondere der hohen An-
schaffungskosten entgegenzuwirken. Ich nenne ein
paar davon: direkte Kaufprämien, zinsgünstige Dar-
lehen, die Einführung einer City-Maut, von der E-
Autos ausgenommen sind, die Einführung einer
CO2-Abgabe für herkömmliche Brennmotoren,
Sonderrechte für Elektroautos beim Parken oder
beim Fahren auf der Busspur und vieles mehr. Ins-
besondere müssten es natürlich bundespolitische
Anreize sein. Aber gerade dann, wenn ich mögli-
che bundespolitische Anreize nenne, muss ich als

Landesregierung auch sagen, was ich machen kann,
damit sich die Landesregierung nicht ihrer Verant-
wortung entzieht.

Meine Damen und Herren, wir wollen den Impuls
setzen, die E-Mobilität zu verstärken. Die Elektro-
wende leistet einen wichtigen Beitrag zu mehr
Energieeffizienz und zur Reduzierung der Emissio-
nen auf Straße und Schiene. Sie ist damit ein unver-
zichtbarer Baustein, um die für Schleswig-Holstein
angestrebten Ziele der Treibhausgasminderung zu
erreichen, ohne die Mobilität der Menschen einzu-
schränken. Dies ist meinem wehrten Kollegen Arp,
der jetzt mit seiner Nachbarin intensiv im Dialog
ist, immer wieder sehr wichtig.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
PIRATEN und SSW - Hans-Jörn Arp
[CDU]: Können Sie den Satz wiederholen?)

- Ich habe gesagt, dass für Sie bei der Frage der E-
Mobilität mit am wichtigsten ist, dass die Mobilität
der Menschen nicht eingeschränkt wird.

(Beifall Hans-Jörn Arp [CDU])

Meine Damen und Herren, die Elektrowende birgt
zugleich aber auch erhebliches Potenzial für die
schleswig-holsteinischen Unternehmen und For-
schungseinrichtungen. Im Forschungsmarkt E-Mo-
bilität entstehen neue und interessante Wertschöp-
fungsketten. Hier können Arbeitsplätze gesichert
und neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Die
Landesregierung will dazu beitragen, diese neuen
Wertschöpfungsketten für die Unternehmen und
Hochschulen des Landes zu erschließen.

Meine Damen und Herren, es steht außer Frage:
Wer die Entwicklung der Elektromobilität ankur-
beln will, der muss vor allem für den Ausbau der
Ladeinfrastruktur sorgen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und PIRATEN)

Aktuell gibt es deutschlandweit noch nicht einmal
3.000 öffentlich zugängliche Ladestationen. Sehr
geehrter Herr Kollege König, Sie sind sonst immer
sehr vorsichtig mit der Sammlung von Daten. Jetzt
aber erwarten Sie plötzlich, dass wir wissen, wer
auf seinem Privatgrundstück Ladetankstellen aufge-
stellt hat. Da werden Sie sich irgendwann entschei-
den müssen.

(Zuruf Uli König [PIRATEN]: Ich habe nur
gefragt, ob Sie es wissen!)

- Angenommen ich wüsste es, dürfte ich es Ihrer
Auffassung nach Ihnen doch gar nicht sagen, viel-
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leicht noch nicht einmal meinem Nachbarn zuflü-
stern.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ein Privatgrundstück ist ein Privatgrundstück; hier
geht es darum, was transparent auf öffentlichen
Liegenschaften stattfindet.

Wer mit einem E-Auto unterwegs ist, muss daher,
weil es anscheinend sehr wenig Ladestationen gibt -
es sei denn, Sie kennen sehr viele mehr -, immer
noch Pioniergeist, gute Planung und die Bereit-
schaft zu Umwegen mitbringen.

Damit ist klar: Der Ausbau der Ladeinfrastruktur
muss vorangetrieben werden. Klar ist aber auch,
dass der Aufbau und Betrieb eines E-Tankstellen-
netzes vom Land nicht selber gestemmt werden
kann. Es muss vielmehr darum gehen, die Voraus-
setzungen und gegebenenfalls Anreize dafür zu
schaffen, dass Ladestationen auf öffentlichem
Raum von Privaten betrieben werden können, gern
von kleinen und mittelständischen Unternehmen
aus der Region.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, ver-
einzelt SPD und SSW)

Meine Damen und Herren, es gibt zahlreiche tech-
nische, rechtliche und wirtschaftliche Aspekte, die
berücksichtigt werden müssen. Auch dies wurde
bereits erwähnt. Die Landesregierung wird sich na-
türlich mit diesen Aspekten auseinandersetzen. Sie
werden Teil unseres Konzepts sein. Es wäre gut,
wenn wir im Ausschuss miteinander vorher auch
einmal die Fragen herauskristallisierten, die auftau-
chen können.

Klimaschutz, Modernisierung, Wirtschaftsförde-
rung - die Elektrowende verbindet all das in vor-
bildlicher Weise. Das muss unser gemeinsames In-
teresse sein. Ich stelle am Ende der Debatte, nach-
dem alle Fraktionen geredet haben, fest: Es ist un-
ser gemeinsames Interesse, die Entwicklung der
Elektromobilität in Schleswig-Holstein voranzu-
bringen. Darüber freue ich mich sehr. Los geht es
mit guten Ideen und guten Anregungen. Dann folgt
der Auftrag an die Landesregierung, das so defi-
nierte Konzept zu erarbeiten. Dann sind wir dran,
und schließlich gehen wir wieder miteinander in die
Debatte und schauen, wie aus einem dann vorlie-
genden Konzept in der Praxis real spürbare Verän-
derung wird. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
SSW und Uli König [PIRATEN])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Die Landesregierung hat ihre Redezeit um eine Mi-
nute überzogen. Wenn Bedarf besteht, kann davon
Gebrauch gemacht werden. - Das sehe ich nicht.
Ich sehe auch keine weiteren Wortmeldungen. Ich
schließe die Beratung.

Es wurde beantragt, den Antrag in der Drucksache
18/1738 dem Finanzausschuss zu überweisen. Wer
so beschließen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -

(Zurufe: Wirtschaftsausschuss!)

Auch dem Wirtschaftsausschuss? Gut. Mitbera-
tend?

(Zuruf: Nur dem Wirtschaftsausschuss!)

Jetzt wird es kompliziert, meine Damen und Her-
ren. Ich möchte eine klare Ansage. In meiner Vor-
lage steht der Finanzausschuss. Ich bin gern flexi-
bel. Herr Abgeordneter Matthiessen, machen Sie
einen Vorschlag!

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Wir beantragen die Überweisung in den Wirt-
schaftsausschuss, weil es darum geht, das Konzept
zu verfeinern und zu diskutieren. Der Finanzaus-
schuss hat, meine ich, genug zu tun.

(Zuruf CDU: Umweltausschuss!)

- Der Wirtschaftsausschuss ist der Energieaus-
schuss. Daher wollen wir das dort beraten.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Spricht etwas dagegen, es in anderen Ausschüssen
mitberaten zu lassen?

Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Nein, das wollen wir nicht.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Sie möchten es gern im Wirtschaftsausschuss ha-
ben. Das ist eine klare Ansage. Dann wiederhole
ich die Abstimmung.

Wer für die Überweisung in den Wirtschaftsaus-
schuss ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genprobe! - Enthaltungen? - Das ist einstimmig so
beschlossen.
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Meine Damen und Herren, ich wünsche Ihnen eine
angenehme Mittagspause. Die Sitzung ist unterbro-
chen. Wir sehen uns um 15 Uhr wieder.

(Unterbrechung: 12:57 Uhr bis 15:04 Uhr)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren! Ich darf Sie bitten, Platz
zu nehmen. Ich eröffne die Plenardebatte wieder.

Zunächst aber bitte ich Sie, mit mir auf der Tribüne
Seniorinnen und Senioren aus Rendsburg und Mit-
glieder des Tennisstammtisches aus Lübeck zu be-
grüßen. - Seien Sie herzlich willkommen im
Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 28:

Entschließung des Europaparlaments gegen
Massenüberwachung umsetzen - Beschwerde ge-
gen Massenüberwachungsprogramme ausländi-
scher Geheimdienste einreichen

Antrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/1859

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Patrick
Breyer.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren Abgeordnete! Stellen Sie sich vor: Wir wer-
den von ausländischen Geheimdiensten ausgespäht,
und wir wehren uns dagegen.

(Beifall PIRATEN)

Der erste Teil dieser Vorstellung ist leider Realität,
der zweite Teil noch nicht.

Seit den Enthüllungen von Edward Snowden im
letzten Jahr wissen wir, dass ausländische Ge-
heimdienste in einem gigantischen Ausmaß wahl-
los und ohne jeden Verdacht Informationen über al-
le Bürger weltweit sammeln: mit wem wir in Ver-
bindung stehen, wo wir mit unserem Handy hinge-
hen, was wir im Internet lesen oder schreiben.

Ich weiß nicht, wie es Ihnen geht.

„Ich möchte nicht in einer Welt leben, in der
alles, was ich sage, alles, was ich tue, aufge-
zeichnet wird.“

- Das ist übrigens ein Zitat von Edward Snowden.

(Beifall PIRATEN)

Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt:
Wenn die Freiheitswahrnehmung der Bürger total
erfasst und registriert wird, verletzt das die verfas-
sungsrechtliche Identität unserer Demokratie.

Wenn ich sehe, was seit den Enthüllungen im letz-
ten Jahr passiert ist, ergreift mich wirklich ein Ge-
fühl der Ohnmacht. Man hat den Eindruck, man
kann nichts dagegen tun, und es wird auch nichts
dagegen getan.

Bundeskanzlerin Merkel ist neulich in die USA ge-
reist und hat in der Pressekonferenz danach vor
dem Weißen Haus erklärt, es gebe Meinungsver-
schiedenheiten über die
Überwachungsintensität,

(Lachen Uli König [PIRATEN])

die Diskussionen erforderlich machten. Im gleichen
Atemzug hat sie aber gesagt, eine enge Zusammen-
arbeit der Geheimdienste sei völlig unverzichtbar.
Das US-Handelsabkommen TTIP werde natürlich
weiter verhandelt. Jetzt ist auch noch bekannt ge-
worden, dass sogar die Einladung von Edward
Snowden vor unseren Untersuchungsausschuss ab-
gelehnt wird, weil das ja die Beziehungen zu den
USA gefährden könnte - ganz zu schweigen von ei-
nem Aufenthaltsrecht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was für ein jäm-
merliches Bild geben wir hier eigentlich ab? Wir
sind doch nicht der Büttel der USA, und Men-
schenrechte sind doch keine Meinungsverschie-
denheit, sondern geltendes Recht. Das, was die
USA hier an Massenüberwachung machen, was
Großbritannien macht und andere Geheimdienste
machen, ist doch eine Verletzung unserer Souverä-
nität und internationaler Menschenrechtsabkom-
men, sehr verehrte Damen und Herren.

(Beifall PIRATEN)

Stellen Sie sich einmal vor, Ihr Haus wird verwanzt
und abgehört. Sie rufen die Polizei zu Hilfe. Die
kommt und sagt dann: „Wir gehen mal zum Täter
hin und sagen, wir müssen mal reden.“ Das ist al-
les. Es wäre doch völlig unvorstellbar, dass bei uns
auf eine Rechtsverletzung so reagiert wird: Man
lässt weiter gewähren und redet miteinander.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein Jahr
nach Bekanntwerden dieser skandalösen Massen-
überwachung ist die Zeit der Worte vorbei, und
jetzt müssen wir Taten sehen. Die USA und Groß-
britannien müssen zur Rechenschaft gezogen wer-
den für ihre maßlose und, wie ich finde, auch un-
verschämte Bespitzelung wahlloser Bürger.
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(Beifall PIRATEN)

Das Europäische Parlament hat im März mit den
Stimmen aller Parteien, aller hier auch im Landtag
vertretenen Parteien mit Ausnahme des SSW die
EU-Mitgliedstaaten aufgefordert, bei der UNO Be-
schwerde gegen diese maßlose Massenüberwa-
chung einzureichen. Diesen guten Beschluss gilt es
jetzt hier bei uns umzusetzen.

(Beifall PIRATEN - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Und dann durchzusetzen!)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen,
diese Beschwerde ist erforderlich, um endlich die
gefährliche Behauptung der USA zu widerlegen,
außerhalb ihres Staatsgebietes hätten wir überhaupt
keine Menschenrechte und eine Totalregistrierung
unserer Kommunikation sei gar kein Eingriff in un-
sere Privatsphäre. Damit verteidigen ernsthaft die
USA ihre Praxis. Dazu kann ich nur sagen: Wer
sein Recht nicht wahrt, der gibt es auf. Deswegen
erwarten die Menschen zu Recht von uns, dass wir
ihre Rechte verteidigen und durchsetzen.

(Beifall PIRATEN)

Ich füge hinzu: Wir müssen auch Edward Snow-
den, dessen mutige und selbstlose Enthüllungen
uns diesen Widerstand überhaupt erst ermöglicht
haben, einen sicheren Aufenthalt bei uns in
Deutschland gewähren; denn wer wegen der Auf-
deckung schwerster Menschenrechtsverletzungen
verfolgt wird, der muss bei uns hier willkommen
sein.

(Beifall PIRATEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in Europa
gilt das Recht. Wir sind ein Rechtsstaat, und Recht
braucht Unrecht nicht zu weichen. Das sollten wir
auch allen klarmachen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Deswegen bitte ich Sie um Zustimmung zu unse-
rem Antrag. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die CDU-Fraktion hat jetzt der Herr Abgeord-
nete Dr. Axel Bernstein das Wort.

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn ich einmal versuche, den Antrag, den die PI-
RATEN hier gestellt haben, in einem Satz zusam-
menzufassen, dann könnte dieser so lauten: Die PI-
RATEN beantragen, der Landtagspräsident möge
einen Beschluss des Landtags an die Bundesregie-
rung übermitteln, in dem der Landtag die Bundesre-
gierung auffordert, entsprechend der Entschließung
des Europäischen Parlaments gegen die USA und
Großbritannien ein zwischenstaatliches Beschwer-
deverfahren einzuleiten.

Man spürt die Nervosität in Washington und Lon-
don ja bereits.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Schlie ist schon
von Gewicht! - Heiterkeit)

Sie haben in der Sache natürlich insofern durchaus
recht, was das Verhalten der angelsächsischen
Nachrichtendienste - -

(Unruhe)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, Sie haben das Wort.

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Ich würde gerne mitlachen. Ich habe es akustisch
nicht mitbekommen.

Sie haben ja durchaus recht, dass das Verhalten der
angelsächsischen Nachrichtendienste für uns
nicht tolerabel ist. Das Europäische Parlament hat
dies und weitere wichtige Punkte in seiner Ent-
schließung ja auch deutlich zum Ausdruck ge-
bracht.

Die Reaktion bei unseren Partnern in Washington
auf die Forderungen des Europäischen Parlaments
und auch auf die Forderungen von Bundestag und
Bundesregierung ist bislang wahrlich nicht ausrei-
chend. Ich sage an dieser Stelle trotzdem sehr be-
wusst: die Reaktion unserer Partner. Das aus un-
serer Sicht maßlose Sammeln von Daten durch Si-
cherheitsorgane der USA entspringt einem gefühl-
ten Bedarf an Selbstverteidigung seit dem 11. Sep-
tember 2001. Eines kann es nicht verändern: Die
USA sind nach wie vor der natürliche Partner Euro-
pas, dessen demokratische Werte und dessen wirt-
schaftliche Interessen uns nach wie vor so nahe
sind wie die keiner anderen nennenswerten Macht.

So sehr ich es ablehne, die berechtigte Kritik an den
USA für einen stumpfen, alten Antiamerikanismus
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zu missbrauchen, so sehr lehne ich es auch ab, naiv
zu glauben, dass die USA unseren Vorstellungen
folgen, weil wir ganz nett sind und in einem Glas-
haus an der Förde sitzen. In der Diskussion um
Rechte und Methoden von Nachrichtendiensten ste-
hen wir nicht auf Augenhöhe.

Das kann man einfach hinnehmen. Dann kann man
auch, wie die PIRATEN es tun, die Abschaffung
deutscher und europäischer Dienste fordern oder
mehr Transparenz von Geheimdiensten erwarten.
Wir halten es allerdings für vollkommen falsch und
verantwortungslos, wenn wir uns als größtes Land
in der Europäischen Union sehenden Auges ins in-
ternationale Abseits stellen.

Wenn man nicht nur seiner Entrüstung Ausdruck
verleihen möchte, sondern tatsächlich etwas ändern
will, kommt man an ein paar harten Wahrheiten
nicht vorbei. Niemand nimmt uns ernst, wenn wir
die Methoden von Nachrichtendiensten verurtei-
len, auf deren Aufklärungsergebnisse wir selbst
immer wieder angewiesen sind. Es läge also an uns,
den Nachweis zu erbringen, dass man die nötigen
sicherheitsrelevanten Informationen auch gewinnen
kann, ohne dabei gleich die ganze Welt abzuhören.
Wollen wir das? Können wir das?

An dieser Stelle bleibt auch die Entschließung des
Europäischen Parlaments schwach. Es zeigt näm-
lich keine Alternative auf, wie man die nötige nach-
richtendienstliche Fähigkeit selbst erwerben könnte.
Genau das müsste man, wenn man den Methoden
der US-Dienste glaubwürdig entgegentreten wollte.
Die Schaffung einer europaweiten Abwehr wurde
im Europäischen Parlament jedoch knapp abge-
lehnt.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Dr. Bernstein, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Brey-
er?

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Ja, gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Herr Kol-
lege Bernstein, habe ich Sie richtig verstan-
den, dass Sie die verdachtslose, massenhafte
Bespitzelung von uns allen durch die USA
kritisieren, aber sagen, wir seien auf die Er-
gebnisse dieser Menschenrechtsverletzung

angewiesen? Habe ich das richtig verstan-
den?

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Ich habe ausgeführt, dass wir immer wieder auf
nachrichtendienstliche Erkenntnisse aus den USA
angewiesen sind und diese gern nutzen, wenn es um
Terrorabwehr geht - wobei ich nicht im Einzelnen
beurteilen kann, ob sie nach unserem Recht durch
illegale Methoden zustande gekommen sind oder
nicht. Das wird wahrscheinlich keiner von uns
nachvollziehen können. Es bringt nichts, jemanden
für seine Methoden zu kritisieren, wenn man
gleichzeitig darauf angewiesen ist und immer wie-
der etwas von ihm will.

(Uli König [PIRATEN]: Sind wir doch gar
nicht!)

- Ihre Einschätzung teile ich nicht.

Politik ist - frei nach Bismarck - die Kunst des
Möglichen. Für uns alle ist es unbefriedigend, dem
Treiben ausländischer Geheimdienste mehr oder
weniger machtlos zuzuschauen.

Die Praktiken der USA wurden durch Herrn Snow-
den besonders in den Fokus gerückt. Die Praktiken
anderer Geheimdienste aus nicht demokratischen
Staaten, die objektiv eine wesentlich größere Be-
drohung für unsere Sicherheit und Wirtschaft dar-
stellen, geraten darüber schnell in Vergessenheit.
Wenn wir aber nicht nur empört zuschauen wollen,
müssen wir uns entscheiden, eigene Fähigkeiten
aufzubauen und zu stärken. Sind Sie dazu bereit?
Moralische Entrüstung und fruchtloses Lamentieren
als Politikersatz sollten wir uns schenken.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat jetzt Herr Abgeordneter
Dr. Kai Dolgner das Wort.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Die Entschließung des Europäischen Parlaments
enthält 135 Punkte zu den Konsequenzen aus der
NSA-Affäre. Leider hat sich die Piratenfraktion
ausgerechnet einen der schwächsten und wirkungs-
losesten herausgesucht: das zwischenstaatliche Be-
schwerdeverfahren des UN-Zivilpakts, dem interes-
santerweise auch anerkannte Grundrechtsexperten
wie Usbekistan, Syrien und sogar Nordkorea ange-
hören.
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(Vereinzelter Beifall SPD)

Wie läuft das Artikel-41-Beschwerdeverfahren ab?
Herr Breyer, Sie haben ein bisschen suggeriert, was
es gar nicht liefern kann. Wenn sich die Vertrags-
staaten nicht einig werden, dann gibt es nach ein bis
zwei Jahren eine wirklich scharfe Sanktion: Der zu-
ständige UN-Menschenrechtsausschuss macht
einen Bericht - kein Urteil oder so etwas. Das mag
übrigens auch erklären, dass Nordkorea kein Pro-
blem damit hatte, dem Pakt beizutreten.

(Vereinzelter Beifall SPD und SSW)

In diesem speziellen Fall brauchen wir gar nicht so
lange zu warten, denn der UNO-Menschenrechts-
ausschuss, der das im Zweifelsfall am Ende des
Beschwerdeverfahrens klärt, hat bereits am
26. März von sich aus die Praxis der NSA scharf
verurteilt, und zwar ganz in Ihrem und auch unse-
rem Sinne.

Und was haben die USA dazu gesagt? Nach ihrer
Auffassung entfaltet der UN-Zivilpakt sowieso kei-
nerlei Bindungswirkung für das Handeln der USA
außerhalb ihres Territoriums. Das ist nicht neu, die
USA sagen seit 1995, dass das ihre Auslegung ist,
zum Beispiel immer in Bezug auf Guantanamo.

Damit ist der Punkt des Piratenantrags nicht nur
wirkungslos, weil er die Massenüberwachung nicht
stoppen kann - ein Bericht stoppt leider keine Mas-
senüberwachung, sonst wäre das längst geschehen,
übrigens auch bei anderen Menschenrechtsverlet-
zungen in der ganzen Welt -, sondern hat sich damit
auch erledigt, da das schon passiert ist und der
UNO-Menschenrechtsausschuss die Praxis bereits
verurteilt hat.

(Dr. Ekkehard Klug [FDP]: Hört, hört!)

Auch die sonstigen diplomatischen Bemühungen
sind wenig von Erfolg gekrönt gewesen. Der Fra-
genkatalog der Bundesregierung aus dem letzten
Herbst wurde nicht beantwortet. Wenn es Äußerun-
gen der USA gab, dann fielen sie in die Kategorie:
Heult doch!

Warum soll eigentlich nur gegen die USA eine Be-
schwerde eingereicht werden? Es gibt 165 andere
Unterzeichnerstaaten, die uns ebenfalls ausspähen,
wie zum Beispiel Russland, dem ich nun wahrlich
keinen größeren Respekt vor unseren Grundrechten
zutraue als den USA.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Dr. Dolgner, gestatten Sie eine
Zwischenbemerkung oder -frage des Herrn Abge-
ordneten Dr. Breyer?

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Sehr gern.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Lieber
Herr Kollege Dolgner, ist Ihnen bekannt,
dass Deutschland und Brasilien über die
UNO eine Resolution gegen Massenüberwa-
chung einbringen wollten und dass auf Inter-
vention der USA der ursprüngliche Text so
verwässert worden ist, dass am Ende sogar
die USA die abenteuerliche Auffassung ver-
treten haben - -

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Dr. Breyer, bitte schalten Sie Ihr
Mikrofon ein. Auf unserem Pult sind Sie sozusagen
im Netz, aber Sie sind sehr schlecht zu verstehen.

(Unruhe)

- Klopfen Sie einmal, oder nehmen Sie einfach ein
anderes Mikrofon. Ihr Wortbeitrag kommt sonst
nicht ins Protokoll.

(Zurufe)

- Stellen Sie sich einfach an Mikrofon Nummer 8,
und dann schalten wir Sie um. - Jetzt sind Sie zu
verstehen. Bitte schön.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Ist Ihnen
bekannt, dass Deutschland der Rechtsauffas-
sung der USA quasi nachgegeben hat und es
deswegen sehr wohl einen Unterschied ma-
chen würde, wenn wir jetzt Beschwerde ein-
reichen und damit klar sagen, dass die Bun-
desrepublik Deutschland genauso wie das
Europäische Parlament der Überzeugung ist,
dass das Massenüberwachungsprogramm den
Internationalen Pakt für bürgerliche Rechte
verletzt?

Meine zweite Frage lautet: Ist Ihnen bekannt,
dass unser Antrag ein zweites Element ent-
hält, in dem es nicht um Artikel 41 geht?

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Darf ich gleich beide Fragen beantworten, Herr
Präsident? Eigentlich macht man das einzeln.
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Ich fange einmal mit der ersten Frage an. Herr Kol-
lege Breyer, abgesehen davon, dass auch die UNO-
Vollversammlung keinerlei Möglichkeiten hat,
durch Sanktionen das, was sie beschließt, durchzu-
setzen - das macht der UNO-Sicherheitsrat, das un-
terscheidet es übrigens auch von einem wirksamen
Rechtssystem, was auch in ganz vielen anderen Fäl-
len ein Problem ist -, ist es mir bekannt. Ich halte es
auch nicht für richtig. Es wäre übrigens genauso
wirkungslos gewesen.

Ich erläutere Ihnen noch einmal das Artikel-41-
Verfahren und was danach passiert. Es beschwert
sich Deutschland bei den USA: Hört mal zu, ihr
habt die Menschenrechte meiner Bürger verletzt.
Man kann sich übrigens auch darüber beschweren,
dass die eigenen Menschenrechte verletzt werden.
Der ganze Bericht hat über 20 Punkte, die man sich
durchlesen kann. Da stellt man fest, dass auch an-
dere Sachen moniert werden, nicht nur Massen-
überwachung. Bleiben wir bei der massenhaften
Überwachung oder Ausspähung.

Dann antworten die USA: Sorry, wir erklären seit
20 Jahren, dass sich der Pakt, auf den ihr euch be-
zieht, nach unserer Rechtauslegung und unserer Er-
klärung, die wir dazu abgegeben haben, gar nicht
auf Menschen außerhalb der USA bezieht.

Dazu kann die Bundesrepublik sagen: Die Ausle-
gung finden wir nicht toll.

Dann geht das Ganze zur UNO-Menschenrechts-
kommission. Das ist der nächste Schritt. Dann war-
tet man so seine sechs Monate ab. Dann hört die
UNO-Menschenrechtskommission beide an.
Deutschland sagt, man finde das doof, die USA ant-
worten, der Pakt betreffe sie in diesen Punkten gar
nicht. Dann sagt die UNO-Menschenrechtskommis-
sion: USA, deine Auffassung ist nicht richtig. - Und
das war‘s.

Übrigens hat die UNO-Menschenrechtskommission
das bereits am 26. März gemacht. Was soll dann Ihr
Verfahren an der Stelle in irgendeiner Weise mehr
bringen, als dass man sich das alles noch einmal an-
hört? Das war es. Es ist völlig sanktionsfrei. Keiner
muss das machen. Wenn es nicht so wäre, wären
auch nicht 165 Staaten beigetreten. Sie können jede
Menschenrechtsverletzung zur Beschwerde brin-
gen, und meiner Meinung nach gibt es in der Welt
auch noch ein paar schlimmere. Da mögen Sie den
Kopf schütteln, aber so ist das Verfahren. Damit
stoppen Sie keine Massenüberwachung. Sie tau-
schen nur schon bekannte Rechtspositionen aus.
Mehr machen Sie nicht. Sie suggerieren hier, dass
man mit dem Beschwerdeverfahren die USA dazu

bringen könnte, das zu stoppen. Dann hätten sie es
aber schon längst gemacht.

(Sven Krumbeck [PIRATEN]: Machen Sie
einen besseren Vorschlag!)

- Ich komme noch dazu.

Zum zweiten Punkt: Das, was Sie zum Thema Ver-
einigtes Königreich vorschlagen, steht nicht in der
Resolution des Europäischen Parlaments, passt also
nicht zu Ihrer Überschrift. Aber es stehen eine gan-
ze Masse anderer Dinge in der Resolution des
Europäischen Parlaments.

(Zuruf)

- Doch, natürlich ist es ein Diskussionsgremium,
Frau Kollegin. Das glaube ich jedenfalls. Es ist ein
Parlament.

Dort sind aber eine Menge anderer Punkte an die
Adresse des Vereinigten Königreichs gerichtet. Ich
empfehle Ihnen wirklich, einmal die restlichen 130
Punkte durchzugehen. Interessanterweise sind aber
auch ganz viele Punkte dabei, die auch Deutschland
betreffen. Dazu komme ich übrigens noch. Ich fin-
de es - ehrlich gesagt - jedenfalls im Binnenverhält-
nis - und das Europäische Parlament ist ein Binnen-
verhältnis - wichtig, dass, bevor man mit dem Fin-
ger auf andere zeigt, erst einmal richtig, entspre-
chend der Selbstverpflichtung, die man als Europäi-
sches Parlament eingegangen ist, vor der eigenen
Tür kehrt; denn fast jeder Punkt, der bei Großbri-
tannien kritisiert wird, trifft auch auf Deutschland
zu. Auch das können wir im Ausschuss sicherlich
noch vertiefen. - Ich würde jetzt gern fortfahren.

Interessanterweise könnte sich übrigens gerade
Nordkorea mit dem gleichen Argument über uns
beschweren - nach dem gleichen Pakt -, hat der
BND doch 2011 beklagt, dass die nachrichten-
dienstliche Beschaffungslage bei Nordkorea extrem
schwierig sei. Da wir also selbst fleißig spionieren,
hat so ein Beschwerdeverfahren also durchaus auch
eine heuchlerische Komponente.

Für mich gibt es dank Edward Snowden allerdings
zwei wichtige Erkenntnisse. Durch den technischen
Fortschritt ist eine Massenüberwachung ungeahn-
ten Ausmaßes möglich, und das übrigens nicht nur
durch die USA. Die USA sehen uns als lohnens-
wertes Spionageziel - wie fast alle anderen Länder
auch. Es gibt da keinen transatlantischen Freund-
schaftsbonus, der unsere Bürger vor Ausspähung
schützt. Es wird ihn übrigens auch nicht geben.
Was würde er auch nützen? Ich finde, dass meine
persönlichen Daten in China auch nicht besser auf-
gehoben sind. Besser wäre es also, geeignete Ge-
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genmaßnahmen einzuleiten, die unsere Bürger bes-
ser schützen.

(Beifall Dr. Ekkehard Klug [FDP] und Uli
König [PIRATEN])

Da enthalten die restlichen 134 Punkte des Be-
schlusses des Europäischen Parlaments viele besse-
re Anregungen und Selbstverpflichtungen als ein
etwas larmoyantes Beschwerdeverfahren, wie zum
Beispiel zukünftig keine widerrechtlich gesammel-
ten Daten von Drittstaaten mehr anzunehmen, keine
SWIFT-Daten oder Daten gemäß Safe Harbor in
die USA zu übermitteln,

(Beifall PIRATEN)

die Zustimmung zu TTIP zu verweigern, wenn die
Grundrechte nicht geschützt sind, IT-Soft- und
Hardware sicherer machen gegen Angriffe von au-
ßen eingebauter Backdoors, Verwendung quelloffe-
ner Software und Verschlüsselung im öffentlichen
Bereich und die Einführung eines digitalen Habeas
Corpus.

(Beifall PIRATEN)

Angesichts der gestrigen eCall-Diskussion ist aller-
dings die Forderung Nummer 62 nach Produkten
mit eingebautem Datenschutz - Privacy by Design -
von unfreiwilliger Komik. Auch das EU-Parlament
sollte vielleicht zunächst einmal seine eigenen Be-
schlüsse ernst nehmen, bevor es mit dem Finger auf
andere zeigt.

(Beifall PIRATEN, Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und Burk-
hard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Edward Snowden hat uns das Update für unsere
Wahrnehmung geliefert. Unser Handeln müssen
wir selbst updaten. Damit können wir im Europa-
ausschuss und mitberatend im Innen- und Rechts-
ausschuss sicherlich anfangen. Dann können wir
auch über Dinge sprechen, die wirksamer sind als
internationale Abkommen, die seit über 40 Jahren
existieren und sicherlich wichtige Standards für Re-
gierungen gesetzt haben, die gewillt sind, sich an
Menschenrechte zu halten. Aber, Herr Kollege
Breyer, ich sage Ihnen eines, und das sage ich - ehr-
lich gesagt - auch in Richtung der USA, an denen
ich auch so meine Kritikpunkte habe. Sie gehen
aber durchaus robuster als andere demokratische
Rechtsstaaten mit Menschenrechten um. Solange
Guantanamo nicht geschlossen ist, habe ich wenig
Hoffnung, dass wir uns dadurch verteidigen, dass
wir uns darüber beschweren, dass die USA für sich
Menschenrechte in der Anwendung tatsächlich nur
auf dem Gebiet der USA sieht. Das ist so. Deshalb

kann Guantanamo nach USA-Rechtsauffassung
auch weiterhin aufrechterhalten bleiben.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Kommen Sie bitte zum Ende.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Ich befürchte, dass eine anderslautende Mitteilung
des Landtags in Schleswig-Holstein an der Praxis
der Obama-Regierung in dieser Hinsicht nichts än-
dern würde. - Ich danke Ihnen für die Aufmerksam-
keit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Wolfgang Kubicki [FDP])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Abgeordneter Burkhard Peters das Wort.

Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Natürlich haben die PIRATEN mit
ihrem Antrag insofern Recht, als es ein Unding ist,
dass sich die Bundesregierung in diesem Daten-
schutzskandal von schier unermesslichem Ausmaß
wegduckt und nichts tut.

(Beifall PIRATEN und Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Anlasslos werden in den USA und in Großbritanni-
en ohne jede Einschränkung im Dienste des allge-
meinen wirtschaftlichen Wohlstands beziehungs-
weise der nationalen Sicherheit Milliardenetats da-
für eingesetzt, Telekommunikationsdaten von Bür-
gerinnen und Bürgern, egal welchen Staates, in un-
glaublichem Ausmaß zu durchsuchen und zu hor-
ten. Noch einmal zur Erinnerung ein paar Zahlen,
die ich der letzten Ausgabe der „Zeit“ entnommen
habe: 40.000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
NSA - 40.000! -, 10,6 Milliarden $ Etat im Jahr und
Billiarden von Datensätzen.

Die von Edward Snowden aufgedeckten Tatsachen
haben das Vertrauen in die Integrität und Vertrau-
enswürdigkeit der elektronischen Massenkommu-
nikation weltweit zutiefst erschüttert. Bei unserer
gestrigen eCall-Debatte wurde dies deutlich. Was
vor zwei Jahren noch als Hirngespinst eines irren
Verschwörungstheoretikers abgetan worden wäre,
ist inzwischen Gewissheit geworden.

Unter diesen Umständen wäre eine Reaktion der
Bundesregierung unbedingt erforderlich. Herr
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Dr. Bernstein, es erschüttert mich doch sehr, dass
Sie sagen, im Sinne der bismarckschen Politikweis-
heit wäre es völlig egal, welche Daten unsere Ge-
heimdienste hier für ihre eigenen Zwecke benut-
zen, es sei egal, ob sie illegal erworben seien, ob sie
unter unsäglichen datenschutzrechtlichen Verlet-
zungen, unter Verletzung des Völkerrechts zu unse-
ren Informationsbehörden kommen. Das finde ich
sehr erschreckend.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
PIRATEN)

Das zeigt allerdings auch, dass Ihre Partei genau in
dieser Frage offenbar keine Veranlassung sieht,
sich in den USA entsprechend zu verhalten.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Peters, erlauben Sie eine Zwi-
schenbemerkung des Herrn Abgeordneten
Dr. Bernstein?

Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Natürlich.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Dr. Axel Bernstein [CDU]: Verehrter Kolle-
ge Peters, wären Sie so freundlich, zur
Kenntnis zu nehmen, dass ich in der Antwort
auf die Frage des Kollegen Breyer gesagt ha-
be, dass wir bei den nachrichtendienstlichen
Erkenntnissen, die wir nutzen, nicht wissen
können, aus welchen Quellen sie kommen,
nicht, dass es egal sei, wo sie herkommen?

Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Gut, aber wenn man unterstellt, dass man es nicht
wissen kann, es aber trotzdem nutzt, dann muss
man sich diese Unkenntnis dann auch zurechnen
lassen.

Zum Komplex NSA/PRISM. Liebe Piratenfraktion,
Ihr Antrag kommt insoweit zu spät, als sich bereits
im letzten Jahr die grüne Bundestagsfraktion an das
Beschwerdeorgan der Vereinten Nation gewandt
und die Rechtsverletzungen geltend gemacht hat.
Die Frage ist vom Menschenrechtsausschuss nun
umfassend beantwortet worden. Der Ausschuss der
Vereinten Nationen hat in seinem Vierten Staa-
tenbericht zu den USA festgestellt, dass das sys-
tematische und umfassende Abhören der Telekom-

munikation nicht mit dem Recht auf Privatsphäre
vereinbar ist.

Sowohl die unvorstellbare Verletzung der Privat-
sphäre als auch das Fehlen jedweder Abwehrme-
chanismen für die Betroffenen auf der ganzen Welt
ist nicht nur besorgniserregend, wie der Bericht des
Menschenrechtsausschusses konstatiert, sondern es
ist ein Skandal.

Die seitens der USA angekündigten Reformschritte
sind unzureichend, auch das hat der Menschen-
rechtsausschuss bereits festgestellt. Natürlich wäre
es schön, wenn sich die Bundesregierung in dieser
Frage positioniert und die Verletzung des Interna-
tionalen Paktes über bürgerliche und politische
Rechte gerügt hätte. Das ist aber nicht geschehen.
Die Entscheidung des Menschenrechtsausschusses
würde wohl auch bei einer erneuten Beschwerde
nicht anders ausfallen.

(Zuruf: Unglaublich!)

Jetzt zu GCHQ und Tempora. Die großflächige
Überwachung der elektronischen Kommunikati-
on, die das Vereinigte Königreich betreibt, geht
letztlich noch einen deutlichen Schritt weiter. Sie
erfolgt in einem europäischen Raum, der sich expli-
zit in Verträgen auf gemeinsame Werte und Rechte
festgelegt hat. Das ist eine andere Qualität. Wir tei-
len die rechtliche Auffassung, dass mit dem Aus-
spähprogramm des Vereinigten Königsreichs nicht
nur Völkerrecht, sondern auch Unionsrecht ver-
letzt wird.

(Beifall PIRATEN)

Wenn Deutschland und Europa in dieser Frage un-
tätig bleiben, ist das Projekt Freiheit der Europäi-
schen Union nicht mehr viel wert. Denn die groß-
flächige Überwachung, wie sie vom Vereinigten
Königreich offensichtlich praktiziert wird, beein-
trächtigt unser aller Freiheit. Sie verletzt den
Grundrechtsschutz aller europäischen Bürgerinnen
und Bürger, die nicht im Vereinigten Königreich le-
ben.

(Beifall PIRATEN und Eka von Kalben
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sie beschädigt das Fundament der Freiheit, auf dem
Europa gebaut ist. Es darf nicht sein, dass die Kom-
mission in dieser so wichtigen Angelegenheit untä-
tig bleibt.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und PIRATEN)

Liebe PIRATEN, aber auch in diesem Fall folgt der
Antrag dem Schreiben der grünen Bundestagsfrak-
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tion, die bereits am 28. März 2014 eine Bitte um
Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens
gegen das Vereinigte Königreich an die Kommis-
sion geschickt hat.

Selbstverständlich fordern wir ebenfalls weiterhin,
dass sich die Bundesregierung persönlich für die
Rechte der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland
und Europa einsetzt und den Mut hat, sich gegen
das international angelegte Überwachungspro-
gramm der Geheimdienste einzusetzen. Die andau-
ernde Untätigkeit der Bundesregierung spricht
Bände und ist in der Tat ein Skandal. Das werden
wir im Ausschuss weiter diskutieren. Ich bin Kai
Dolgner sehr dankbar, dass er hier schon die Wei-
chen dafür gestellt hat, wie wir diesen Antrag noch
besser machen können, wie wir ihn anschärfen kön-
nen und wie wir ihn in diesem Zusammenhang zu
einem wirklich vernünftigen Instrument machen
können. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD,
PIRATEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Dr. Ekkehard Klug das Wort.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das
Europäische Parlament hat am 12. März ein be-
merkenswertes Votum abgegeben. Das an diesem
Tag mit klarer Mehrheit beschlossene Daten-
schutzpaket wurde gerade im Hinblick auf die vor-
angegangene monatelange Diskussion über die
Ausspähungspraktiken der Vereinigten Staaten oder
Großbritanniens zum Teil auch als ein sehr deutli-
cher Fingerzeig in Richtung Washington und Lon-
don verstanden. Andere, wie etwa der Präsident des
Europaparlaments Martin Schulz, hoben allerdings
eher die „Verbindung der wirtschaftlichen Chancen
der digitalen Revolution mit dem Grundrecht von
allen Bürgern“ hervor.

Grundsätzlich können wir sagen, dass wir, die Bun-
desrepublik, sowie andere Mitgliedstaaten mit die-
ser Entscheidung einen guten Rahmen dafür haben,
wie wir den Datenschutz künftig bei uns gestalten.
Ich hoffe sehr, dass die deutsche Bundesregierung
nun endlich ihre Blockade- und Verzögerungstaktik
im Ministerrat aufgibt und mit dazu beiträgt, dass
dieses Datenschutzpaket alsbald verabschiedet
wird.

(Beifall PIRATEN und Wolfgang Kubicki
[FDP])

Der Richtigkeit halber muss ich hinzufügen, dass
diese Blockade- und Verzögerungstaktik vor allem
aus der Ecke der Unionsparteien, also dem Unions-
teil der Großen Koalition auf Bundesebene, kommt,
und in diesem Fall nicht von den Sozialdemokraten,
die sich in der Vergangenheit - das Thema Vorrats-
datenspeicherung ist schon erwähnt worden - auch
nicht nur mit Glanz und Gloria hervorgetan haben.

Die NSA-Affäre hat gerade in der Bundesrepublik
zu Recht heftige Diskussionen darüber ausgelöst,
wie weit der Eingriff staatlichen Interesses in den
geschützten Grundrechtsbereich des Einzelnen
tatsächlich geht, gehen darf und gehen sollte. Seit
den Snowden-Enthüllungen sollen laut Umfragen
mittlerweile 20 % der Deutschen bereit sein, für
einen besseren Schutz der eigenen Daten auch et-
was mehr Geld aufzuwenden.

Wir müssen uns aber auch klarmachen, das bloße
Sammeln von Daten ist zunächst weder gut noch
schlecht. Es kann ja durchaus angenehm und hilf-
reich sein, wenn uns zum Beispiel bei Amazon CDs
oder DVDs angeboten werden, die uns auch inter-
essieren könnten. Das macht im Übrigen auch ein
guter Mitarbeiter in einem Einzelhandelsgeschäft.
Er speichert es allerdings in seinem Kopf und ist
zugleich im besten Falle diskret.

Es ist natürlich auch nützlich und spart Zeit, wenn
wir durch Google Maps einen Stau umgehen kön-
nen, um mit dem Auto schneller ans Ziel zu kom-
men. Ich sage es aber ganz deutlich: Dieser Kom-
fort ist oft teuer erkauft, weil ebendiese Daten ge-
nutzt werden können, um Persönlichkeitsprofile
zu erstellen. Das aber können wir nicht wollen, und
das wollen wir auch nicht. Natürlich ist es ein er-
heblicher Eingriff in die Persönlichkeitsrechte eines
jeden Einzelnen, wenn von staatlichen Stellen an-
lasslos Daten gesammelt werden, nur für den Fall,
derjenige könnte vielleicht irgendwann Verdächti-
ger in einem Strafverfahren werden. Denn damit
wird die Unschuldsvermutung, die Grundlage unse-
res Rechtswesens, unseres Rechtsstaats ist, faktisch
umgekehrt.

(Beifall FDP und PIRATEN)

Jeder kennt dieses Unbedenklichkeitsargument:
Wer nichts zu verbergen hat, hat auch nichts zu be-
fürchten. Hierzu schrieb der Politikwissenschaftler
Stefan Weidemann in einem Beitrag für das Maga-
zin „Aus Politik und Zeitgeschichte“, dass das Un-
bedenklichkeitsargument ein äußerst problemati-
sches Staatsverständnis offenbart. - Ich zitiere -:
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„Demnach können sich die Bürger bedenken-
los als Untertanen einem wohlwollenden, all-
wissenden Staat unterwerfen. Wäre dieses
Staatsverständnis realistisch, so bräuchte das
Individuum überhaupt keine Schutzmaßnah-
men gegen den Staat …“

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das sagt Putin
auch immer!)

Ich sage es ganz deutlich: Ein solches Staatsver-
ständnis ist gefährlich, und jeder, der dieses Staats-
verständnis rechtfertigt, verteidigt nicht den mündi-
gen Bürger und verteidigt sicherlich auch nicht den
Rechtsstaat. Dagegen müssen wir uns wehren.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, PIRATEN und SSW)

Ich komme zum Antrag der Piratenfraktion. Der
vorliegende Antrag ist für meine Fraktion nicht zu-
stimmungsfähig. Das Anliegen können wir zwar
nachvollziehen, aber Kollege Dolgner hat schon zu
Recht darauf hingewiesen, dass die angebotenen
Mittel zur Erreichung des Ziels schlicht und ergrei-
fend nicht wirksam sind. Deshalb ist aus unserer
Sicht das Entscheidende, dass sich die europäi-
schen Staaten zusammenschließen und im Ver-
bund geeignete Gegenmaßnahmen entwickeln,
um den Ausspähpraktiken aller anderen Staaten
wirkungsvoll zu begegnen. Das Beispiel Airbus
zeigt doch, dass ein europäisches Gemein-
schaftsprojekt funktionieren kann.

Noch einen Hinweis dazu: Die Forschungsmittel
der EU sind um rund 30 % erhöht worden, auf
einen Betrag, der bis 2020 zur Verfügung steht und
der so hoch wie nie zuvor ist. Lassen Sie uns doch
einen Teil dieser EU-Forschungsmittel verwen-
den, um die geeignete Datenschutztechnologie und
Datenschutzinfrastruktur zu entwickeln, mit der wir
ein Höchstmaß an Datensicherheit für die Unions-
bürger gewährleisten können.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, kommen sie bitte zum Ende.

Dr. Ekkehard Klug [FDP]:

Das wäre ein Ziel, für das sich viele Bürger - glau-
be ich - im Sinne des europäischen Gedankens ein-
setzen können und dass ihnen Europa sehr sympa-
thisch machen wird. - Danke schön.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW erteile ich Herrn
Abgeordneten Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Geheimdienste der USA und Großbri-
tanniens haben deutsche und europäische Daten-
schutzgesetze verletzt. Das steht seit den Enthül-
lungen von Edward Snowden eindeutig fest. Es ha-
ben weitreichende und massenweise Ausspähungen
privater und öffentlicher Personen im Namen der
Terrorismusabwehr stattgefunden, und diese Aus-
spähung wird auch fortgesetzt.

Das Europäische Parlament hat die pauschale
Massenüberwachung durch die nationale Sicher-
heitsbehörde der USA zuletzt im März per Ent-
schließung kritisiert. Vorher hatte das Parlament die
US-Massenüberwachungsprogramme genau ein
halbes Jahr lang untersucht. Auszugsweise sind die
Befunde auch im Antrag zitiert. Die Sachlage ist
klar. Die USA spähen aus, und die Europäer wollen
sich das nicht gefallen lassen. Sie wollen, dass das
aufhört und die Bürgerrechte der europäischen Bür-
gerinnen und Bürger respektiert werden. Es besteht
allerdings Dissens bei der Wahl der Mittel. Grund-
sätzlich ist der Hebel, den der Antrag vorschlägt,
falsch.

Erstens sind wir als Landtag nicht für die Außenpo-
litik zuständig. Zweitens ist das Beschwerdeverfah-
ren über die Artikel des Internationalen Bürger-
pakts kompliziert, und drittens wird das Ansinnen
in Berlin keine Mehrheit finden. Die Bundesregie-
rung hat zu keinem Zeitpunkt gesagt, dass sie ge-
genüber dem Bündnispartner USA Sanktionen we-
gen der Massenausspähung aussprechen will.

(Zuruf: Das sollten sie aber!)

Das wäre schließlich die letzte Konsequenz. Denn
wenn man brüllt, muss man hinterher auch irgend-
wann die Konsequenzen ziehen.

Viertens - und das ist der entscheidende Punkt -
steht die Wirkungslosigkeit einer Beschwerde au-
ßer Zweifel. Die USA haben durch ihre Politik
nicht erkennen lassen, dass sie die Massenüberwa-
chung einstellen oder einschränken werden. Die Su-
permacht lässt sich weder von Staatsbesuchen noch
von unseren Appellen erweichen. Sollte es tatsäch-
lich zu einer völkerrechtlichen Beschwerde
Deutschlands gegen die USA kommen, könnte be-
reits eine umfangreiche Antwort seitens der USA
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das Verfahren beenden. Auch das dokumentiert die
Wirkungslosigkeit einer solchen Maßnahme.

Was tatsächlich von allergrößter Dringlichkeit ist,
ist das schnelle Ende der Überwachungsmaßnah-
men. Solange E-Mails massenhaft ohne Anlass
nach Wörtern gescannt und monatelang gespeichert
werden, ohne dass Empfänger oder Absender infor-
miert werden, wird deutsches Recht verletzt. Das
muss aufhören, darin sind wir uns auch einig.

Schleswig-Holstein sollte das EU-Parlament in dem
Vorhaben unterstützen, erst nach Ende der Massen-
überwachung die Freihandelsverhandlungen mit
den USA fortzusetzen.

(Beifall Uli König [PIRATEN] und Dr. Pa-
trick Breyer [PIRATEN])

Das EU-Parlament nutzt dabei die Verhandlungen
über das Freihandelsabkommen als effektives
Druckmittel, denn die USA sind stark an gemeinsa-
men Standards mit Europa interessiert, um ihre Ex-
porte zu verbessern. Das Parlament hat klarge-
macht: Wenn die USA das Ausspähen nicht been-
det, werden die Verhandlungen auf Eis gelegt - so
zumindest die Entschließung, die mit großer Mehr-
heit vom Europaparlament angenommen wurde.

Allerdings zeigen sich die europäischen Regierun-
gen, darunter auch die deutsche Regierung, davon
ziemlich unbeeindruckt. Schon nächste Woche tref-
fen sich für die nächste Verhandlungsrunde in Wa-
shington Vertreter Europas und aus den USA. Ge-
nau das ist der eigentliche Fehler. Die USA werden
sich von Klagen, Beschwerden oder Resolutionen
nicht beeindrucken lassen. Das Einzige, bei dem
Amerikaner wirklich nachdenklich werden, sind
wirtschaftliche Probleme, die sich aus ihrem Han-
deln ergeben könnten. Zeitgleich mit dem Freihan-
delsabkommen sollte man also auch zu vertragli-
chen Regelungen bezüglich der Überwachungs-
maßnahmen kommen. Darüber hinaus muss man
den US-Amerikanern auch deutlich machen, dass es
andere und bessere Maßnahmen gibt, um Terroris-
mus und Verbrechen zu bekämpfen. Hier sollte
man sicherlich zusammenarbeiten, um so flächen-
deckende Überwachungsmaßnahmen gegenüber
den Bürgerinnen und Bürgern obsolet zu machen.

Bevor also vor Gericht gezogen wird - was ja auch
im echten Leben nicht immer sinnvoll ist -, sollte
man auf gemeinsame Strategien zur Terrorismusbe-
kämpfung hinarbeiten, die Massenüberwachungen
unnötig machen. Gleichzeitig sollte man zum Frei-
handelsabkommen deutlich machen, dass dies nur
kommen kann, wenn das gegenseitige Vertrauen
wiederhergestellt ist.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge oder -bemerkung des Herrn Abgeordneten Kö-
nig?

Lars Harms [SSW]:

Sehr gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön, Herr Abgeordneter.

Uli König [PIRATEN]: Lieber Kollege
Harms, wenn Ihnen jemand Unrecht tut, wür-
den Sie sich dann nicht auch beschweren,
selbst wenn Sie der Meinung sind, dass es
wahrscheinlich keine Wirkung haben wird?
Oder würden Sie einfach sagen: „Ich sage
jetzt nichts, denn das bringt ja eh nichts“?

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Lars Harms [SSW]:

Lieber Kollege König, das hängt davon ab, wie
meine eigene Situation aussieht. Wenn mir die Be-
schwerde nichts bringt, bringt es mir auch nichts,
irgendwo vor Gericht zu ziehen und dort Recht zu
bekommen, wenn der, über den man sich be-
schwert, sein Handeln nicht ändert. Wenn mir also
jemand Unrecht tut, ziehe ich vor Gericht, wenn ich
Erfolgschancen habe. Wenn ich keine Erfolgschan-
cen habe, dann belege ich ihn mit einer Sanktion
oder mit einem Mittel, das ihn dazu zwingt, sein
Verhalten zu ändern. Das ist im privaten Leben
manchmal dadurch möglich, dass man den Kontakt
abbricht. Es kann auch sein, dass man möglicher-
weise versucht, den anderen in anderer Art und
Weise mit einer Handlung, die vielleicht nicht ganz
so freundlich ist, anzugehen, um etwas bei ihm zu
bewegen. Das ist ganz davon abhängig, wie die je-
weilige Situation aussieht. Danach verhalte ich
mich in meinem privaten Leben auch. Mir ist auch
schon einmal Unrecht getan worden.

(Peter Eichstädt [SPD]: Hört, hört! - Christo-
pher Vogt [FDP]: Was? Benennen Sie Ross
und Reiter!)

Trotzdem, lieber Kollege König, bin ich bisher in
meinem Leben relativ selten vor Gericht gewesen.
Es gibt ganz, ganz wenige Situationen, in denen
man das einfach tun muss, weil es nicht anders
geht, bestimmte Dinge zu regeln.

Aber in dieser Frage habe ich immer deutlich ge-
macht, dass es einfach nichts bringt. Das zeigt
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schon allein die rechtliche Konsequenz, die daraus
resultiert, wenn man gewinnt. Die wäre nur die Tat-
sache, dass sich die USA dann dazu äußern müss-
ten. Das wäre mir zu wenig.

Wenn ich die US-Amerikaner wirklich zu einem
anderen Handeln zwingen will, dann muss ich das
mit etwas tun, was ihnen weh tut. Das ist bei den
Amerikanern immer das Portemonnaie. Wenn man
da rangeht, wenn man sie da zu etwas zwingt, dann
sind sie auch bereit, Verträge zu unterzeichnen,
dann sind sie auch bereit, möglicherweise ihr Han-
deln zu ändern.

(Lachen Christopher Vogt [FDP])

Das erreiche ich nicht dadurch, dass ich einfach nur
ein Gerichtsverfahren anstrebe, mit dem ich sie am
Ende nur dazu bringen könnte, dass sie sich dazu
auch einmal äußern. Das ändert ihr Handeln nicht.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Vielen Dank. - Jetzt kommt ein Dreiminutenbeitrag
des Abgeordneten Dr. Breyer von der Piratenfrakti-
on. - Bitte schön, Herr Abgeordneter, Sie haben das
Wort.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Sehr verehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Ich möchte gern etwas zu den Gegenargu-
menten von Kai Dolgner zu unserem Antrag sagen.
Diese lassen sich erstens in dem Argument zusam-
menfassen, „Das bringt doch eh nichts“, und zwei-
tens: „Wir verletzen selbst doch auch Menschen-
rechte, dagegen sollten wir erst einmal etwas tun“.

Zum ersten Argument, das würde nichts bringen,
kann ich nur sagen: Wir müssen natürlich alle Mög-
lichkeiten ausschöpfen und alle Punkte der Resolu-
tion des Europaparlaments umsetzen. Wir dürfen
sie nicht gegeneinander ausspielen. Wer sagt, eine
Beschwerde Deutschlands vor dem UN-Men-
schenrechtsausschuss gegen die USA bringe
nichts, verkennt doch völlig, was das für ein politi-
sches Signal wäre.

(Beifall PIRATEN)

Wenn die Bundesregierung erstmals sagen würde:
„Wir lassen euch nicht so weitermachen und reden
nur ein bißchen mit euch“, sondern sagen würde:
„Das ist eine Verletzung der Menschenrechte, und
wir ziehen euch vor den zuständigen Ausschuss“,
wäre das ein massives Signal. Das würde natürlich
den Druck auf die USA massiv erhöhen.

Ich kann nur sagen, andere Staaten, zum Beispiel
Brasilien, sind sehr viel mutiger, und wir brauchen
dieses Signal.

Im Übrigen haben Sie aus unserer Sicht auch nichts
Überzeugendes zum zweiten Punkt im Antrag ge-
sagt. Großbritannien vor dem Menschengerichts-
hof zu verklagen, ist ein wirksames Instrument.
Großbritannien setzt diese Urteile um. Sie sind
schon einmal verklagt worden, weil ihre Geheim-
dienste immer wieder über die Stränge schlagen.
Deshalb müssen wir das auch machen.

(Beifall PIRATEN)

Zum Vorschlag von Burkhard Peters, über die EU
zu gehen, kann ich nur sagen: Das bringt überhaupt
nichts, weil die EU für die Geheimdienste der na-
tionalen Mitgliedstaaten nicht zuständig ist. Des-
halb geht das nicht. Das hat auch der Präsident des
Anwaltvereins, Herr Ewer, neulich in der „Neuen
Juristischen Wochenschrift“ festgestellt. Vielleicht
haben Sie das gelesen.

Zum zweiten Argument, wir verletzten doch selbst
die Menschenrechte. Da muss ich - so weh mir das
auch tut - tatsächlich unsere Geheimdienste einmal
in Schutz nehmen. Unsere Geheimdienste nehmen
nämlich keine Totalregistrierung aller unserer
Kommunikation, mit wem wir telefonieren und was
wir sprechen, also von Telekommmunikationsinhal-
ten, vor. Wer das, was wir hier in Deutschland ma-
chen, mit dem gleichsetzt, was die NSA macht, der
verharmlost die Praktiken der NSA. Das dürfen wir
nicht zulassen.

(Beifall PIRATEN und Jürgen Weber [SPD])

Natürlich ist es richtig, dass es auch bei uns massiv
verfassungswidrige Überwachungsgesetze gibt, oft
übrigens mitgetragen von der SPD, die vom Bun-
desverfassungsgericht gekippt werden. Aber gegen
diese Gesetze klagen wir auch. Das heißt ja nicht,
dass wir nicht auch gegen die menschenrechtswid-
rigen Praktiken anderer Staaten vorgehen müssen.
Noch einmal: Wir müssen alle Möglichkeiten nut-
zen, um die Massenüberwachung zu stoppen, bei
uns genauso wie im Ausland. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat Herr Abgeordneter Kai
Dolgner das Wort zu einem Dreiminutenbeitrag.
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Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zum Letzten, was der Kollege Dr. Breyer gesagt
hat: Erstens. Der UN-Menschenrechtsausschuss
hat von sich aus - das ist das Gremium, das den
Vertrag überwacht und das von uns getragen wird -,
also alle 168 Staaten, haben die Praxis der USA
schon verurteilt. Wenn das ein geringeres Signal
sein soll, als wenn nur Deutschland eine Beschwer-
de einreicht, dann ist das ihre persönliche Einschät-
zung.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Der UN-Menschenrechtsausschuss ist das Gremium
des Vertrages.

(Wortmeldung Dr. Patrick Breyer [PIRA-
TEN])

- Können wir die Uhr anhalten?

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Er hat kein Mikrofon, die Technik funktioniert
nicht. Wir halten die Uhr erst einmal an. - Ich habe
Sie überhaupt noch nicht gefragt, ob Sie eine Zwi-
schenbemerkung zulassen wollen. Aber offensicht-
lich lassen Sie sie zu. - Herr Dr. Breyer, Sie haben
das Wort.

(Zurufe)

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Lieber
Kollege Kai Dolgner, würden Sie mir zu-
stimmen, dass sich der UN-Menschenrechts-
ausschuss in seinem Bericht, den Sie anspre-
chen, nicht mit der Frage auseinandergesetzt
hat, ob die Massenüberwachung der NSA
Menschenrechte verletzt, sondern sich ledig-
lich besorgt gezeigt und Empfehlungen aus-
gesprochen hat, jedoch keinesfalls geprüft
hat, ob diese Praxis gegen den Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte verstößt?

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Herr Kollege Dr. Breyer, das kann ich nicht bestäti-
gen, weil der UN-Menschenrechtsausschuss in sei-
nem turnusmäßigen Bericht genau das tut. Er hat
genau das in seinem Bericht zum UN-Zivilpakt ge-
macht. Der Auftrag des UN-Menschenrechtsaus-
schusses ist es, regelmäßig zu überprüfen - bei allen
Staaten; uns hat er auch schon etwas ins Stamm-
buch geschrieben -, ob sie gegen diesen Zivilpakt
verstoßen.

Er ist zu einem Ergebnis gekommen. Das Ergebnis
mag im Detail nicht überraschen. Ich frage Sie
aber: Welche Erwartungshaltung haben Sie? Glau-
ben Sie, er würde zu einem anderen Ergebnis kom-
men, wenn er genau den gleichen Tatbestand prü-
fen würde? Der Name sagt es schon: Der UN-Men-
schenrechtsausschuss überprüft, und ich werde an
dieser Stelle langsamer, ob die jeweiligen Staaten
nach dem UN-Zivilpakt die Menschenrechte verlet-
zen. Genau diese Frage wollen Sie im Zusammen-
hang mit der NSA-Affäre stellen. Sie haben sich an
dieser Stelle mit der NSA-Affäre beschäftigt. Die
Wertung, die Sie oder ich nicht teilen müssen, wur-
de genauestens gefasst. Wenn Sie jetzt noch ein
zwischenstaatliches Beschwerdeverfahren einleiten,
dann frage ich Sie: Was erwarten Sie vor dem Hin-
tergrund, dass der UN-Menschenrechtsausschuss
ein Jahr später Auskunft geben würde? Das sage
ich zum Thema Wirkungslosigkeit.

Ungeachtet einer Änderung haben die USA bei ei-
nem späteren Punkt, ich glaube, es ist der Punkt 22,
im Zusammenhang mit Guantanamo erfahren,
dass dies eine Verletzung der Menschenrechte
von verschiedenen Menschen aus der ganzen Welt
ist. Davon haben sich die USA auch nicht beein-
drucken lassen. Ein Gremium von 168 Staaten hat
den USA gesagt: Das, was ihr in Guantanamo
macht, ist klar menschenrechtswidrig. Hier geht es
nicht nur um Ausspähungen. Nach deutschem
Recht wäre das eine Straftat, nämlich freistaatlich
organisierte Freiheitsberaubung über zwölf Jahre
hinweg. Welchen Effekt hatte dies? - Keinen.

Wir können uns im Ausschuss gern weiter über die-
sen Aspekt unterhalten. Ich glaube, es macht wenig
Sinn, so zu tun, also lasse sich die Frage, ob die
USA die Massenüberwachung, die für mich zwei-
felsfrei erwiesen ist, stoppen oder nicht, daran fest-
machen, ob wir die Bundesregierung auffordern,
ein Beschwerdeverfahren durchzuführen. Dieses
Beschwerdeverfahren käme zu einem Abschluss,
den ich Ihnen voraussage. Ich bin bereit, mit Ihnen
darum zu wetten, falls wir tatsächlich dazu kom-
men. Das ist der Punkt.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Ich möchte im Übrigen einen Hinweis geben: Herr
Breyer, Sie haben doch ein so großes Interesse am
Verfassungsrecht. In Ihrem Antrag ist ein kleiner
Fehler. Sie fordern den Bundesrat auf, sich eben-
falls damit zu beschäftigen. Bundesrat und Bundes-
tag sind zwar an völkerrechtlichen Abkommen zu
beteiligen, aber das exklusive Recht zur Ausfüh-
rung von völkerrechtlichen Abkommen liegt bei
der Bundesregierung, es liegt einzig bei der Exe-
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kutive. Das hat das Bundesverfassungsgericht zwei-
mal festgestellt. Es liegt weder beim Bundesrat
noch beim Bundestag. Das wollte ich an dieser
Stelle sagen. Allein deshalb besteht bei Ihrem An-
trag Korrekturbedarf.

(Beifall SPD - Zurufe PIRATEN)

- Nein, die Bundesregierung braucht sich nicht an
irgendwelche Aufforderungen des Bundestags zu
halten. Das ist einzig und allein Exekutivhandeln.
Es tut mir leid, das ist so.

Ich habe einen weiteren Punkt einzubringen: Lieber
Kollege Burkhard Peters, es geht nicht darum, die
Massenüberwachung vonseiten der USA und Groß-
britanniens nicht zu geißeln. Es geht darum, dass
man nicht so tun sollte. Ganz ehrlich, es hat mich
nicht überrascht, dass die USA ein robustes Ver-
hältnis zu den Menschenrechten und zu Ausspähun-
gen haben. Die CIA ist in den 70er-Jahren aus gu-
tem Grund reformiert worden. Nach dem, was sonst
noch so gemacht wurde, dürfte das eher deine Ge-
neration gewesen sein.

(Zurufe)

- Ich nenne das Stichwort Allende.

(Glocke Präsident)

Man kann darüber überrascht sein, aber das ist für
jeden subjektiv. Ich war nicht überrascht. Ich war
überrascht über die technischen Möglichkeiten, die
es gibt. Ich sage ganz ehrlich: Ja, die NSA hat
45.000 Mitarbeiter, die sie zum großen Teil wahr-
scheinlich auch auf uns ansetzt. Mir ist es aber zu
wenig zu sagen: USA, ihr seid die Bösen. Ich habe
gerade bei www.geheimdienste.org nachgesehen:
Russland hat 475.000 Mitarbeiter in Geheimdien-
sten und Sicherheitsdiensten. Von denen sind
337.000 zur Auslandsspionage berechtigt.

Wenn man sich über Geheimdienste unterhält,
dann sollte man nicht so tun, als gäbe es hier einen
speziellen Bösen. Wir wehren uns natürlich auch
gegen die russische Ausspähung. Wir müssen uns
an dieser Stelle auch darüber unterhalten, was in
der russischen Botschaft passiert, und uns wirksam
dagegen zur Wehr setzen. Die Illusion, die bei eini-
gen zerstört worden ist, ist einzig die, dass man eine
Art Privileg besitzt nach dem Motto: Die USA wer-
den uns schon nicht ausspionieren.

Herr Kollege Breyer, ob ich einen Einzelnen aus-
spioniere oder zwei oder zehn, ist egal. Es ist in je-
dem Fall eine Grundrechtsverletzung. Ich frage
nämlich mitnichten einen Richter in dem Land.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, kommen Sie bitte zum Ende.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Ehrlich gesagt, ich wüsste nicht, dass wir dann,
wenn wir nordkoreanische Staatsbürger ausspionie-
ren, vorher einen nordkoreanischen Richter befra-
gen, ob wir diesen Menschen ausspionieren dürfen.
Dies ist zum Teil intrinsisch. - Ich danke Ihnen für
die Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir
kommen zur Abstimmung. - Es ist kein Überwei-
sungsantrag gestellt worden.

(Zurufe)

- Doch? - Bitte.

Dr. Kai Dolgner [SPD]:

Es tut mir leid, dass dies untergegangen ist. Bean-
tragt sind eine federführende Befassung im Europa-
ausschuss und eine Mitberatung im Innen- und
Rechtsausschuss.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Sehr schön, das nehmen wir zu Protokoll. Das ist
sehr wichtig. Wir stimmen nun über den Antrag auf
Überweisung ab, und zwar federführend an den
Europaausschuss und mitberatend an den Innen-
und Rechtsausschuss. Wer dieser Überweisung zu-
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Das ist einstimmig
so beschlossen.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 15, 20, 41 auf:

Gemeinsame Beratung

a) NDR-Staatsvertrag weiterentwickeln

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/1761

NDR transparenter, partizipativer und bür-
gerfreundlicher gestalten
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Änderungsantrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/1834

b) Versprechen einlösen - Mehreinnahmen an
die Beitragszahler zurückgeben

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/1850

c) Informationsfreiheit im NDR-Staatsvertrag
regeln

Antrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/1288

Bericht und Beschlussempfehlung des Innen-
und Rechtsausschusses
Drucksache 18/1555

Änderungsantrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/1697

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall. Zunächst erteile ich der Frau Be-
richterstatterin des Innen- und Rechtsausschusses,
Frau Abgeordneter Barbara Ostmeier, das Wort.

Barbara Ostmeier [CDU]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Ich verweise auf die
Vorlage.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Vielen Dank für die umfassende Berichterstattung.
- Gibt es Wortmeldungen zum Bericht? Das ist
nicht der Fall. Ich eröffne die Aussprache. Das
Wort hat Herr Abgeordneter Sven Krumbeck von
der Piratenfraktion.

Sven Krumbeck [PIRATEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Ich muss mich bei Ihnen dafür be-
danken, dass Sie hier selbst mehrere Optimierun-
gen des NDR-Staatsvertrags sehen. In der Sache
halten wir Ihren Ansatz jedoch an mehreren Stellen
für viel zu zurückhaltend: Mehr Zuschauerbeteili-
gung? - Keine Chance. Einbindung jüngerer Zu-
schauer wie Schüler und Studenten? - Das ist auch
nicht gewollt. Obwohl die Landesregierung aktuell
im Auftrag dieses Hauses dabei ist, eine Regelung
zur Anwendung freier Lizenzen für Werke des Lan-
des zu erarbeiten, ist das dem NDR offenbar keinen
Gedanken wert. Schade, kann ich nur sagen.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN)

Die Freigabe der Werke des NDR würde ihre
Nutzung und damit die Verbreitung des Wissens
und der Informationen entscheidend verbessern.
Schließlich ist das eine nicht ganz nebensächliche
Aufgabe des öffentlich-rechtlichen Rundfunks. Am
meisten stört mich aber die Weigerung, an wichti-
gen Stellen klare Standards zu setzen. Das gilt zum
Beispiel für die Informationsfreiheit. Der Kollege
Eichstädt hat im Innen- und Rechtsausschuss er-
klärt: Die Anwendbarkeit des modernen und zu-
kunftsgewandten Hamburger Transparenzgesetzes
bereite Probleme, weil nicht alle Länder ein solches
hätten. Wenn wir danach gingen, dann dürften wir
gar keine Informationsfreiheit festschreiben, weil
Niedersachsen diese bis heute nicht kennt.

(Uli König [PIRATEN]: Ein Schelm, der da-
bei Böses denkt!)

Sie wollen einen Verhandlungsauftrag ohne jegli-
che inhaltliche Festlegung erteilen. Natürlich ist es
nicht ausgeschlossen, dass am Ende der Verhand-
lungen eine moderne und zukunftsfähige Regelung
zur Informationsfreiheit steht, der der Landtag zu-
stimmen kann. Genauso gut kann aber auch ein völ-
liger Ausschluss von Informationsfreiheit dabei
herauskommen. Das wäre dann auch eine feste Re-
gelung.

(Uli König [PIRATEN]: Unerhört!)

Nein, werte Kolleginnen und Kollegen, das Parla-
ment ist das höchste Organ der politischen Willens-
bildung in Schleswig-Holstein. Deshalb ist es auch
unsere Aufgabe, die inhaltlichen Standards so zu
setzen, wie wir sie uns wünschen. Aber wenn man
keine inhaltlichen Vorstellungen hat, dann muss
man wohl darauf verzichten, Standards zu setzen.

(Beifall PIRATEN)

Wir haben in Schleswig-Holstein hohe, in Hamburg
jedoch höhere Standards in der Frage der Informati-
onsfreiheit. Sie wollen aber weder den einen noch
den anderen Standard als Mindestmaß für die Ver-
handlungen bestimmen. Wenn ein Landtag in sol-
chen Punkten keine inhaltlichen Anforderungen de-
finiert, dann enthebt er sich einer seiner ureigensten
Aufgaben.

Wenn es um Staatsverträge geht, dann können wir
dies nur vor dem Abschluss der Verhandlungen tun.
Danach kommt nur noch die Frage, ob wir das Ge-
samtpaket annehmen wollen oder nicht. Eine Befas-
sung mit den konkreten Inhalten und vor allem ihre
Änderung sind dann so gut wie ausgeschlossen.

(Beifall PIRATEN)
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Deshalb ist es zwingend erforderlich, schon jetzt so
genau wie möglich zu formulieren, was in dem
kommenden Staatsvertrag stehen soll.

(Beifall PIRATEN)

Ungefähr wie diesen Verhandlungsauftrag stelle ich
mir auch den Ausgangspunkt des Freihandelsab-
kommens mit den USA vor. Das Ziel lautet: Wir
müssen die Handelshemmnisse senken. Qualitäts-
anforderungen? - Keine. Mindeststandards? - Fehl-
anzeige.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Nicht alles, was hinkt, ist ein
Vergleich!)

- Wo steht TTIP? Hier wollten Sie vor Kurzem
auch europäische Standards geschützt wissen. Nun
geht es um eine Vertragsverhandlung dieses Lan-
des. Was tun Sie? - Sie fordern gar keine Standards.

Ich sage: Orientieren wir uns an den höchsten Stan-
dards! Die kommen für die Informationsfreiheit
derzeit aus Hamburg. Bitte nehmen Sie unseren
Antrag an. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat jetzt der Herr Abgeordne-
te Peter Eichstädt das Wort.

(Wolfgang Baasch [SPD]: Stell das alles mal
klar, Peter!)

Peter Eichstädt [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich be-
ginne mit dem Antrag der PIRATEN. Herr Krum-
beck, in fünf Minuten kann man gar nicht so furcht-
bar viel zu dem sagen, was Sie vorgetragen haben.
Sie scheinen zu vergessen, dass der NDR eine Vier-
Länder-Anstalt ist und nicht von Schleswig-Hol-
stein allein bestimmt werden kann, was im Vertrag
steht. Aber das kann man vielleicht noch einmal im
Ausschuss besprechen.

(Beate Raudies [SPD]: Ich kann mal eine
Führung organisieren!)

Wir googeln in der Zwischenzeit ja auch nicht
mehr, wir „dolgnern“.

(Heiterkeit und Beifall)

Im Ausschuss haben wir deutlich gemacht - Sie ha-
ben das ansatzweise wiedergegeben -, dass wir
ebenfalls Regelungen anstreben, die zu mehr Trans-

parenz und Auskunftspflichten des NDR führen.
Wir wollen dies aber nicht statisch mit einem Be-
zug auf das Hamburger Transparenzgesetz, son-
dern wir wollen entsprechende Auskunftspflichten
in den NDR-Staatsvertrag selbst schreiben. Das ist
ein sinnvollerer Weg, zumal das Hamburger Trans-
parenzgesetz auch einmal in Ihrem Sinne zum
Nachteil geändert werden kann. Wir haben deshalb
einen Antrag vorgelegt, eine feste Regelung zur In-
formationsfreiheit im NDR unter Berücksichtigung
der dann aktuellen Gesetze der NDR-Länder vorzu-
nehmen. Wir haben weitere Änderungsvorschläge
aufgenommen, die bei einer Staatsvertragsänderung
berücksichtigt werden sollten. Sie haben in der
Zwischenzeit gemerkt, dass sie nicht so sinnlos wa-
ren; denn Sie haben sie selber in Ihrem Antrag auf-
gegriffen.

Erstens streben wir die Öffentlichkeit der Sitzun-
gen des NDR-Rundfunkrates an, die der Steige-
rung der Transparenz beim NDR und seinen Gremi-
en dient.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Entschuldigen Sie, Herr Kollege, der Abgeordnete
Breyer möchte gern eine Zwischenbemerkung ma-
chen. Ich frage Sie, ob Sie dies gestatten.

Peter Eichstädt [SPD]:

Ja, gern.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Breyer, bitte.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Herr Kol-
lege, ich kann ja nachvollziehen, dass Eini-
ges dafür spricht, die Informationsfreiheitsre-
gelungen im Staatsvertrag selber zu regeln.
Unser Wunsch ist nur, zu sagen, welche Re-
gelung dort festgelegt werden soll. Können
wir uns nicht auf eine Formulierung einigen -
ich denke, wir werden die Anträge sowieso
noch im Ausschuss behandeln -, in der wir
sagen, wir wollen eine eigenständige Rege-
lung über Informationsfreiheit festschreiben,
die inhaltlich dem entspricht, was im Ham-
burger Transparenzgesetz steht? Ich meine,
so hat es auch die Landesregierung vor, wenn
ich richtig verstehe, was sie im Ausschuss
angekündigt hat. Damit wären wir vollauf
zufrieden und glücklich.

Wir kritisieren nur die unbestimmte Formu-
lierung „unter Berücksichtigung der Gesetze
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aller vier Länder“. Das ist sehr unklar. Wir
würden uns wünschen, konkret in das Gesetz
zu schreiben, dass es dem höchsten Standard,
dem Hamburger Standard, entsprechen soll.

Peter Eichstädt [SPD]:

Das Ganze geht ja auf die Diskussion zurück, ob
die Gesetze des Bundeslandes maßgeblich sind, in
dem sich die jeweilige Einrichtung befindet. Dazu
gibt es eine Mehrheitsmeinung und eine Minderhei-
tenmeinung. Das alles haben wir diskutiert.

Umgekehrt müssten dann zum Beispiel für die
MA HSH die Gesetze in Schleswig-Holstein gelten,
nicht die in Hamburg.

Sie haben bei Ihrem Versuch, es so zu formulieren,
dass es für ein Gesetz oder für einen Staatsvertrag
brauchbar ist, selber gemerkt, dass das nicht so ein-
fach ist.

Na klar, wir wollen im Prinzip das, was jetzt im
Hamburger Gesetz steht. Aber ich denke, Sie bei
den PIRATEN haben irgendwie den irrtümlichen
Eindruck, dass solch ein Staatsvertrag jedes Viertel-
jahr einmal geändert wird. Die letzte Änderung des
Staatsvertrages zwischen den vier NDR-Ländern
fand im Jahr 2005 statt. Er ist jetzt zum Jahr 2017
zu kündigen, es sei denn, die Länder hielten es für
sinnvoll, ihn vorher zu ändern. Dazu müssen Sie
aber vier Länder an einen Tisch bekommen und
wissen, was Sie ändern wollen. Das ist keine Aller-
weltsregelung, die jeden Tag einmal durchgeführt
wird.

Deshalb haben wir gesagt, wir wollen sehen, wel-
che gesetzlichen Regelungen in den anderen Län-
dern zu dem Zeitpunkt gültig sind. Es ist doch klar,
dass jedes Land in den Verhandlungen über solch
einen Staatsvertrag schaut, was es selber geregelt
hat. Darauf aufbauend muss man dann eine entspre-
chende Form finden. Ich denke, vom Grundsatz her
ist es das, was bereits heute im Transparenzgesetz
steht.

Herr Breyer, Sie wissen auch genauso gut wie ich,
dass es in Hamburg mit diesem Transparenzgesetz
erhebliche Probleme gibt. Ich schließe nicht aus,
dass die Hamburger bis dahin das eine oder andere
daran geändert haben werden. Von daher halten wir
unseren Ansatz für richtig, zu sagen, wir wollen das
vom Grundsatz her, und dann, wenn es an der Rei-
he ist, schauen wir, was mit den anderen Ländern
unter Berücksichtigung der Regelungen, die in den
anderen Ländern bestehen, möglich ist.

Wo war ich stehengeblieben? - Zweitens. Wir wol-
len, dass eine angemessene Berücksichtigung von
Fernseh- und Hörfunkbeiträgen in friesischer
und dänischer Sprache in Schleswig-Holstein

(Beifall Jette Waldinger-Thiering [SSW])

sowie interkulturelle Programmangebote verankert
werden. - Da klatschen nicht nur die Kollegen vom
SSW, das finden auch wir von der SPD gut.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Drittens. Wir wollen einen Sitz für die Minderhei-
ten in Schleswig-Holstein im Rundfunkrat eta-
blieren. Die ganze Problematik um die Zusammen-
setzung des Rundfunkrates kann ich jetzt aus Zeit-
gründen nicht ausführen.

Viertens. Wir wollen, dass Angebote für hör- und
sehbeeinträchtigte Menschen sowie die Angebote
in leichter Sprache verstärkt Berücksichtigung in
den Programmen des NDR finden.

Das ist unser Paket für die Änderung des NDR-
Staatsvertrages, wenn sie denn ansteht.

Nun zu dem Antrag der FDP. Liebe Kolleginnen
und Kollegen von der FDP, Sie haben recht. Hierzu
hat es eine Resolution gegeben, die eigentlich alles
besagt. Wir haben sie in der 17. Wahlperiode be-
schlossen. Warum Sie sie hier noch einmal bestäti-
gen wollen, weiß ich nicht.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist schon ein
paar Tage her!)

- Das ändert ja nichts an der Gültigkeit des Be-
schlusses und vor allen Dingen an der Sinnhaftig-
keit, zumal er ja umgesetzt ist, Herr Kubicki.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Noch nicht!)

- Die Evaluation läuft ja. Das ist der Kern. Ich ver-
mute, dass Sie - Ihnen persönlich unterstelle ich das
nicht, Ihr Name steht ja auch nicht darunter - das
Prinzip der Finanzierung des Öffentlichen Rund-
funks nicht alle verstanden haben. Egal was wir
tun, liebe Kolleginnen und Kollegen, Mehreinnah-
men bekommt immer der Beitragszahler. Die Frage
ist nur, auf welchem Weg.

(Lachen Uli König [PIRATEN])

Sie unterstellen in Ihrem Antrag, dass die Mehrein-
nahmen aus den Beiträgen den Anstalten zufließen.
Das ist, gelinde gesagt, Unsinn. Die Anstalten be-
kommen weiterhin das, was die Kommission zur
Ermittlung des Finanzbedarfes im Auftrag der Par-
lamente - also auch in unserem Auftrag - als ange-
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messenen Bedarf zur Erfüllung der ihnen von den
Ländern übertragenen Aufgaben - also auch von
uns - festgestellt hat. Wenn die Einnahmen aus den
Beiträgen höher liegen, bekommen die Anstalten
davon keinen Cent und schon gar keinen Euro.

Es bestehen systematisch mehrere Möglichkeiten,
mit den Mehreinnahmen umzugehen. Einige Bei-
spiele: Die Mehreinnahmen gehen in eine Rücklage
und sorgen für Beitragsstabilität in den nächsten
Jahren. Die Mehreinnahmen können aber auch voll-
ständig verwendet werden, um die Beiträge sofort
zu senken. Das würde aber bedeuten, dass der
Rundfunkbeitrag schon bald wieder erhöht werden
müsste. Eine dritte Möglichkeit ist, es genauso zu
machen, wie es in der Resolution steht: Man wartet
die in Auftrag gegebene Evaluation des Beitrags-
systems ab und entscheidet dann über eine kluge
Mischung aus Beitragsreduzierung und Korrektur
von Verwerfungen im System.

Diese Verwerfungen gibt es. Eine haben Sie selber
in Ihrem Antrag genannt. Herr Brockmann als Ver-
treter des Handwerks sitzt auf der Tribüne und war-
tet gespannt darauf, was wir heute dazu sagen. Aber
aus Sicht der Koalition gibt es andere wichtige
Gruppen wie zum Beispiel die ausländischen Stu-
dentinnen und Studenten ohne Einkommen, die
nicht befreit werden, weil sie kein BAföG bekom-
men, die Menschen in stationären Einrichtungen,
Kitas, Kommunen, Menschen mit Behinderung und
Ähnliches mehr. Alles das wollen wir in den Fokus
nehmen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Peter Eichstädt [SPD]:

Wir wollen die Evaluation der unabhängigen Kom-
mission abwarten. Der Antrag der FDP ist aus unse-
rer Sicht inhaltsleer, weil er nichts sagt, was wir
nicht ohnehin schon beschlossen haben. Er spielt
mit der falschen Annahme, dass die öffentlich-
rechtlichen Anstalten das höhere Beitragsaufkom-
men bekommen.

Wir wollen nach der Evaluation - jetzt komme ich
zum letzten Satz - entscheiden, wie so verfahren
werden kann, dass wir Verwerfungen und Unge-
rechtigkeiten im Beitragssystem ausgleichen. - Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die FDP-Fraktion hat der Abge-
ordnete Wolfgang Kubicki das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Kollege Eichstädt, es ist immer wieder
schön, wenn man sozusagen seinen eigenen Vorur-
teilen hinterherläuft, einen Popanz aufbaut, um dar-
an etwas zu erklären.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Aber sei es drum. Ich möchte mit den beiden neuen
Anträgen der Piratenfraktion und der regierungstra-
genden Fraktionen beginnen. Ich empfehle wirk-
lich, die Anträge im Ausschuss sorgfältig zu bera-
ten, Herr Kollege Eichstädt, um dort eine breitere
Diskussion über den gesamten öffentlichen Rund-
funk anzustoßen und einige weitere Punkte zu be-
rücksichtigen und zu beachten.

Beispielsweise schlagen Sie in beiden Anträgen
vor, dass es eine konsequente Weiterentwicklung
des Angebotes für hör- und sehbeeinträchtigte
Menschen geben soll - Stichwort: Untertitelung
und Audiodeskription - sowie eine Bestimmung
aufgenommen werden soll, die eine angemessene
Berücksichtigung von Fernseh- und Radiobeiträgen
in dänischer und in friesischer Sprache vor-
schreibt. In diesem Rahmen könnte man beispiels-
weise auch über die Frage diskutieren, ob man die
vorgeschlagenen Änderungen nicht mit dem Modell
des Zweitonkanals kombiniert. Dann könnte bei-
spielsweise die höchst erfolgreiche dänische Po-
litserie „Borgen“ auch im Originalton und mit ent-
sprechender Untertitelung verfolgt werden. Das wä-
re nicht nur eine Erweiterung der Sprachenvielfalt,
sondern würde auch noch der Erfüllung des bil-
dungspolitischen Auftrages gerecht.

(Beifall FDP)

Man könnte also beides bereits heute bewerkstelli-
gen, ohne dass man neue Regelungen schaffen
müsste.

Und weiter: Warum überdenken Sie in diesem Zuge
nicht grundsätzlich, wie bereits vorgeschlagen, die
in § 11 d des Staatsvertrages bestehende Begren-
zung der Ausstrahlung der Sendungen im Inter-
net auf sieben Tage?

Für die Akzeptanz des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks sind zwei Punkte von entscheidender Bedeu-
tung: die Programmgestaltung und die Mittelver-
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wendung. Beide Punkte werden jedoch in Ihren An-
trägen nur am Rande gestreift.

Bei der Programmgestaltung zeigt sich, dass sich
viele öffentlich-rechtliche Sendungen zu sehr an
der Quote orientieren und zu wenig an dem gesetz-
lichen Auftrag, der vorsieht, dass Angebote der Bil-
dung, der Information, der Beratung und der Unter-
haltung zu dienen haben. Herr Kollege Eichstädt,
ich weiß das auch aus eigener Erfahrung, weil gele-
gentlich auch bei Sendungen, bei denen ich aufge-
treten bin, gefragt wird, warum sie durchgeführt
werden. Die Erklärung war: Das muss man machen,
um die Quote zu erreichen. Auch öffentlich-rechtli-
che Sender werden daran gemessen, ob ihre Beiträ-
ge gesehen werden.

Dieser Auftrag wird nicht ausgefüllt, wenn man
feststellen muss, dass Dokumentationen und Repor-
tagen von höchster Brisanz und bester Qualität ins
späte Nachtprogramm gelegt werden, während mit-
telmäßige Fernsehunterhaltung zum Teil das Vor-
abendprogramm dominiert.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Eichstädt?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Selbstverständlich. Da der Kollege im öffentlich-
rechtlichen Rundfunk zu Hause ist, gern.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Eichstädt.

Peter Eichstädt [SPD]: Ich warte immer auf
die Bemerkung und die Kritik, was die Qua-
lität und die Quote angeht. Dabei teile ich
durchaus Ihre Auffassung, dass viele Ent-
scheidungen zu sehr quotenorientiert sind.
Ich würde mir durchaus andere Kriterien
wünschen. Stimmen Sie mir nicht auch zu,
Herr Kollege Kubicki, dass es durchaus auch
zu vernünftigen Zeiten in den öffentlich-
rechtlichen Angeboten Beiträge gibt, die von
hoher Qualität sind und die sich nicht an ei-
ner Quote orientieren? Ich glaube, Sie sind
etwas zu sehr ARD- und ZDF-orientiert -
vielleicht, weil Sie in den Sendungen mitwir-
ken. Ein Sender wie ARTE, der auch zu den
öffentlich-rechtlichen Sendern gehört, erfreut
sich mit höchster Qualität einer Quote von
0,9 %. Ich frage mich immer, warum die

Menschen, die die Qualität und die Quote
kritisieren, nicht diese Sendungen sehen.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Kollege Eichstädt, wie Sie bedaure ich, dass
die Sendungen, an denen ich mitwirke, meistens zu
Nachtzeiten stattfinden

(Beifall FDP)

und trotzdem noch mit hoher Quote gesehen wer-
den. Unabhängig davon habe ich auch ein gewisses
Grundverständnis dafür, dass sich öffentlich-recht-
liche Sender auch am Zuschauerinteresse orientie-
ren müssen. Sie sollen ja kein Programm auflegen,
das nur von einer Minderheit gesehen werden kann.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Andererseits verwahre ich mich dagegen, dass im-
mer erklärt wird, die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten seien deshalb so notwendig, weil sie
sich gerade nicht an der Quote orientierten, sondern
zu allen Tageszeiten Qualität ablieferten. Das ma-
chen im Übrigen private Senderanstalten in gleicher
Weise. Auch SAT.1 und RTL bieten beispielsweise
durchaus Dokumentationen und Sendungen mit ho-
hem Informationswert an, die auch gesehen wer-
den, ohne dass sich die Sender auf den Standpunkt
stellen, dies sei ihrem Bildungsauftrag oder ihrem
öffentlich-rechtlichen Auftrag geschuldet.

Wir sollten die Diskussion ein bisschen entkramp-
fen. Man sollte auf öffentlich-rechtlicher Seite auch
aufhören, immer mit dem hohen moralischen An-
spruch zu argumentieren, die besondere Notwen-
digkeit bestehe darin, dass sie zu allen Tageszeiten
angemessene Programme anbieten müssten. Herr
Kollege Eichstädt, wir wissen - machen wir uns
nichts vor -: Die Vorabendsendungen und Quiz-
shows, die gelegentlich ablaufen, nicht nur über den
Tag, sondern auch im Vorabendprogramm, würden
unser beider Vorstellungen von einem öffentlich-
rechtlichen Bildungsauftrag nicht entsprechen. Da
bin ich mir ganz sicher.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Be-
merkung des Herrn Abgeordneten Eichstädt?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Selbstverständlich.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Bitte schön.
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Peter Eichstädt [SPD]: Herr Kubicki, wür-
den Sie mir nicht auch zustimmen, dass Tole-
ranz auch beinhalten sollte, dass Angebote
akzeptiert werden, die vielleicht anderen
Menschen ausdrücklich gefallen und uns bei-
den vielleicht nicht?

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Das akzeptiere ich nicht nur, das halte ich für
selbstverständlich. Aber noch einmal: Der Bil-
dungsauftrag ist ein anderer, als Massenwünsche zu
erfüllen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dass das nicht nur
eine Frage des Budgets ist, beweist beispielsweise
gerade der TV-Sender ARTE, der mit einem ver-
gleichsweise kleinen Budget ein innovatives, ein-
fallsreiches und originelles Programm zusammen-
stellt. Er beweist, dass es auch anders geht.
Deutschland leistet sich das teuerste öffentlich-
rechtliche Rundfunksystem der Welt. Das Ergebnis
ist eine undurchschaubare Quantität von 22 Fern-
seh- und 67 Radiokanälen.

Deshalb müssen beim öffentlich-rechtlichen
Rundfunk folgende Forderungen erfüllt sein:

Erstens. Sparsamer Mitteleinsatz über alle Berei-
che. Das heißt auch, dass es keine Quersubventio-
nierung und ungerechten Dumpingwettbewerb
durch eigene Produktionsfirmen geben darf.

Zweitens. Konzentration auf die wesentlichen
Aufgaben, die in § 11 des Rundfunkstaatsvertrages
festgehalten sind.

Drittens. Die Sendungen müssen in aller Breite
höchsten Qualitätsansprüchen genügen.

Viertens. Wir brauchen transparente Haushalte
mit einer konkreten Aufschlüsselung der Mittelver-
wendung. „Open ARD ZDF“ hat dazu ja eine gute
Diskussionsgrundlage entworfen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Fünftens. Wir brauchen ein vollumfängliches Prü-
fungs- und Veröffentlichungsrecht der Rech-
nungshöfe.

(Beifall Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN] und Dr. Patrick Breyer [PI-
RATEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie mich
zum Schluss von der Mittelverwendung noch zur
Mittelherkunft kommen. In der Änderung des letz-
ten Rundfunkstaatsvertrages haben die Rundfunk-
anstalten den Beitragszahlern zugesagt, dass die

Beitragsumstellung auf keinen Fall zu Mehrein-
nahmen führen wird. Wir haben damals einstim-
mig beschlossen, dass etwaige Mehreinnahmen
vollständig an die Beitragszahler zurückgegeben
werden sollen.

Meine Fraktion ist für Vorschläge offen, wie das
konkret geschehen kann: Allgemeine Beitragssen-
kung - Sie haben darauf hingewiesen -, Ausweitung
der Ausnahmen - auch darauf haben Sie hingewie-
sen -, die von der finanziellen Größenordnung rela-
tiv klein sind, oder Ausnahmen für bestimmte
Gruppen.

Wir schlagen deshalb vor, dass in einem ersten
Schritt die Regelungen zu den gewerblichen Fahr-
zeugen gestrichen werden. Es ist schlicht nicht zu
begründen, warum ein Unternehmen mit vielen
Fahrzeugen mehr zahlen muss als ein Unternehmen
mit ebenso vielen Mitarbeitern, aber weniger Fahr-
zeugen. Eine nachvollziehbare Begründung habe
ich bisher nicht vernommen.

Deshalb: Zeigen Sie ein klares Signal, stimmen Sie
dem FDP-Antrag zu! Aber da wir davon ausgehen,
Herr Kollege Eichstädt, dass die Anträge im Aus-
schuss noch einmal beraten werden sollen - was ich
für sehr vernünftig halte -, bin ich auch damit ein-
verstanden, dass unser Antrag in den Ausschuss
überwiesen wird. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die CDU-Fraktion hat der Abgeordne-
te Dr. Axel Bernstein.

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wenn man sich die inzwischen ja recht umfang-
reich gewordene Antragslage einmal anschaut, er-
kennt man, dass auch hier das Thema Transparenz
als eines der ganz großen Schlagworte der Zeit über
allem schwebt. Das Parlament hat natürlich transpa-
rent zu sein - bis vielleicht auf die Anschrift von
Abgeordneten. Die Regierung muss transparent
sein. Sie soll alles können, aber nichts wissen. Und
natürlich müssen die Medien transparent sein. Das
ist im Grundsatz ja auch richtig.

Allerdings möchte ich in diesem Zusammenhang
noch einmal den Hinweis geben, dass Transparenz
kein Wert an sich und kein Selbstzweck ist. Für uns
bedeutet Transparenz auch nicht, dass jeder immer
alles zu jeder Zeit wissen können soll und muss.
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(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aha!)

- Ich komme gleich darauf, was das konkret bedeu-
tet. In den Anträgen werden zum Beispiel öffentli-
che Sitzungen der Rundfunkräte gefordert. Generell
habe ich nichts dagegen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Ich werde gegen keinen der Punkte, die in den An-
trägen gefordert werden, per se sprechen.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Ich will nur einmal hinterfragen und damit deutlich
machen, wie wichtig die Ausschussberatungen wer-
den. Denn eine öffentliche Sitzung macht in mei-
nen Augen nur dann Sinn, wenn sie nicht auf Kos-
ten der Intensität der Beratung geht. Ein offenes
und kritisches Wort zwischen Rundfunkrat und Re-
dakteur kann der Programmqualität möglicherweise
sehr viel dienlicher als eine öffentliche Sitzung
sein. Der Zwang, immer alles druckreif und unan-
greifbar zu formulieren, tut nicht überall gut. Wenn
ich das richtig wahrnehme, scheint das auch der
Rundfunkrat selbst so zu sehen. Oder gibt es dort
inzwischen eine Mehrheit für öffentliche Sitzun-
gen? Das habe ich so bisher nicht wahrgenommen.

In der Drucksache 18/1834 fordern die PIRATEN,
weitere Informationen endlich offenzulegen, die sie
inzwischen auf der Homepage des NDR alle nach-
lesen können. Wenn Sie Transparenz fordern, dann
schwingt implizit der Vorwurf mit, als werde ir-
gendwo etwas verheimlicht werden. Das halte ich
generell nicht für redlich.

Es ist das Verdienst der Regierungsfraktionen, dass
sie in ihrem Antrag den richtigen Weg zur Rege-
lung der offenen Fragen im Staatsvertrag vorge-
schlagen haben. Höchst fraglich ist aber auch hier,
ob alles, was man regeln kann und was sie regeln
wollen, auch zu regeln ist.

Informationsfreiheit soll den Ländergesetzen ent-
sprechend für den NDR geregelt werden. Grund-
sätzlich okay, aber auch da die konkrete Frage: Was
gibt es denn Neues zu erfahren? Oder mal ganz
deutlich: Kollege Eichstädt, berichten Sie uns doch
einmal als jemand, der nun sicherlich am Tiefsten
in der Materie drin ist: Was soll denn veröffentlicht
werden, was der NDR bisher nicht veröffentlicht?

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, das findet offensichtlich der
Kollege Eichstädt auch und würde gern jetzt schon
auf Ihre Frage antworten. So jedenfalls, vermute

ich, ist sein Begehren um eine Zwischenbemerkung
zu deuten. Lassen Sie diese zu?

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Ja, die lasse ich gern zu.

Peter Eichstädt [SPD]: Herr Kollege, ich
würde Ihnen die Frage so gern beantworten.
Aber leider tagt der Rundfunkrat nicht öf-
fentlich.

(Heiterkeit und Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Okay.

Dr. Axel Bernstein [CDU]:

Ich bin sicher, lieber Kollege Eichstädt, dass ein
frei gewählter Abgeordneter mit Ihrer Erfahrung
und Ihrem Kreuz einen Weg finden wird, uns an Ih-
ren Erkenntnissen teilhaben zu lassen.

Die angemessene Berücksichtigung der dänischen
und friesischen Sprache soll verbindlich geregelt
werden. Da stellt sich für mich die Frage: Was ma-
chen wir denn mit dem bisherigen § 5 des Staats-
vertrages? Funktioniert das nicht, was da vorgege-
ben ist? Oder beschließen wir weiße Salbe?

Die Kollegen des SSW bekommen mit ihrem An-
trag gleich noch ein zweites Leckerli: Es soll einen
eigenen Sitz für die Minderheiten im Rundfunkrat
geben. Ich habe zunächst einmal nichts dagegen.
Auch da die Frage: Warum muss denn dafür die
Zusammensetzung überprüft werden? Man kann
doch bisher auch jeden vorschlagen. Oder wer soll
denn anstelle des Minderheitenvertreters künftig
nicht mehr im Rundfunkrat sein?

Zu Ihrem Punkt 5, den Angeboten für Menschen
mit Handicap und Angeboten in Leichter Spra-
che, ist nach meinem Kenntnisstand der NDR bun-
desweit Vorreiter. Das heißt ja nicht, dass man da
nicht noch besser werden kann. Aber ob das nun
wirklich einer der Schwerpunkte ist, ausgerechnet
an unseren Rundfunk heranzutreten, möchte ich
einmal hinterfragen.

Der Antrag läuft an vielen Stellen nicht nur offene
Türen ein. Ich habe so ein bisschen das Gefühl, hier
fehlt eigentlich die Wand, die die Tür tragen könn-
te, durch die Ihr Antrag durch will.

Abschließend noch ein paar Worte zum Antrag der
FDP. Richtig ist, dass die Landesregierung den
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Landtagsbeschluss aus dem Jahr 2011, der eine
Senkung des Rundfunkbeitrags in Höhe der gesam-
ten Mehreinnahmen vorsieht, nicht umgesetzt hat.
Herr Albig, wir sind gespannt auf Ihre Ausführun-
gen und die Erklärungen, warum Ihr enormer Ein-
satz an dieser Stelle am Ende nicht erfolgreich war.
Diesen enormen Einsatz wird es bei einem einstim-
migen Parlamentsbeschluss ja wohl gegeben haben.

Nun wissen wir alle, wie entsprechende Staatsver-
tragsverhandlungen ablaufen können. Deswegen
klingt da auch gar nicht an erster Stelle ein Vorwurf
mit, aber ich erlaube mir schon den Hinweis, dass
sich ja diese Koalition im Koalitionsvertrag selber
verpflichtet hat und sich selber vorgenommen hat,
mehr Transparenz in Staatsvertragsverhandlungen
hineinzubringen. Darauf sind wir sehr gespannt.

Richtig ist aber auch, dass wir nach wie vor dazu
stehen, dass die Beitragspflicht für gewerbliche
Kraftfahrzeuge abgeschafft werden sollte. Diese
Befreiung sollte dann auch unmittelbar auf die ge-
plante Evaluation 2015 folgen. Denn dann ist klar,
wie groß der Spielraum ist, der sich für diese und
weitere Beitragssenkungen ergibt.

Wir stehen für einen starken öffentlich-rechtlichen
Rundfunk, der sparsam arbeitet, qualitätsorientiert,
unabhängig und zeitgemäß. Das sind wahrlich kei-
ne kleinen Erwartungen. Aber die Anstalten des öf-
fentlichen Rechts sind ja auch keine kleinen Akteu-
re.

Ob die Vorschläge, die auf dem Tisch liegen, und
vielleicht weitere, die dazukommen, diesem Ziel
dienen können, wollen wir dann im Ausschuss gern
beraten.

(Beifall CDU und Wolfgang Kubicki [FDP])

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege.

Bevor wir die Debatte fortsetzen, möchte ich Sie
bitten, mit mir gemeinsam Gäste auf der Tribüne zu
begrüßen. Es sind uns angekündigt Landfrauen aus
Schleswig und Umgebung. Nach eingehender Prü-
fung und Diskussion hier im Präsidium sind wir
übereingekommen, nicht nur die Landfrauen, son-
dern auch die Landmänner ganz herzlich hier im
Landeshaus in Schleswig - ich meine in Kiel - zu
begrüßen.

(Beifall)

Nun hat das Wort der Abgeordnete Rasmus Andre-
sen von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Es ist immer gut zu wissen, wo die Lan-
deshauptstadt ist, auch wenn ich persönlich gar
nichts dagegen hätte, wenn sie ein bisschen weiter
nach Norden verlegt werden würde.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Aber das geht jetzt auf meine eigene Rechnung. In
diesem Punkt spreche ich, glaube ich, nicht für die
grüne Fraktion.

Der NDR hat den Anspruch, eine moderne Rund-
funkanstalt zu sein. Ich glaube, dass das am besten
zum Ausdruck kommt durch die vielfältigen Radio-
programme, die der NDR vorhält. Aber wie modern
sind eigentlich die Strukturen dahinter?

Dazu muss man sagen, dass wir den NDR-Staats-
vertrag dringend weiterentwickeln sollten. Ich glau-
be, dass wir genau das mit dem Antrag aus der Ko-
alition auch tun.

Unser Antrag ist in dem Sinne zu verstehen, die
Angebote und Strukturen des NDR zugänglicher zu
machen, und zwar zugänglicher für alle Bürgerin-
nen und Bürger. Mehr Informationsfreiheit muss
das Credo sein. Das ist nicht nur den PIRATEN
überlassen, Herr Krumbeck, sondern das sehen wir
ganz genauso. Dem sollten sich nicht nur Ämter
und Behörden verpflichtet fühlen, sondern auch in
der Medienlandschaft muss das auf die Tagesord-
nung kommen.

Mehr Öffentlichkeit wagen: Das gilt aus unserer
Sicht auch für die Sitzungen des NDR-Rundfunk-
rats. Aktuell können bundesweit nur der NDR- so-
wie der MDR-Rundfunkrat nicht öffentlich tagen.
Bei allen anderen gibt es bereits andere Rege-
lungen, und wir sollten mit unserem NDR nachzie-
hen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
PIRATEN)

Das auch, weil sich die Rahmenbedingungen ein
bisschen verändert haben. Es ist zwar so, dass es
die Gebührenfinanzierung natürlich schon länger
gibt - das ist klar -, aber seit Januar zahlt jeder diese
Gebühren ungeachtet, welche Endgeräte er verwen-
det. Der Anspruch an die Transparenz ist dadurch
für uns größer geworden.

Die Gebührenzahlerinnen und -zahler haben ein
Anrecht darauf, zu erfahren, wie Entscheidungen
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zustande kommen. Das ist aktuell nicht gegeben,
und da wollen wir mit unserem Antrag ansetzen.

Wir wollen einen NDR-Staatsvertrag, der die Struk-
turen und Angebote des NDR nicht nur öffentlicher
für alle Bürgerinnen und Bürger macht, sondern
auch die Vielfalt unserer Gesellschaft widerspie-
gelt. Deswegen ist es uns besonders wichtig - Herr
Bernstein, die aktuellen Regelungen funktionieren
eben nicht -, auch stärker Beiträge in dänischer und
friesischer Sprache im NDR-Programm zu veran-
kern.

(Beifall SSW und Detlef Matthiessen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Sprache ist ein wichtiger Teil der regionalen Identi-
täten, und das muss sich auch im Programmange-
bot widerspiegeln. Wir leben glücklicherweise in
einem interkulturellen Bundesland. Da ist es aus
unserer Sicht nur richtig, ein interkulturelles Pro-
grammangebot auch über die nationalen Minderhei-
ten hinaus zu schaffen.

Aber auch hier müssen die Strukturen hinter dem
Programm beachtet werden. Der Rundfunkrat ist
das oberste Aufsichtsgremium des NDR. Die Zu-
sammensetzung dieses Gremiums wollen wir über-
prüfen. Der Rundfunkrat sollte den Anspruch ha-
ben, einen Durchschnitt der Gesellschaft darzustel-
len. Und die schleswig-holsteinischen Minderheiten
sind ein wichtiger Teil dieser Gesellschaft, dem da-
her ein Sitz im Rundfunkrat schlichtweg zustehen
muss.

(Wolfgang Dudda [PIRATEN]: Steht ja
auch!)

Wir wollen außerdem, dass der Zugang zum Pro-
grammangebot niedrigschwelliger gestaltet wird.
Das Angebot für hör- und sehbeeinträchtigte Men-
schen sowie Angebote in Leichter Sprache weiter-
zuentwickeln, sollten auch wichtige Bestandteile
für eine Gesellschaft sein, in der Inklusion gelebt
wird.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir wollen den NDR-Staatsvertrag weiterent-
wickeln. Dafür müssen sich die Strukturen ändern.
Unser gemeinsamer Antrag mit SPD und SSW setzt
die Hebel an den richtigen Stellen an, um eine
Rundfunkanstalt zu gestalten, die von ihren Struk-
turen offen und transparent ist und in ihrem Pro-
gramm die Vielfalt Schleswig-Holsteins noch stär-
ker abbilden sollte.

Wir Grüne können uns auch vielen Forderungen der
PIRATEN anschließen

(Beifall PIRATEN)

- wenn man so leicht schon Applaus von Ihnen be-
kommt -, beispielsweise der noch einer Öffnung
des Rundfunkrats für Studierenden- und Schüler-
vertretungen. Das, finden wir, ist eine sehr gute
Idee. Auch die Idee, durch eine gewählte Zuschau-
ervertretung den Rundfunkrat zu ergänzen, finde
ich absolut richtig.

Deshalb wollen wir gern versuchen, im Ausschuss
auch bei den Unterschieden, die es vielleicht formal
noch gibt, einen gemeinsamen Weg zu beschreiten.

(Beifall PIRATEN)

Am Schluss möchte ich noch ein, zwei Sätze zu
dem FDP-Antrag zur Rundfunkgebührensenkung
sagen. Die Forderung ist sicherlich populär, und sie
ist auch - Sie haben es ja beschrieben - aktuelle Be-
schlusslage des Schleswig-Holsteinischen Land-
tags. Allerdings sagen wir auch, dass die Rund-
funkgebührensenkung um 48 Cent, wie sie jetzt
auf dem Weg ist, für uns schon ein starker Schritt in
diese Richtung ist. Wenn man Rundfunkgebühren-
senkungen diskutiert, dann sollte man nicht nur
über die Frage Rundfunkgebührensenkung diskutie-
ren, sondern wir sollten uns auch darüber unterhal-
ten, was man mit den Mitteln auch machen könnte,
um den öffentlich-rechtlichen Rundfunk noch at-
traktiver zu gestalten.

Der öffentlich-rechtliche Rundfunk hat beispiels-
weise ein Generationenproblem. Wenn man sich
einmal anschaut, wer vor allem die Angebote des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks konsumiert, dann
sieht man da eine Schieflage. Es gibt die Diskussi-
on um einen Jugendkanal.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter - -

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Er ist unter anderem an der Finanzierung geschei-
tert. Ich glaube, dass das Aspekte sind, die in der
Medienpolitik wichtig sind. Medienpolitik ist eben
mehr als Gebührensenkung. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
PIRATEN)
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Danke schön. - Das Wort für den SSW hat der Ab-
geordnete Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Bekanntheit der Rundfunkräte steht im
krassen Gegensatz zu ihrer Bedeutung. Der Rund-
funkrat ist im öffentlich-rechtlichen Rundfunk das
oberste Organ, tagt aber in der Regel hinter ver-
schlossenen Türen. Dabei stellt der Rundfunkrat die
Weichen für die Entwicklung des Senders und
wählt den Intendanten. Bei der Vier-Länder-Anstalt
NDR bestimmen 58 Mitglieder über dessen Ge-
schicke. Der NDR schreibt dazu selbst, dass im
Rundfunkrat „in repräsentativer Weise bedeutsame
gesellschaftliche, weltanschauliche und politische
Organisationen und Gruppen aus den vier NDR-
Staatsvertragsländern vertreten“ sind - so nachzule-
sen auf der Internetseite des Senders. Genau das ist
falsch.

Die Zusammensetzung des Rundfunkrats spiegelt
nicht die gesellschaftliche Vielfalt wider. Zum Bei-
spiel sind die Minderheiten im Gremium nicht ver-
treten. Das kann man ändern. Wie das geht, zeigt
Radio Berlin-Brandenburg, rbb. In dessen 29-köpfi-
gem Rundfunkrat - also wesentlich kleiner als unse-
rer - bestimmt die Vertreterin der Sorben in Bran-
denburg die Geschicke ihres Senders mit. Sicher-
lich nicht nur ihretwegen hört und sieht man so viel
Sorbisch beim rbb. Das liegt sicherlich auch daran,
dass die Berücksichtigung der sorbischen Sprache
dort gesetzlich vorgeschrieben ist. Im rbb gibt es
ein Jugendmagazin und regelmäßig sorbische Fern-
sehmagazine mit aktuellen Meldungen. Natürlich
gibt es auch ein großes Radioprogramm für die Sor-
ben. Der NDR bietet dagegen einmal die Woche -
und dann auch nur im nördlichen Landesteil zu ei-
ner entlegenen Zeit - eine einzige friesische Sen-
dung an, und die ist nur 3 Minuten lang.

Dåt as ai nooch. Da frasche wan håål mör frasch hi-
ire än uk aw frasch tu waasen füünj, wat önj
Fraschlönj for ham gungt. Deeraw hääwe´s en
rucht. - Drei Minuten sind nicht genug. Die Friesen
möchten gern öfter Friesisch hören und in friesi-
scher Sprache erfahren, was in Friesland vor sich
geht. Darauf haben die Friesen ein Anrecht.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Der NDR dagegen argumentiert seit Jahren mit der
sogenannten Ausschaltfunktion, die das Friesische

habe, zuletzt in einer Stellungnahme des NDR-
Sprechers gegenüber „Flensborg Avis“. Betrachtet
man die nicht vorhandene Berücksichtigung der dä-
nischen Sprache, dann gilt diese Haltung wohl auch
für die zweite Minderheitensprache im Grenzland.

Dass es besser geht, zeigt der NDR selbst. Die
NDR 1 Welle Nord hat ein hervorragendes nieder-
deutsches Angebot. In Hamburg, auf der dortigen
Regionalwelle des NDR, hört man jeden Tag mor-
gens um halb neun Nachrichten aus aller Welt, und
das bei voller Aktualität. Da zeigt sich doch im ei-
genen Hause, dass es durchaus anders geht.

Die unangemessene Berücksichtigung von Frie-
sisch und Dänisch beklagen nicht nur die Verbän-
de, sondern auch der Europarat seit vielen Jahren
im Zuge der Evaluierung der Sprachencharta. Von
derartigen Rügen zeigt sich der NDR aber völlig
unberührt. Im NDR selbst müssen sich die Pro-
grammchefs und der Intendant nämlich fast nie ei-
ner Debatte um den Programmauftrag des öffent-
lich-rechtlichen Senders NDR in Sachen Minder-
heiten stellen. Es fehlen die Minderheitenvertre-
ter im Rundfunkrat. Friesisch und Dänisch gehö-
ren aber unbedingt auf die Tagesordnung des Rund-
funkrats. Darum unsere Forderung, die Zusammen-
setzung des NDR-Rundfunkrats zu überprüfen und
die Berücksichtigung der dänischen und friesischen
Sprache im Staatsvertrag festzuschreiben.

(Beifall SSW und Dr. Marret Bohn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Der SSW ist darüber hinaus davon überzeugt, dass
wir in Sachen Rundfunkstaatsvertrag weitere positi-
ve Entwicklungen und Strukturen anderer Sender
übernehmen können. Das kann man in unserem An-
trag sehen. Der WDR hat zum Beispiel gute Erfah-
rungen mit der Öffentlichkeit der Rundfunkrats-
sitzungen gemacht. Der WDR-Rundfunkrat tagt in
der Regel - man höre und staune - in der WDR-
Kantine. Im Anschluss an diese Sitzungen gibt es
sogar die Möglichkeit für Menschen, die dort sind,
Fragen an die Räte zu stellen. Besser lassen sich die
Zuschauer kaum einbinden.

(Beifall PIRATEN)

Doch selbst da setzt der WDR noch einen drauf und
bietet sogar einen Newsletter an, in dem die Be-
schlüsse des Rundfunkrats nachverfolgt werden
können.

(Beifall PIRATEN und Lars Winter [SPD])

Was im Westen möglich ist, sollte bald auch im
Norden Realität sein.
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(Beifall PIRATEN)

Entsprechende Verhandlungen, die Öffentlichkeit
der Sitzungen auch beim NDR einzuführen, sollten
daher möglichst bald angegangen werden. Was man
in Sachsen, Brandenburg oder in Nordrhein-West-
falen in Sachen Minderheiten und Öffentlichkeit
hinbekommen hat, sollte es auch bei uns geben.
Deswegen haben wir das in unserem Antrag ent-
sprechend formuliert.

Was den Rundfunkbeitrag angeht, ist mir ganz
wichtig: Wir haben festgestellt, dass es bei der Um-
setzung des Rundfunkbeitrags durchaus Schwie-
rigkeiten gibt, beispielsweise für Studenten. Ein
Student, der kein BAföG bekommt - der Kollege
Eichstädt hat das gerade angedeutet -, hat keine
Chance, eine Befreiung vom Rundfunkbeitrag zu
bekommen. Das heißt, den müssen wir dann wieder
irgendwo auf Schicht schicken, damit er auch diese
Kohle noch reinholt.

Es wäre ein wichtiges Zeichen, wenn alle Studenten
aufgrund ihres Status als Student von der Rund-
funkgebühr befreit werden. Wenn wir das damit fi-
nanzieren können, wäre das eine gute Sache, auch
für die Menschen in diesem Land.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung erteile ich
dem Ministerpräsidenten Torsten Albig das Wort.

Torsten Albig, Ministerpräsident:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Zuerst zum FDP-Antrag. Es ist zutreffend:
Der 19. Bericht der Kommission zur Ermittlung
des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten hat
uns Anfang des Jahres ins Stammbuch geschrieben,
dass 73 ct Beitragssenkung möglich wären, also
auf 17,25 €. Die Ministerpräsidentinnen, die Minis-
terpräsidenten, die Regierungschefinnen und Regie-
rungschefs haben am 13. März 2014 einstimmig be-
schlossen, dass wir davon in einem ersten Schritt
zum 1. April 2015 48 ct - also eine Senkung auf
17,50 € - durchreichen und für den zweiten Schritt
die Evaluierung im Jahr 2015 abwarten wollen.

Der Bericht der KEF zeigt, dass die Reform der
Rundfunkfinanzierung richtig war, und macht
deutlich, dass zum ersten Mal überhaupt Senkungen
möglich sind, weil es uns gelungen ist, den Beitrag
auf mehrere Schultern zu verteilen. Vorher waren

offensichtlich einige Schultern irgendwo ver-
schwunden.

Ich freue mich sehr, dass sowohl der Verfassungs-
gerichtshof Rheinland-Pfalz als auch der Bayeri-
sche Verfassungsgerichtshof heute eindrucksvoll
dargelegt haben, dass der Rundfunkstaatsvertrag
zweifelsfrei verfassungsgemäß ist.

(Unruhe)

Es ist richtig: Da wir in zwei Schritten handeln und
wir im ersten Schritt nur 48 ct zurückgeben, werden
die Mehreinnahmen oder die Überbeiträge, die die
KEF festgestellt hat, noch nicht vollständig zurück-
gegeben - noch nicht vollständig. Was uns aufgege-
ben wurde, wird genauso verfolgt und bei den Ver-
handlungen in der Ministerpräsidentenkonferenz
eingehalten.

Es war aber sehr überzeugend zu sagen: Lasst uns
bitte abwarten, was uns die Evaluierung 2015 zeigt.
Lasst uns abwarten, was die Fragen des Struktur-
ausgleichs angeht. Lasst uns abwarten, was das Bei-
tragsmodell angeht, ob wir da noch Lerneffekte ha-
ben, auf die wir reagieren müssen. Lasst uns aber
auch abwarten - das ist ein Hinweis der Rundfunk-
anstalten -, ob die Stabilisierung der Beiträge
wirklich sichergestellt ist. Wir wollen auf gar kei-
nen Fall wieder in einen Zustand zurückfallen, wo
wir wieder nach oben nachsteuern müssen. Es gibt
viele Diskussionen unter den Ländern, wie wir mit
der Werbung im öffentlich-rechtlichen Bereich um-
gehen sollen. Auch das hätte natürlich unmittelbare
Auswirkungen auf das Beitragsvolumen.

All das ist im Zusammenhang mit der Evaluierung
zu diskutieren. Deswegen war es klug, die über-
schießenden 25 ct in eine Rücklage einzustellen,
eine Rücklage, die den Anstalten entzogen ist und
unter der Aufsicht der KEF steht, also den Anstal-
ten nicht zur Verfügung steht, sondern für die Fol-
gerungen, die wir aus der Evaluierung 2015 zu zie-
hen haben, zur Verfügung steht.

Ich habe selbstverständlich auch dafür geworben,
dass wir die Belange des Mittelstands zu berück-
sichtigen haben, auch und gerade was die von Be-
trieben genutzten Kfz angeht. Diese Frage werden
wir uns 2015, wenn wir uns die Beitragsstruktur vor
dem Hintergrund der Erkenntnisse, die wir bis da-
hin gewonnen haben, ansehen, noch einmal vorneh-
men.

Ich glaube, wir sind auf einem sehr guten Weg. Wir
haben mehr Transparenz bei der Beitragsermitt-
lung. Wir haben zum ersten Mal eine Trendumkehr
bei den Beiträgen erreicht, auch wenn es in der Tat
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nur ein überschaubarer Beitrag ist. Ich glaube, dass
dieser transparente Weg gut ist.

Ich freue mich, dass wir, wenn wir uns dem NDR-
Staatsvertrag zuwenden, ebenfalls in eine Debatte
über die Frage einsteigen, wie wir mehr Transpa-
renz hinkriegen. Ja, ich teile die Auffassung, dass
beim NDR-Staatsvertrag noch eine Menge Potenzi-
al nach oben vorhanden ist.

(Beifall PIRATEN, vereinzelt SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und SSW)

Wir brauchen mehr Transparenz. Wir brauchen
auch Regelungen zur Informationsfreiheit. Das
kann man gar nicht bestreiten. Der NDR-Staatsver-
trag muss weiterentwickelt werden.

Wir haben in allen vier NDR-Ländern für den öf-
fentlichen Sektor Gesetze zur Transparenz und In-
formationsfreiheit. Davon kann der NDR selbstver-
ständlich nicht ausgenommen sein - solange es
nicht die redaktionelle oder journalistische Informa-
tionsfreiheit betrifft, die einem besonderen Vertrau-
ensschutz unterliegt, damit Rundfunk und Presse
weiter kritisch und unabhängig berichten können.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Ministerpräsident, gestatten Sie eine Bemer-
kung des Herrn Abgeordneten Breyer?

Torsten Albig, Ministerpräsident:

Sehr gern.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Breyer, dann haben Sie das Wort.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Herr
Ministerpräsident, darf ich an dieser Stelle
noch einmal zu der Regelung der Informati-
onsfreiheit, die Sie genau beabsichtigen,
nachfragen? Herr Dr. Knothe hat uns im
Ausschuss erzählt, dass man tatsächlich vom
Inhalt her die Regelung, die in Hamburg im
Transparenzgesetz festgeschrieben ist, auch
im NDR-Staatsvertrag festschreiben will.
Teilen Sie diese Meinung und dieses Ziel? -
Es wäre deswegen wichtig für uns zu erfah-
ren, weil es eben auch andere NDR-Länder
gibt, wie zum Beispiel Niedersachsen, die
nicht einmal mehr ein Informationsfreiheits-
gesetz überhaupt haben.

Torsten Albig, Ministerpräsident:

Herr Knothe trägt das vor, was die Position meines
Hauses ist. Deswegen teile ich das natürlich, sonst
würde er das nicht vortragen. Sie beschreiben zu
Recht das Problem - es ist eben schon angedeutet
worden -, dass Staatsvertragsverhandlungen nicht
ganz trivial sind. Auch wenn wir das hier beschlie-
ßen, erfordert es eine Menge Fingerspitzengefühl,
eine Menge Verhandlungsgeschick, aber manchmal
auch ein bisschen Glück, dass wir das auch mitein-
ander hinbekommen. Das sehen nicht alle so, das
sehen wir bei den Gebührensatzungen. Es gibt
kaum ein unterschiedlicheres Feld als die Frage,
wie man damit umgeht. Der eine setzt den Schwer-
punkt auf Werbung, der andere sieht vollkommen
allein die 73 Cent. Dazwischen liegt bei 16 Ländern
die ganze Bandbreite an Diskussionsmöglichkeiten.
Das haben wir beim Thema Transparenz ebenso.

Ich glaube - um es aufzugreifen -, uns wird bei der
Aufnahme der Verhandlungen, die wir im nächsten
Frühjahr zum NDR-Staatsvertrag starten werden -
das wird Herr Knothe zum NDR-Staatsvertrag ge-
sagt haben -, sehr helfen, und wir können daraus
lernen, was das Bundesverfassungsgericht den Län-
dern für das ZDF ins Stammbuch geschrieben hat,
nämlich dort für mehr Transparenz zu sorgen. Es
macht Sinn, das abzuwarten, weil wir im Frühjahr
nächsten Jahres dort eine ganze Ecke weiter sein
werden. Dass wir die Standards, die wir aus dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts haben, ins-
besondere für die Gremienarbeit aufgreifen können
und auch zum Gegenstand der Beratungen auch in
dem Sinne, wie Hamburg es schon hat und Herr
Dr. Knothe es bereits ansprach, für die Debatte mit
den anderen Ländern - zugegebenermaßen mit un-
terschiedlichen Ausgangslagen - machen wollen
und machen werden, da bin ich sehr zuversichtlich,
weil ich glaube, dass die Argumentationslage sehr
gut ist und wir auch bei dem, was Sie beschrieben
habe, substanziell vorankommen.

Ich freue mich - und ich glaube, wir müssen das
auch anerkennen -, dass der NDR sich selbst eben-
falls auf den Weg gemacht hat, vor Veränderung
des Staatsvertrags mehr Transparenz und mehr
Informationsfreiheit in seiner Satzung zu veran-
kern. Wir sehen, dass er die Sitzung des Rundfunk-
rats, der Landesrundfunkräte und des Verwaltungs-
rats öffentlich machen möchte, dass substanzielle
Zusammenfassungen der Beratungsergebnisse der
Gremien erfolgen sollen. Das ist ein erster wichti-
ger und richtiger Schritt, sodass das, was wir im
nächsten Jahr beginnen, dem sehr entgegenkommen

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 58. Sitzung - Donnerstag, 15. Mai 2014 4753

(Ministerpräsident Torsten Albig)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8903&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8903&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3073&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8903&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8903&format=WEBVOLLLANG


wird und das nachvollziehen wird, was Sie hier
heute beschließen und auf den Weg bringen.

Selbstverständlich wird das, was uns heute zum
Thema Regional- und Minderheitensprachen und
zum Thema Barrierefreiheit auf den Weg gegeben
wird, von uns sehr offensiv in die Verhandlungen
mit Niedersachsen, Hamburg und Mecklenburg-
Vorpommern eingebracht werden.

Die Rundfunkbeiträge sind transparenter, und ich
bin ganz sicher, wir werden bei den Verhandlungen
zum Staatsvertrag auch hier deutlich mehr Transpa-
renz erreichen. - Herzlichen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Ich sehe keine weiteren Wortmel-
dungen und schließe deshalb die Beratungen. Gehe
ich recht in der Annahme, dass sämtliche Anträge
dem Innen- und Rechtsausschuss überwiesen wer-
den sollen? Habe ich das richtig verstanden?

(Wortmeldung Peter Eichstädt [SPD])

- Jetzt hat der Kollege Peter Eichstädt das Wort.

Peter Eichstädt [SPD]:

Ich wollte nur den Hinweis geben, dass es wenig
Sinn ergibt, eine Beschlussempfehlung des Aus-
schusses noch einmal wieder dem Ausschuss zu
überweisen. Darüber sollten wir in der Sache ab-
stimmen, das in jedem Falle, denke ich.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Okay, das ist die Drucksache 18/1555.

(Zurufe)

Ich glaube, wir haben jetzt die Lösung. Wir kom-
men zur Abstimmung. Ich gehe davon aus, dass Sie
den Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW,
Drucksache 18/1761, sowie den Änderungsantrag
der Fraktion der PIRATEN, Drucksache 18/1834,
dem Innen- und Rechtsausschuss überweisen wol-
len. Ich bitte Sie um Zustimmung dazu. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Damit sind diese Anträge
einstimmig überwiesen worden.

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der
FDP-Fraktion, Drucksache 18/1850. Auch der soll
dem Innen- und Rechtsausschuss überwiesen wer-
den. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das

Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Auch das ist einstimmig so beschlossen.

Vielen Dank noch einmal, Herr Eichstädt, für den
vollkommen richtigen Hinweis, wir kommen jetzt
zur Abstimmung zu c) in der Sache. Da geht es um
die Ausschussempfehlung zu dem Antrag der Frak-
tion der PIRATEN, Drucksache 18/1288, sowie den
Änderungsantrag der Fraktion der PIRATEN,
Drucksache 18/1697.

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der
Fraktion der PIRATEN, Drucksache 18/1697, ab-
stimmen, der sich auf die Beschlussempfehlung des
Ausschusses bezieht. Wer diesem Änderungsantrag
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
sein Handzeichen. Das sind die Mitglieder der Pira-
tenfraktion. Wer ist gegen diesen Antrag der Pira-
tenfraktion? - Hat sich die FDP geeinigt? - Ich gehe
jetzt davon aus, dass die FDP dabei ist. FDP, CDU,
SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD stim-
men gegen den Änderungsantrag der PIRATEN.

Wir kommen zur Ausschussempfehlung. Der Aus-
schuss empfiehlt, den Antrag Drucksache 18/1288
abzulehnen. Wer so beschließen will, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. - Das sind die Mitglieder
der Fraktionen von CDU, die Abgeordneten des
SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD. Wer
ist gegen diese Ausschussempfehlung? - Das sind
die Mitglieder der Piratenfraktion. Wer enthält
sich? - Das sind die Kolleginnen und Kollegen der
FDP-Fraktion.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 17, 36 und 43
auf:

Gemeinsame Beratung

a) Zuweisungen aus dem Länderfinanzausgleich
für Investitionen verwenden - Abhängigkei-
ten verringern, eigene Leistungsfähigkeit
stärken

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/1824

b) Notwendige Neuordnung der Bund-Länder-
Finanzbeziehungen auf breite Grundlage stel-
len

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/1869

c) Tilgungsplan für die Altschulden des Landes
aufstellen
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Antrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/1549

Strukturelles Defizit abbauen, für Altschul-
denfonds werben

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeord-
neten des SSW
Drucksache 18/1614

Bericht und Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses
Drucksache 18/1807

Das Wort zur Begründung wird offenbar nicht ge-
wünscht. Dann erteile ich zunächst dem Herrn Be-
richterstatter des Finanzausschusses, Herrn Abge-
ordneten Thomas Rother, das Wort.

Thomas Rother [SPD]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich verweise natür-
lich gern auf die Vorlage und noch lieber darauf,
dass es in diesem Fall sogar eine einstimmige Be-
schlussempfehlung des Finanzausschusses gegeben
hat. Dafür vielen Dank.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Ich danke Ihnen, Herr Kollege. Ich eröffne die Aus-
sprache und erteile zunächst Herrn Kollegen Tobias
Koch von der CDU-Fraktion das Wort.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! „Im Jahr 2010 haben wir die Schulden-
bremse in unsere Landesverfassung aufgenom-
men.“ - Mit diesem Satz habe ich im Februar 2014
meine Rede begonnen, als die CDU-Fraktion ihren
Antrag zur Tilgung von Altschulden in den Land-
tag eingebracht hat.

Die heute zur Abstimmung stehende Aus-
schussempfehlung zu diesem CDU-Antrag hat zwar
zugegebenermaßen nicht die gleiche historische Be-
deutung wie die damalige Verfassungsänderung,
aber sie ist dennoch ein weiterer Meilenstein für die
Haushalts- und Finanzpolitik in Schleswig-Hol-
stein. Zum ersten Mal überhaupt beschließt der
Landtag, dass die aufgelaufenen Schulden des Lan-
des zurückgezahlt werden sollen, und zwar nicht ir-
gendwann in der Zukunft, sondern im Anschluss an
den Abbau des strukturellen Defizits und damit spä-
testens ab dem Jahr 2020.

Mit dem Antrag vereinbaren wir außerdem, dass
die Altschulden vollständig zurückgezahlt werden
sollen und dass zu diesem Zweck ein Tilgungsplan
aufzustellen ist. Selbstverständlich appellieren wir
weiterhin an den Bund, diese Zielsetzung mit der
Einrichtung eines Altschuldentilgungsfonds zu un-
terstützen. Wir bekennen uns dazu, die Schuldentil-
gung nach Abschluss der Bund-Länder-Finanzkom-
missionsberatungen rechtlich zu verankern. Der
heutige Beschluss geht damit inhaltlich über die
Vereinbarung der Schuldenbremse hinaus und
stellt damit die Grundlage für alle zukünftigen
haushaltspolitischen Entscheidungen des Landes
Schleswig-Holstein dar. Wir tun dies, ebenso wie
bei der Vereinbarung der Schuldenbremse, im brei-
ten politischen Konsens. Der Ausschussvorsitzende
wies gerade darauf hin. Mein Dank gilt deshalb al-
len Fraktionen dieses Hauses, zunächst den beiden
Oppositionsfraktionen von FDP und PIRATEN, de-
nen es zuerst gelungen ist, hier einen gemeinsamen
Antrag zu formulieren, genauso aber auch den Re-
gierungsfraktionen von SPD, Grünen und SSW,

(Zuruf Lars Harms [SSW])

- lieber Lars Harms - dass es am Ende gelungen ist,
wirklich einen gemeinsamen Antrag aller Fraktio-
nen zustande zu bekommen.

Wenn hier einmal eine Oppositionsinitiative zum
Erfolg führt, dann steht das der Regierungsmehrheit
auch gut zu Gesicht. Deshalb sage ich hier ganz
deutlich: Herzlichen Dank an alle Fraktionen für
diese konstruktive Zusammenarbeit.

(Beifall)

An dieser Stelle enden dann aber leider auch schon
die Gemeinsamkeiten. Dem Antrag der Regierungs-
fraktionen zur Neuordnung der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen können wir als CDU-Fraktion
nicht zustimmen, zumindest nicht im zweiten Punkt
Ihres Beschlusstextes. Die Forderung nach einer
Einbeziehung der Länderparlamente in die einzu-
setzende Bund-Länder-Finanzkommission im ers-
ten Punkt Ihres Antrags wird auch von uns geteilt.
Im zweiten Punkt Ihres Antrags stellen Sie aller-
dings die Forderung auf, dass diese Bund-Länder-
Finanzkommission zum Ziel haben soll, die Vor-
aussetzungen für die Einhaltung der Schuldenbrem-
se in den Ländern zu schaffen.

(Heiterkeit Dr. Heiner Garg [FDP])

Diese Formulierung muss man sich einmal auf der
Zunge zergehen lassen. Wenn es das arme Schles-
wig-Holstein als eines der fünf Länder, die extra
Konsolidierungshilfe bekommen, schafft, die
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Schuldenbremse einzuhalten, dann sollten es die
anderen, finanziell bessergestellten Länder erst
recht hinbekommen, und zwar ohne, dass wir dafür
extra neue Voraussetzungen in der Bund-Länder-
Kommission vereinbaren müssen.

Alle Länder haben dafür zehn Jahre Zeit und müs-
sen es genauso allein hinbekommen, wie Schles-
wig-Holstein es bisher geschafft hat. Deshalb ist
diese Forderung im Antrag der Regierungsfraktio-
nen nicht im Interesse unseres Landes. Sie dient
einzig und allein dem Interesse von Ländern, wie
Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg oder
Bremen, die unter rot-grünen Regierungen munter
weiter Schulden machen und bei denen noch über-
haupt nicht abzusehen ist, wie sie die Schulden-
bremse jemals einhalten wollen.

Es kann aber nicht unsere Aufgabe sein, für die
Versäumnisse dieser Länder jetzt nach Hilfe durch
den Bund zu rufen. Unser Interesse muss es sein,
dass der Bund allen Ländern bei der Tilgung der
Altschulden hilft. Die Einhaltung der Schulden-
bremse hingegen müssen auch rot-grün-regierte
Länder gefälligst allein hinbekommen.

Was den FDP-Antrag zur Verwendung der Mittel
des Länderfinanzausgleichs ausschließlich für In-
vestitionen anbelangt, so scheint mir diese Forde-
rung doch sehr mit heißer Nadel gestrickt und auch
nicht ganz richtig durchdacht zu sein.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

Schleswig-Holstein hat im vergangenen Jahr - ich
rechne Ihnen das gern noch einmal vor, Herr Kolle-
ge - 158 Millionen € aus dem Länderfinanzaus-
gleich erhalten. Trotz der niedrigsten Investitions-
quote aller Zeiten hat das Land aber im letzten Jahr
rund 700 Millionen € investiert.

Was will uns der FDP-Antrag nun sagen? - Sollen
die Investitionen auf das Niveau des Länderfinanz-
ausgleichs abgesenkt werden? - Wohl kaum.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Ach, Herr Koch,
das ist doch albern! - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Das heißt doch zusätzlich! - Christo-
pher Vogt [FDP]: Zügeln Sie sich, Herr
Koch!)

- Zusätzlich, das habe ich mir auch gedacht. - Of-
fensichtlich sollen die Mittel zusätzlich investiert
werden. Dann stellt sich aber die Frage: Zusätzlich
wozu? Weder in der Landesverfassung, noch im
Haushaltsgesetz, noch in der Landeshaushaltsord-
nung gibt es bislang eine Vorschrift, die regelt, wie-
viel das Land überhaupt investieren soll. Würde der
Antrag der FDP also beschlossen werden, wäre die

Forderung bereits eingehalten, wenn die Mittel aus
dem Länderfinanzausgleich zuzüglich 1 € investiert
würden.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, Sie müssen bitte zum Schluss kom-
men.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PI-
RATEN und SSW)

Tobias Koch [CDU]:

Ich komme zum Schluss, Frau Präsidentin. Danke
für Ihre Geduld. Eine Beschlussfassung des FDP-
Antrags liefe ins Leere. Das von uns gemeinsam
verfolgte Ziel von mehr Investitionen würde nicht
erreicht werden. Ich beantrage, den Antrag der Re-
gierungsfraktionen ebenso wie den Antrag der
FDP-Fraktion an den Finanzausschuss zu überwei-
sen und bitte um Zustimmung zur Beschlussemp-
fehlung des Finanzausschusses zur Altschuldentil-
gung. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die FDP-Fraktion erteile ich Herrn Abgeordne-
ten Dr. Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kolle-
gen! Sehr geehrter Kollege Koch, ich bin dann auf
die Unions-Vorschläge gespannt, wie Sie dafür sor-
gen wollen und mit welchen finanziellen Mitteln
Sie das, was wir dringend brauchen, nämlich mehr
Investitionen für den Standort Schleswig-Holstein,
finanziell umsetzen wollen.

Unser Antrag ist ein Angebot, dem Abhilfe zu
schaffen, was im Übrigen nicht nur für Schleswig-
Holstein gilt, sondern was bundesweit seit vielen
Jahren ein Problem ist. Es wird zu wenig investiert
in der Bundesrepublik, und zwar sowohl von der
privaten Wirtschaft als auch und insbesondere von
der öffentlichen Hand, landauf, landab. Es kommt
nicht so häufig vor, dass sich die „New York Ti-
mes“ ziemlich ausführlich mit Schleswig-Holstein
beschäftigen. Das hat sie aber im Frühjahr getan. Es
war ein sehr interessanter Artikel, in dem es um den
Substanzverzehr in der Bundesrepublik Deutsch-
land geht, der seit Jahren anhält. Das Paradebeispiel
dafür war ein Maschinenanlagebauer und dessen
Probleme bei der Sperrung der Rader Hoch-
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brücke für Lkw. Es wurde ausgeführt, welche zu-
sätzlichen Kosten und welche zusätzliche Zeit auf-
gewendet werden müssten, um seine Anlagen erst
von seinem Standpunkt im Rheinischen nach Däne-
mark zu verschicken, um sie dann von Norden an
den Bestimmungsort nach Schleswig-Holstein zu
transportieren.

Der Ministerpräsident hat in einem Gastbeitrag im
Handelsblatt vom 24. April 2014 zu Recht gesagt -
ich zitiere -: „Eigentlich wäre genug Geld da. Ei-
gentlich.“ Tatsächlich geben wir dieses Geld aber
seit Jahrzehnten für andere Zwecke aus, sinnvoll,
möglicherweise aber auch weniger sinnvoll.

Frau Ministerin Heinold, Sie werden nicht müde zu
erklären: Konsolidieren und investieren, das passt
zusammen. - Da haben Sie recht. Das passt zusam-
men. Das ist sogar eine Grundvoraussetzung, be-
dauerlicherweise ist Ihre Politik aber genau vom
Gegenteil geprägt. Sie konsolidieren zulasten der
Investitionen in diesem Land.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Denn dazu muss man sich nur einmal die Investiti-
onsquoten angucken. Die Investitionsquoten in
Schleswig-Holstein sind noch nie so niedrig gewe-
sen wie sie heute sind. Das Schlimme ist, in Ihrem
mittelfristigen Plan sollen die Investitionsquoten
noch weiter absinken. Es macht aus meiner Sicht
relativ wenig Sinn, zukünftigen oder auch jungen
Generationen zwar einen auf dem Papier konsoli-
dierten Haushalt zu übergeben, sie gleichzeitig aber
auf einer vollkommen verrotteten öffentlichen In-
frastruktur sitzenzulassen.

(Beifall FDP, CDU, Thomas Rother [SPD]
und Tobias von Pein [SPD])

Genau deswegen brauchen wir hier eine Trendum-
kehr. Herr Kollege Koch, das ist ein Angebot, auch
geprägt dadurch, wie der Länderfinanzausgleich an-
gesichts der Tatsachen weiterentwickelt werden
soll. Dafür habe ich durchaus Verständnis -, wenn
ich mir die Entwicklung Bayerns angucke. Bayern
war bis 1986 Nehmerland im Länderfinanzaus-
gleich - bis 1986 Nehmerland! Bayern hat klug in-
vestiert, hat eine kluge Wirtschaftspolitik betrieben,
sodass sie seit 1987 Geberland im Länderfinanzaus-
gleich sind.

Es muss doch politisches Ziel sein, und zwar im
Zweifel fraktionsübergreifend, nicht dauerhaft auf
die Hilfe anderer angewiesen zu sein, sondern
durch kluges Investieren dafür zu sorgen, dass
Schleswig-Holstein irgendwann einmal in der Lage

ist, aus eigener Kraft die Zukunftsaufgaben zu
wuppen, die anstehen.

Deswegen war der Vorschlag: das, was wir aus dem
Länderfinanzausgleich beziehen - und ich sage im
Moment auch brauchen -, in Zukunft ausschließlich
und - selbstverständlich, Herr Kollege Koch - zu-
sätzlich zu investieren. Wenn da an der einen oder
anderen Stelle noch Beratungsbedarf besteht,
schließe ich mich dem gern an, dass man sowohl
den Koalitionsantrag als auch den FDP-Antrag im
Ausschuss berät. Ich sage aber auch: Wenn wir
weiter wie bislang agieren, nämlich die Ausgaben-
politik der derzeitgen Landesregierung zulasten der
Investitionen fortführen, schaffen wir genau das
Gegenteil von dem, was Zukunftsfähigkeit bedeu-
tet.

Ich schließe mich auch gern der Freude darüber an,
dass es dem Landtag offensichtlich gelingen kann,
sich einstimmig darauf zu verständigen, dass wir
auch tilgen, dass wir möglicherweise nicht nur die
Nettoneuverschuldung auf Null zurückführen,
sondern uns auch verpflichten wollen, Altschulden
zu tilgen. Das hat eine ganze Weile gedauert, bis es
gelungen ist. Dafür danke ich auch den Kolleginnen
und Kollegen.

Ich glaube, dass wir uns im Finanzausschuss auch
über die Frage unterhalten, was denn tatsächlich zu-
kunftsfähige Investitionen für Schleswig-Holstein
sind. Es sind ja nicht nur die Verkehrswege, es ist
auch die Kommunikationsinfrastruktur, und es ist
auch die Bildungsinfrastruktur.

(Zurufe Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN] und Rasmus Andresen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

- Doch, Herr Kollege Andresen, ich habe auf diesen
Einwand gewartet.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Das ist der letzte Satz, Frau Präsidentin. - Zumin-
dest baulich sind sowohl die Schulen als auch die
Hochschulen in genau so einem maroden Zustand
wie beispielsweise die Landesstraßen. Da taucht er
auf. Wir können auch gern über den Investitionsbe-
griff diskutieren. Mir geht es darum, endlich einmal
einen vernünftigen Vorschlag zu machen, wie wir,
ohne dass wir für uns zusätzliches Geld herbeizau-
bern, mehr in dieses Land investieren können. Ich
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glaube, das ist notwendig. - Herzlichen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Danke schön. - Für die SPD-Fraktion hat Herr Ab-
geordneter Lars Winter das Wort.

Lars Winter [SPD]:

Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen!
Anfangen möchte ich mit etwas Positivem. Dass es
gelungen ist, im Finanzausschuss eine gemeinsame
Linie für den Umgang mit der Tilgung der Alt-
schulden zu vereinbaren, finde ich gut und richtig.
Die Vereinbarung steht in einer Tradition des
Schleswig-Holsteinischen Landtages, Angelegen-
heiten von grundsätzlicher Bedeutung nach Mög-
lichkeit einvernehmlich und gemeinsam auf den
Weg zu bringen.

Gemeinsame Entscheidungen prägten auch auf
Bundesebene die Verhandlungen der Kommission
von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen, der Födera-
lismuskommission II. Wir haben damals die
Schuldenbremse vereinbart, die bei uns in Schles-
wig-Holstein zusätzlich gestärkt wurde. Ein Grund
für die konstruktiven Gespräche war, dass auch
Landesparlamente und Kommunen einbezogen wa-
ren.

Im Schleswig-Holsteinischen Landtag stimmten wir
damals darin überein, dass die Rolle der Landespar-
lamente bei den Verhandlungen stärker in den Vor-
dergrund rücken sollte. Wir wollten und wollen die
parlamentarischen Rechte stärken.

Zum Jahr 2019 wird die Zusammenarbeit neu auf-
gelegt. Die wichtigste Maßgabe gibt unsere Verfas-
sung vor:

„Die Deckungsbedürfnisse des Bundes und
der Länder sind so aufeinander abzustimmen,
dass ein billiger Ausgleich erzielt, eine Über-
belastung der Steuerpflichtigen vermieden
und die Einheitlichkeit der Lebensverhältnis-
se im Bundesgebiet gewahrt wird.“

Das steht in Artikel 106 des Grundgesetzes.

Ein wichtiger Punkt für die neuen Verhandlungen
ist die Frage, wo bei der ersten Föderalismuskom-
mission richtige Entscheidungen zur Entflechtung
getroffen wurden. Gerade im Bildungsbereich sto-
ßen wir hier schnell an Grenzen. Dabei ist Bildung
das Thema, bei dem Bund und Länder so eng wie

möglich zusammenarbeiten sollten, beim Ausbau
der Kinderbetreuung, besonders der vorschulischen,
und bei einer verbesserten Bildung an Schulen und
Hochschulen.

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine zu-
kunftsfähige Infrastruktur. Dabei rede ich kei-
neswegs nur von Verkehrswegen. Meine Kollegin
Eickhoff-Weber hätte gestern einiges zum Breit-
bandausbau in Schleswig-Holstein gesagt. Die Re-
de ist zu Protokoll gegeben worden, deshalb müs-
sen wir das jetzt nachlesen. Aber da steht etwas da-
zu drin. Wir brauchen Instrumente, um den demo-
kratischen Wandel konstruktiv zu nutzen. Mit ei-
nem Weiter-so wird es nicht gehen.

Wir werden uns dann aber auch irgendwann einmal
entscheiden müssen, was das Wichtigste ist. Des-
halb hat die Koalition den Antrag auf den Weg ge-
bracht, über den wir heute sprechen. Wie wir es
schaffen können, die Haushalte zu konsolidieren,
gute Bildungsstrukturen von der Krippe an lebens-
lang zu verankern und Infrastruktur auf die Zukunft
auszurichten, sind politische Fragen und auch tech-
nische Fragen.

Zerlegungsmechanismen, die Organisation der
Steuerverwaltung und die Untersuchung der beste-
henden Strukturen auf ihre Zukunftstauglichkeit hin
werden Themen sein, mit denen wir uns befassen
müssen. Dabei sollen - ich sagte es - die Rechte der
Landesparlamente unbedingt gewahrt bleiben. Wir
wollen die föderalen Strukturen stärken.

Zum Antrag der FDP möchte ich nur kurz drei Din-
ge sagen. Erstens. Wenn Schleswig-Holstein - ich
stimme da mit dem Kollegen Koch überein - Jahr
für Jahr so wenig investieren würde, wie wir aus
dem Länderfinanzausgleich bekommen, wäre unser
Land ganz schön arm dran. Der Kollege Garg hat
aber gerade eben noch einmal konkretisiert, wie
man es verstehen kann. Trotz alledem zählt immer
noch die Angabe der Basis, von der aus wir rech-
nen. Das hat der Kollege Koch auch schon gesagt.

Zweitens. Ganz grundsätzlich finden wir den Inve-
stitionsbegriff der FDP altbacken und überholt. Sie
reden von Betoninvestitionen. Wir glauben an die
Stärke einer gerechten und gebildeten Gesellschaft.

(Vereinzelter Beifall SPD - Zuruf Wolfgang
Kubicki [FDP])

Das ist ein Werteunterschied, der sich mit Land-
tagsanträgen auch kaum überwinden lässt.

(Wortmeldung Dr. Heiner Garg [FDP])

- Ich lasse keine Zwischenfragen zu, danke.
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Und drittens. Wenn es Ihnen darum ginge, die Fi-
nanzsituation der Länder zu stärken, würden Sie die
Einnahmeseite stärken. Das geht nicht durch unge-
bremstes Spiel der marktliberalen Kräfte, das geht
nur mit einer gerechten Steuergesetzgebung, die
starke Schultern mehr tragen lässt als schwache.

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Sie brauchen auch entsprechen-
de Einkommen! - Weitere Zurufe FDP)

Ich beantrage die Ablehnung des Antrags der FDP,
Drucksache 18/1824, sowie Zustimmung zu unse-
rem Antrag in der Drucksache 18/1869 und zu der
interfraktionellen Vereinbarung in der Be-
schlussempfehlung des Finanzausschusses, Druck-
sache 18/1807. - Ich danke für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN hat Herr Abgeordneter Rasmus Andre-
sen.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Auch ich freue mich, dass
wir es geschafft haben, einen interfraktionellen An-
trag zum Umgang mit den Altschulden zu formu-
lieren. Die Zinslasten sind eine große Bürde für
den Landeshaushalt, auch weit über 2020 hinaus.
Wir sprechen da über Zeiträume, die politisch kaum
zu überblicken sind. Bei allem, was uns haushalts-
politisch trennt - auch das ist schon Teil der Debatte
hier -, ist es gut, hier einen gemeinsamen Weg zu
gehen und zu vereinbaren.

Die Einrichtung eines Altschuldentilgungsfonds
lässt sich nicht isoliert betrachten. Sie ist eine von
vielen Maßnahmen, die die Neuordnung der Fi-
nanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern be-
treffen. Die vom Bund angekündigte Bund-Länder-
Kommission muss ihre Arbeit zügig aufnehmen,
denn die Zeit drängt. 2019 laufen mehrere Verein-
barungen aus, die für die Haushaltskonsolidierung
auch der Länder entscheidend sind. Genau das ist
auch einer der Gründe dafür, dass wir sagen, wir
wollen das heute gern abstimmen. Wir haben einen
Passus in unserem Antrag, der sich darauf bezieht,
wie die Kommission zusammengesetzt werden soll.

Ich sage dazu gleich in meiner Rede inhaltlich noch
etwas. Die Kommission wird jetzt eingerichtet. Ich
glaube, es ist wichtig, das wir deshalb da zu einer
Beschlussfassung kommen und die Diskussion dar-
über nicht noch über mehrere Monate im Ausschuss
am Leben halten.

Zu diesen Vereinbarungen, von denen ich gerade
sprach, gehören aus unserer Sicht der Länderfinanz-
ausgleich, die Verwendung der Mittel aus dem So-
lidaritätszuschlag und verschiedene vertikale Fi-
nanzströme. Wir setzen uns mit unserem Antrag da-
für ein, dass diese Verhandlungsprozesse trans-
parent und unter Einbeziehung der Landesparla-
mente und Kommunen stattfinden.

Wer es mit Bund-Länder-Finanzbeziehungen ernst
meint, muss die Verhandlungen in Berlin auf brei-
tere Füße stellen. Es wird in der Debatte auch um
Kompetenzfragen gehen müssen. Nicht alles ist
aus unserer Sicht bei den Ländern besser aufgeho-
ben. Gleichzeitig brauchen die Länder bei der Auf-
gabenerfüllung für andere Bereiche allerdings mehr
Mittel vom Bund. Wir halten deshalb an unserer
Forderung fest, das Kooperationsverbot abzu-
schaffen. Ich füge hier hinzu: Wenn das für den ge-
samten Bildungsbereich nicht geht, dann vielleicht
in einem ersten Schritt ausschließlich für den Hoch-
schulbereich.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Bei der Steuerverwaltung macht mehr Bundeskom-
petenz Sinn. Es ist nicht sinnvoll, dass die Länder
die Kosten der Steuerprüfung tragen, aber keinen
ausreichenden finanziellen Anreiz haben, Steuerde-
likte aufzudecken, weil die Einnahmen zu einem
Großteil nach Berlin wandern.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Das Mindestmaß muss sein, dass Kosten für Steuer-
verwaltungen im Länderfinanzausgleich abgezogen
werden können. Alles andere begünstigt Länder,
die Wettbewerbspolitik mit schlecht ausgestatteten
Steuerverwaltungen betreiben.

(Lars Harms [SSW]: Wohl wahr!)

Das muss endlich ein Ende haben.

Wir wollen auch, dass in der Bund-Länder-Kom-
mission Lösungen gefunden werden, den Sanie-
rungsstau abzubauen. Deshalb haben wir diesen
Aspekt auch in unseren Antrag mit aufgenommen.
Man muss den Ländern und Kommunen wieder
stärker die Möglichkeit geben, notwendige Zu-
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kunftsinvestitionen beispielsweise in Bildung oder
in den Breitbandausbau durchzuführen.

Wir Grüne wollen auch weiter darüber nachdenken
- das ist jetzt kein Punkt der Koalition, sondern et-
was, was wir Grüne schon einmal beschlossen ha-
ben -, dass man beim Länderfinanzausgleich auch
die Überlegungen, beispielsweise Länder zusam-
menzulegen, zumindest nicht den Ländern zum
Nachteil gereichen lässt.

(Beifall Detlef Matthiessen [BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN])

Statt an einzelnen Steuerschrauben zu drehen, wol-
len wir die Verteilung des Steueraufkommens bis
zu einer Neuverteilung der unterschiedlichen Steu-
erarten grundlegend diskutieren. Hier müssen wir
mutiger werden, um voranzukommen. Daher geht
der FDP-Antrag zum Finanzausgleich - die Kolle-
gen haben das schon genannt - in die falsche Rich-
tung. Sie fordern, dass Zuweisungen aus dem Län-
derfinanzausgleich ausschließlich für Investitionen
verwendet werden dürfen.

Interessant ist übrigens, wenn wir schon über Inves-
titionen und Investitionsquote reden, dass der größ-
te Knick bei der Investitionsquote durch den
schwarz-gelben Sparhaushalt 2011/2012 mit einem
Minus von über 18 % eingetreten ist, Herr Kollege
Garg.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Aber die Investi-
tionsquote war trotzdem höher als jetzt, Herr
Kollege!)

Das muss man zur Wahrheit vielleicht auch noch
einmal dazusagen, wenn man sich hier immer über
die Investitionsquote echauffiert.

Wenn man sich im Haushalt 2014 die eigenfinan-
zierten Investitionsquoten ansieht, dann wird deut-
lich: Hier liegen wir leicht im Plus. Auch das ge-
hört zur Wahrheit dazu. Ich gehöre zu denen, die
das Absenken der Investitionsquote sehr kritisch
sehen, aber man kann diese Debatte nicht so
schwarz-weiß führen, wie Sie es getan haben.

(Zurufe FDP)

Aus unserer Sicht gehören nicht nur die Gebäudesa-
nierung oder der Gebäudebau im Bildungsbereich
zu sinnvollen Zukunftsinvestitionen, wie Sie dies
beschrieben haben, sondern Bildungsausgaben ins-
gesamt.

(Beifall Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Wir Grüne glauben, dass wir eine grundsätzliche
Diskussion über die Investitionsquote und darüber
brauchen, wie man zu klugen Lösungen kommen
kann. Dies werden wir jedoch nicht mit Ihrem An-
trag leisten können, weil der - hier schließe ich
mich dem Kollegen Koch an - schon systematisch
keinen Sinn macht. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SSW
und vereinzelt SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Fraktion der PIRATEN hat Herr Abgeord-
neter Torge Schmidt das Wort.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Die Finanzbeziehungen des Bundes
zu den Ländern, der Länder untereinander und da-
mit im weiteren Sinn auch der Kommunen müssen
im Jahr 2019 neu verhandelt beziehungsweise gere-
gelt werden. Wir begrüßen es sehr, dass die Lan-
desregierung diese Verhandlungen nicht im Hinter-
zimmer und hinter verschlossenen Türen führen
möchte. Die Regierung zeigt im Gegenteil Bestre-
bungen, den anstehenden Verhandlungsprozess in
einem offenen und transparenten Verfahren zu ge-
stalten, in das neben der Landesregierung auch
Landesparlamente und die Vertreterinnen und Ver-
treter der Kommunen einbezogen werden sollen.
Das klingt erst einmal vielversprechend.

Was genau wir unter der Einbeziehung der Lan-
desparlamente verstehen dürfen und ob diese sich
gar für die Beteiligung aller Fraktionen an dem
Verhandlungsprozess einsetzen werden, werden wir
sicherlich noch im Ausschuss besprechen. An die-
ser Stelle unterstützen wir PIRATEN im Sinne un-
serer Grundsätze ganz ausdrücklich die Absicht der
Landesregierung, an dieser wichtigen Stelle der Fi-
nanzverhandlungen der Bundesländer für mehr
Transparenz zu sorgen.

Wir befürworten weiter die Intention der Landesre-
gierung, neben den horizontalen Finanzbeziehun-
gen zwischen den Ländern auch die vertikalen Fi-
nanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern ein-
zubeziehen. Wir würden an dieser Stelle jedoch
noch ein Stück weiter gehen und auch Subventio-
nen der Europäischen Union mit in den Verhand-
lungsprozess einbeziehen. Eine Einschränkung al-
lein auf Bundes- und Ländermittel erscheint unzu-
reichend, wenn man sich die Höhe der Mittel an-
schaut, die Schleswig-Holstein und anderen Län-
dern - gerade Bayern - von der EU zugebilligt wur-
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den. Wir plädieren also für eine vollumfängliche
Analyse aller Finanzbeziehungen unter Einbezie-
hung der dann hoffentlich strukturell nach Berei-
chen sortierten EU-Subventionen.

(Vereinzelter Beifall PIRATEN)

Ob wir nach einer vollumfänglichen Analyse zu
dem Schluss kommen, dass Zuweisungen aus dem
Länderfinanzausgleich optimalerweise für Investiti-
onen verwendet werden sollten und ob diese Mittel
in Höhe von momentan ungefähr 115 Millionen €
im jeweiligen Haushaltsjahr eine adäquate Summe
darstellen, werden wir dann sehen. Dass die Regie-
rungen der vergangenen Legislaturperioden es ver-
säumt haben, die notwendigen Mittel für den Erhalt
und den Ausbau von Infrastruktur bereitzustellen,
haben wir bereits gestern ausführlich diskutiert. In
diesem Punkt dürfte weitgehend Einigkeit bestehen.

Wir brauchen eine funktionsfähige und gut ausge-
baute Infrastruktur; sei es in den Bereichen Stra-
ße, Hochbau oder Breitbandausbau. Eine weitere
Vernachlässigung der Infrastruktur ist nicht nur
nicht generationengerecht, sie wäre auch nicht im
Sinne des Schuldenabbaus, auf den wir uns alle ge-
meinsam verständigen konnten und zu dem wir uns
in unserem gemeinsamen Antrag bekannt haben.

(Beifall PIRATEN)

Eine Vernachlässigung der Infrastruktur lässt das
bereits heute bestehende versteckte strukturelle De-
fizit in diesem Bereich weiter wachsen, was zu-
künftige Generationen stark belasten wird.

Meine Damen und Herren, ich denke, wir sind uns
einig darin, dass wir mehr Mittel für die Infrastruk-
tur bereitstellen müssen und dass diese Notwendig-
keit einfach nicht von der Hand zu weisen ist. Ob
dies Mittel aus dem Länderfinanzausgleich sein
werden, ist aus unserer Sicht noch diskussionsbe-
dürftig. Wir möchten daher den Antrag der Kolle-
gen von der FDP und den Antrag der Regierungs-
fraktionen zur Neuordnung der Bund-Länder-Fi-
nanzbeziehungen gern an den Ausschuss überwei-
sen. - Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall PIRATEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Kolleginnen und Kollegen
des SSW hat Herr Abgeordneter Lars Harms das
Wort.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wir diskutieren heute über zwei Dinge:

Erstens. Was geschieht mit Finanzmitteln, die zu-
sätzlich über den Finanzausgleich die Haushaltsla-
ge verbessern könnten? Zweitens. Wie handhaben
wir einen zukünftigen Schuldenabbau?

Betrachten wir einmal die erste Fragestellung nach
dem Länderfinanzausgleich: Wir können feststel-
len, dass diese Zahlungen genauso wenig zweckge-
bunden sind wie allgemeine Steuereinnahmen. Des-
halb lassen sich die Zahlungen aus dem Finanzaus-
gleich bei den Ausgaben auch nicht bestimmten
Haushaltstiteln zuordnen. Die FDP will das nun än-
dern und die Ausgabeermächtigung für diese Mittel
quasi auf Investitionen beschränken.

Ich glaube nicht, dass eine solche Bindung sinnvoll
ist, da sich das Parlament politischen Gestaltungs-
spielraum verbaut. Ich habe da ein anderes Parla-
mentsverständnis als die FDP. Wir sind dafür ge-
wählt zu entscheiden, wie mit Einnahmen und Aus-
gaben umgegangen werden soll. Da sollte es so we-
nig Beschränkungen wie möglich geben.

Aber selbst wenn man die Bindung an Investitio-
nen gesetzlich festschreiben wollte, würde dies in
der Sache nichts ändern. Wir investieren jetzt schon
ein Mehrfaches dessen, was uns der Finanzaus-
gleich bringt. Insofern erfüllen wir rechnerisch
schon jetzt das, was die FDP mit ihrem Antrag er-
reichen will. Der Antrag bringt uns also nicht wei-
ter.

Da ist es sinnvoller, sich damit zu befassen, wie die
Finanzbeziehungen zwischen dem Bund und den
Ländern in Zukunft gestaltet werden. Hier gibt es
sicherlich viel mehr Möglichkeiten, Gelder für In-
vestitionen freizuschaufeln, zumal man nicht weiß,
ob man immer Zahlungen aus dem Länderfinanz-
ausgleich bekommen wird. Diese können - wie in
der Vergangenheit - auch einmal geringer ausfallen
oder wegfallen. Sollen wir dann Investitionen ein-
stellen? - Doch wohl hoffentlich nicht.

Mit unserem Antrag zu den Bund-Länder-Finanz-
beziehungen gehen wir deshalb den richtigen Weg.
Wir müssen nämlich eine Diskussion über die Ver-
größerung der finanziellen Spielräume führen.
Hier muss die Diskussion möglichst schnell ange-
stoßen werden, damit sich in naher Zukunft wirk-
lich etwas ändern kann. Nur dann haben wir die
Chance, die Investitionsquote nachhaltig verbes-
sern zu können.
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Der zweite Teil der Frage, die ich zu Anfang ange-
führt habe, betrifft die andere Seite der Medaille,
nämlich die Schulden. Wenn wir die Schulden in
den Griff bekommen, dann können wir uns finanzi-
elle Spielräume erarbeiten. Zu meinen, dass dies al-
lein und womöglich blitzschnell geht, ist allerdings
weltfremd. Natürlich müssen wir darauf achten,
dass wir als Land handlungsfähig bleiben und unse-
re staatlichen Aufgaben nicht vernachlässigen.
Hierzu zählen der soziale Zusammenhalt, der Aus-
bau der Kultur, die Pflege der Infrastruktur, die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und vieles mehr.
Deshalb ist es illusorisch, dass wir die Schulden al-
lein in den Griff bekommen können. Was wir für
Länder und Kommunen brauchen, ist ein Altschul-
dentilgungsfonds unter Beteiligung des Bundes.
Mit Beteiligung des Bundes meine ich auch eine fi-
nanzielle Beteiligung.

Die Mittel aus dem Solidarpakt könnten sehr gut
für einen Altschuldentilgungsfonds genutzt werden.
Ein solcher Altschuldentilgungsfonds ist die Vor-
aussetzung dafür, dass es realistisch ist, dem Schul-
denproblem Herr werden zu können.

Sollten wir es schaffen, dass ein solcher Altschul-
dentilgungsfonds eingerichtet und regelmäßig mit
Mitteln außerhalb der Haushalte der Länder und
Kommunen gespeist wird, so haben wir die Mög-
lichkeit, realistisch zu planen, wie die Schulden ab-
gebaut werden können. Ein Tilgungsplan, der über
mehrere Jahrzehnte reichen wird, kann deshalb nur
aufgestellt werden, wenn man die Rahmenbedin-
gungen für diese Schuldentilgung kennt.

In dem Moment, in dem wir mithilfe eines Alt-
schuldentilgungsfonds in die Tilgung der Schulden
einsteigen, verbessert sich finanzielle Spielraum bei
uns und in den Kommunen nachhaltig. Genau das
muss das Ziel sein. Deshalb bin ich froh, dass wir
hier einen fraktionsübergreifenden Antrag auf den
Weg bringen. Am Ende sollte klar sein, dass ein
Altschuldentilgungsfonds nachhaltig zum Schul-
denabbau beitragen kann. Das muss unser gemein-
sames politisches Ziel sein, nämlich dass wir die
Bundesebene von einer solchen Maßnahme über-
zeugen. - Vielen Dank.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. Zu einem Dreiminutenbeitrag erteile
ich Herrn Abgeordneten Dr. Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Nach dem Beitrag, den der Kollege Harms eben ge-
leistet hat, wünsche ich mir, dass ihn viele Kolle-
ginnen und Kollegen von uns aus Hessen oder aus
Bayern verfolgt haben. Herr Kollege Harms, Sie
haben dokumentiert: Mit dem Geld, das andere er-
wirtschaften, können Sie sehr großzügig umgehen.
Ich glaube, das ist eines der Probleme, die wir in
den letzten Jahrzehnten gehabt haben. Es wurden
Gelder ausgegeben, die eben nicht sinnvoll verwen-
det wurden. Dies hat der Ministerpräsident selbst
eingeräumt. Sie stellen sich hier hin, blasen sich auf
und erzählen, dies sei alle Unsinn, die FDP wolle
nur die 158 Millionen € aus dem Länderfinanzaus-
gleich investieren, die wir in diesem Jahr bekom-
men. Eigentlich wissen Sie es besser. Daher war
das schlicht peinlich, was Sie zu diesem Thema ab-
geliefert haben.

(Beifall FDP)

Herr Kollege Winter, bei Ihrem Beitrag habe ich
mich gefragt, ob Sie das ernst meinen, was Sie am
Ende Ihrer Rede herausposaunt haben.

Wenn Sie das ernst gemeint haben, dann frage ich
Sie: Sie sitzen doch in Berlin endlich wieder in der
Regierung. Warum haben Sie Ihre einnahmeorien-
tierte Finanzpolitik denn nicht umgesetzt? Sie hät-
ten doch die Möglichkeit gehabt, das zu tun. Das
haben Sie aber nicht.

(Beifall FDP - Zuruf SPD)

- Oh, so etwas! Ich erinnere mich an Plenardebat-
ten, in denen der FDP vorgeworfen wurde, an sämt-
lichen Versäumnissen der vergangenen Bundesre-
gierung schuld zu sein, weil sie sich nicht durchge-
setzt habe. Sie haben doch offensichtlich Ihr Kern-
versprechen aus dem Wahlkampf nicht eingelöst.
Also sollten Sie sich hier nicht so aufblasen.

(Beifall FDP)

Herr Kollege Andresen, ich finde es spannend, mit
Zahlen zu jonglieren. Ich hatte mich darauf vorbe-
reitet, dass diese Rechenkünste hier von Ihnen prä-
sentiert werden. Die Realität sieht allerdings anders
aus, als Sie sie gerade geschildert haben. Die Inves-
titionsquote in Abhängigkeit von den Nettoausga-
ben lag 2009 bei 8,7 %. 2009 war Schwarz-Gelb
noch nicht an der Regierung. 2010 stieg sie auf
10,5 %. 2011 lag sie bei 10,4 % und sank im Jahr
2012 auf 8,4 %. Von 2012 auf 2013 sank sie auf
7,6 % und liegt jetzt gerade noch bei 7,3 %. Dassel-
be gilt übrigens auch für die eigenfinanzierten In-
vestitionen, die von einem absoluten Stand von
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662,1 Millionen € auf etwas über 630 Millionen €
gefallen sind und heute, im Jahr 2014, nur noch bei
mageren 458,3 Millionen € liegen.

Herr Kollege Andresen, wenn man schon Zahlen
bemüht, um zu versuchen, darzustellen, dass diese
Landesregierung mehr investiert anstatt weniger,
dann sollte man die richtigen Zahlen parat halten.
Diese Landesregierung investiert so wenig wie kei-
ne andere Landesregierung zuvor. Genau deswegen
ist es richtig, sich darüber zu unterhalten, wie man
da Abhilfe schafft.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat der Abgeordnete Tobias Koch von
der CDU-Fraktion.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die Redner aller Fraktionen haben heute
gelobt und begrüßt, dass es gelungen ist, bei der
Altschuldentilgung einen fraktionsübergreifenden
Konsens zu erreichen. Der Kollege Winter sagte so-
gar, es sei gute Tradition in diesem Hause, dass wir
grundlegende finanzpolitische Entscheidungen in-
terfraktionell gemeinsam treffen.

Wenn aber die Regierungsfraktionen über die bei-
den anderen vorliegenden Anträge heute mit ihrer
Einstimmenmehrheit abstimmen wollen, dann
könnte man daraus schlussfolgern, dass diese bei-
den Anträge nicht so gravierend und nicht so
grundlegend seien. Dem ist aber nicht so. Die Fra-
ge, wie viel wir investieren, ist durchaus eine ge-
nauso grundlegende Frage. Ob die Forderung nach
mehr Investitionen in die Straßen, wie der Minister-
präsident sie gestern erhoben hat, eine verwerfliche
Forderung ist, auch das sollten wir noch einmal
grundlegend klären.

Das Gleiche gilt auch für die Ziele Schleswig-Hol-
steins für die Bund-Länder-Kommission. Das kön-
nen Sie nicht heute mit einer Einstimmenmehrheit
beschließen. Auch die Frage, welche Ziele wir als
Land bei dieser Kommission verfolgen wollen, ist
doch eine grundlegende. Wir sollten versuchen,
auch darüber eine breitere Mehrheit herzustellen als
nur eine Einstimmenmehrheit. Deshalb plädiere ich
nachdrücklich dafür, auch diese beiden Anträge in
den Ausschuss zu überweisen.

Sollten die Regierungsfraktionen nicht bereit sein,
diesen Dialog mit der Opposition zu führen, dann
möchte ich darum bitten, dass wir über die beiden

Punkte des Antrages der Regierungsfraktionen zu-
mindest einzeln abstimmen; denn wie ich in meiner
Rede ausgeführt habe, würden wir dem ersten
Punkt zustimmen wollen. Aber das wäre der
schlechtere Weg. Die Inhalte im zweiten Punkt
sollten wir genauso gemeinsam diskutieren. Ich
denke, wir können zu einer gemeinsamen Position
kommen. Nur dann hat es Gewicht. Wir sollten
heute nicht mit einer Einstimmenmehrheit etwas
durchpeitschen, wie es Ihre Fraktion leider oft ge-
nug macht. Bei grundlegenden Fragen sollten wir in
der Tat versuchen, eine große Mehrheit herzustel-
len. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Herr Kollege. Bleiben Sie bitte noch
einen Moment bei mir. - Jetzt hat Monika Heinold,
Ministerin für Finanzen, das Wort. - Bitte schön!

Monika Heinold, Finanzministerin:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Heute
ist ein guter Tag; denn mit dem Beschluss, der
gleich gefasst wird, machen wir deutlich, dass wir
die Altschulden nicht einfach auf die zukünftigen
Generationen abwälzen. Wir sagen, wir wollen sel-
ber für den Altschuldenberg einstehen und ihn nicht
einfach an die Kinder und Enkel weiterreichen. Das
ist gut. Wenn wir aber davon ausgehen, dass es rea-
listisch betrachtet mindestens 50 bis 60 Jahre dau-
ern wird, bis wir die Altschulden getilgt haben,
dann können wir den heute Geborenen sagen: „Mit
Glück könnt ihr an eurem 60. Geburtstag mit einem
Glas Sekt darauf anstoßen, dass ihr zumindest keine
Landes-Staatsschulden mehr habt.“ Das ist also ein
mühsamer, aber auch ein notwendiger Prozess. Viel
Vergangenheit muss aufgearbeitet werden.

Uns drücken aber nicht nur die Altschulden, son-
dern auch der Infrastrukturinvestitionsstau. Auch
das ist benannt worden. Ich erinnere mich daran,
dass ich in meiner Oppositionszeit einen Berichts-
antrag an die Landesregierung gestellt und den
kommunalen Sanierungsstau abgefragt habe. Die
Landesregierung hat das beantwortet, nicht kleintei-
lig für jede Gemeinde, aber sie hat die Städte und
Gemeinden ab 10.000 Einwohnern und Einwohne-
rinnen aufgeführt. Für den Zeitraum 2010 bis 2015,
also über fünf Jahre, ist bilanziert worden. Das Er-
gebnis war, dass unseren Kommunen circa 3,6 Mil-
liarden € fehlen, um ihre Infrastruktur zu sanieren.

Dazu kommen unsere Landesstraßen, unsere Ge-
bäude, Universitätsklinika und Hochschulen. Wir
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haben also unheimlich viel an Infrastruktur. Ich fin-
de es richtig, dass der Landesrechnungshof diesen
Punkt in seinem Bericht aufgegriffen hat. Ich habe
mich mit dem Ministerpräsidenten darauf verstän-
digt, dass die Landesregierung jetzt damit beginnen
wird, diesen Infrastrukturinvestitionsstau zu erhe-
ben und zu bilanzieren, damit wir dann schauen
können, wie wir damit umgehen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir waren bei Altschulden und Infrastruktur. Der
dritte große Punkt ist die Bildung. In Sonntagsre-
den heißt es immer: „Bildungsinvestitionen sind In-
vestitionen in unsere Zukunft.“

Wenn wir über Investitionsquoten reden, dann
umfasst das in der Regel keine Bildung. Es umfasst
den Bau, aber keine Lehrer und Lehrerinnen. Des-
halb ist es für mich ganz wichtig, dass wir, wenn
wir uns über Investitionsquoten unterhalten, defi-
nieren, woran wir es festmachen.

Ich nenne das schöne Beispiel der Hochschulen.
Wir haben früher Baumittel zur Bauunterhaltung
bekommen. Das schlug sich in der Investitionsquo-
te nieder. Heute bekommen Sie einen Zuschuss,
weil Sie diesen Bereich nach Zielvereinbarungen
und in Autonomie - was ich richtig finde - selber
regeln. Plötzlich gehört das aber nicht mehr zur In-
vestitionsquote. Mit dieser Systematik werden wir
nicht die richtige Antwort finden. Deshalb finde ich
es gut, im Ausschuss darüber zu diskutieren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Ein bisschen schwierig finde ich es - damit bin ich
beim Antrag der FDP -, wenn der Anschein erweckt
wird - ich formuliere es sehr vorsichtig -, dass circa
190 Millionen € aus dem Länderfinanzausgleich,
die wir bekommen, frei wären. Sie sind nicht frei.
Dieses Geld wird jetzt für anderes bezahlt. Insofern
ist Ihr Antrag ein halber Haushaltsantrag, weil er
sagt, wofür das Geld ausgegeben werden soll, näm-
lich für Infrastruktur, er sagt aber nicht, woher die-
ses Geld genommen werden soll. Dieser zweite Teil
kann aber im Ausschuss nachgearbeitet werden
oder sich in Haushaltsanträgen wiederfinden. Das
wird er mit Sicherheit auch.

Dann komme ich zu der Frage, wieso wir zulasten
der Infrastruktur des Landes konsolidieren. Das war
ein Vorwurf, der uns gemacht wurde. Dazu sage ich
Ihnen, das war mit der Schuldenbremse letztend-
lich so angelegt. Im Bericht an den Stabilitätsrat aus
dem April 2012 - das war also noch nicht diese Re-

gierung, sondern die Vorgängerregierung - wird
dem Stabilitätsrat gemeldet - wir haben das über-
nommen, weil wir zurzeit auch keine andere Ant-
wort haben -, dass die Mittel für Hochbau in unse-
rem Land von 190 Millionen € im Jahre 2010 auf
147 Millionen € im Jahre 2014 abgesenkt werden.
Das ist natürlich eine Reduzierung von Investitio-
nen. Natürlich ist es das.

(Wortmeldung Tobias Koch [CDU])

- Herr Koch, ich sehe Sie und freue mich auf den
Dialog, möchte aber den Gedanken noch zu Ende
bringen. - Wenn Sie in einem Haushalt steigende
Pensionskosten und steigende Personalkosten ha-
ben - Sie sind ja, wenn es um Tarifsteigerungen
geht, ganz vorn mit dabei -, gleichzeitig in die Kon-
solidierung hinein müssen und den Personalbestand
erst innerhalb von zehn Jahren reduzieren können,
mit all den Schwierigkeiten, die Sie haben, dann
führt das automatisch dazu, dass auch Investitionen
gesenkt werden, zumal wir einen riesengroßen Auf-
wuchs an bundesgesetzlichen Leistungen haben. Es
gleicht ein wenig der Quadratur des Kreises, zu sa-
gen: „Ich konsolidiere, ohne dass es die Infrastruk-
tur trifft.“

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Jetzt macht die Ministerin eine Pause. Die verstehe
ich und werte es als das Zulassen einer Bemerkung
des Kollegen Koch.

Monika Heinold, Finanzministerin:

So ist es.

Tobias Koch [CDU]: Frau Ministerin, ich
wollte Ihre Erwartungshaltung erfüllen, jede
Ihre Reden mit einer Zwischenfrage zu be-
gleiten.

Sie haben gerade argumentiert, die Vorgän-
gerregierung habe 2011/2012 dem Stabili-
tätsrat gemeldet, sie werde Investitionen re-
duzieren, um die Schuldenbremse einzuhal-
ten.

Sie verwiesen dann auf die zwischenzeitlich
gestiegenen Kosten, mit denen Sie zurecht-
kommen müssen. Ist es aber nicht vielmehr
so, dass Sie auch gravierend gestiegene Ein-
nahmen haben und Entlastungen auf der
Zinsseite und dass Sie diese Potenziale selber
nicht nutzen, um das zu korrigieren, nämlich
mehr zu investieren?
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- Da sind Sie bei einem sehr schönen Punkt, auf den
ich selbstverständlich eingehen wollte. Es handelt
sich um zwei Fragen: Das eine ist die Frage, was
mache ich mit dem konjunkturellen Plus, das an-
dere die Frage, was mache ich mit dem strukturel-
len Plus, also mit den Mitteln, die ich zur Verfü-
gung habe.

Bei der Konjunktur haben wir einen Unterschied
zur FDP, die - das hat mich ein bisschen erstaunt -
eine Pressemitteilung gemacht hat: konjunkturelle
Mehreinnahmen ausgeben. Hierzu müsste man Ver-
fassung und Gesetz noch ändern, aber es mag ja
sein, dass diese Landtagsanträge noch kommen.

Die CDU steht auf der anderen Seite. Sie sagt näm-
lich, die Umwandlung von konjunkturell in struktu-
rell, indem man den Trend ein bisschen nachsteuert,
soll nicht sein, selbst dann, wenn es dem Land ein
bisschen besser geht.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Wenn man das aber nicht macht, dann bleibt ganz
viel von dem Plus in dem konjunkturellen Teil, den
wir zurzeit nicht ausgeben dürfen.

Deswegen steht diese Landesregierung sozusagen
ein bisschen „dazwischen“ und sagt: Konjunkturell
wollen wir die Neuverschuldung absenken, struktu-
rell wollen wir auch ausgeben. So, wie wir das im
letzten Jahr gemacht haben, ist es im Koalitionsver-
trag angelegt, dass wir nämlich von den in der Ver-
fassung angelegten strukturellen Ausgabemöglich-
keiten, die wir haben, einen Teil in die Infrastruk-
tur, einen Teil in einmalige Ausgaben und den an-
deren Teil in die Senkung der Nettoneuverschul-
dung stecken.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Sehr geehrter Herr Kollege Koch, lassen Sie mich
noch einen Satz hinterherschieben, damit wir wis-
sen, worüber wir reden: In den Jahren 2012 bis
2014 hat diese Koalition Sondervermögen in Höhe
von 170 Millionen € angelegt - genau nach dem
Prinzip: Was übrig ist, kommt einmalig in die Aus-
gabe. Ich nehme einmal - weil ich mich über Ihre
Frage freue - das Jahr 2011. Da gab es - Sie trugen
Verantwortung - einen Haushaltsabschluss, in dem
Sie Kredite in Höhe von 1 Milliarde € hätten auf-
nehmen können. Sie haben aber nur 550 Millio-
nen € aufgenommen.

Was sagt uns das? Sie haben damals nicht die Ent-
scheidung getroffen, aus Geld, das Sie am Ende des
Jahres übrighaben, Sondervermögen aufzubauen.
Das unterscheidet Ihre Politik von unserer Politik.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Ministerin, gestatten Sie eine weitere Zwi-
schenfrage?

Monika Heinold, Finanzministerin:

Vielleicht vertiefe ich - weil es Irritationen gibt -
das noch einmal. Der Haushaltsabschluss 2011 sah
so aus, dass 553 Millionen € Schulden gemacht
wurden, es hätten aber nach der Verfassung auch
über 1 Milliarde € Schulden gemacht werden kön-
nen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sollen mit Schul-
den Sondervermögen gemacht werden?)

- Ich versuche ja, mich mit der Logik des Herrn
Koch zu beschäftigen. Das ist ja das, was Herr
Koch uns in den letzten beiden Jahren vorgeworfen
hat, nämlich dass wir nicht noch mehr Sonderver-
mögen durch Verschulden aufgebaut haben. Diese
Debatte haben wir auch schon einmal geführt.

Ich sage dazu, dass diese Regierung das so macht,
dass sie aus der strukturellen Möglichkeit einen
Teil in die Senkung der Nettoneuverschuldung und
einen Teil auch durch Schulden in den Aufbau von
Sondervermögen steckt. Das ist erklärtes Ziel, denn
sonst hätten wir die 170 Millionen € nicht. Zusätz-
lich streben wir an, konjunkturelle Steuereinnah-
men Stück für Stück - soweit verantwortbar - mit
der leichten Nachsteuerung des Trends in struktu-
relle Ausgaben zu überführen, damit wir das für In-
frastruktur von Anfang an verfassungskonform und
ohne Sondervermögen in unseren Haushalt einstel-
len können.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Frau Ministerin, der Abgeordnet Koch möchte eine
weitere Zwischenbemerkung machen.

Monika Heinold, Finanzministerin:

Bitte schön.

Tobias Koch [CDU]: Frau Ministerin, es ist
ganz lieb, dass Sie sich mit meiner Logik
auseinandersetzen, schließlich hatte ich auch
die Frage gestellt. Umgekehrt versuche ich,
mich mit Ihrer Logik auseinanderzusetzen,
und da gab es in Ihrer Argumentation doch
gerade einen deutlichen Bruch. Sie haben
ausgeführt, diese Regierung stehe in der Mit-
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te und ändere - politisch gewollt - den Trend-
steuerpfad dahin gehend, dass Sie konjunktu-
relle Einnahmen in strukturelle Einnahmen
umbuchen. Sie wollen das tun, und gleichzei-
tig senken Sie die Investitionsquote in den
nächsten Jahren weiter ab. Also das führt
trotz Ihrer Manipulation nicht zu mehr Inves-
titionen bei Ihnen.

- Sehen Sie, Herr Koch, das ist der Unterschied
zwischen uns. Sie nutzen das Wort Manipulation
für etwas, das rechtlich einwandfrei ist. Wir bleiben
einmal bei dem Wort Manipulation. Zwei Gutachter
haben uns die rechtliche Zulässigkeit aufgezeigt.
Wir werden jetzt zusätzlich das Ausführungsgesetz
zur Schuldenbremse verändern. Wir machen das
Ganze ab dem nächsten Jahr. Wenn Sie sich hier
hinstellen und eine ökonomische Nachsteuerung als
Manipulation bezeichnen, dann beende ich an der
Stelle einmal den Dialog mit Ihnen.

(Beifall und Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Meine Damen und Herren, die Marschrichtung der
Landesregierung ist klar.

Ein Letztes noch zu dem Antrag Länder- und
Bundesfinanzen. Der Antrag ist nicht nur richtig,
sondern aus meiner Sicht zwingend notwendig. Ich
erlebe in Berlin zurzeit eine Debatte, in der die
Bundesregierung - Schäuble an der Spitze - Stück
für Stück infrage stellt, was Ländern und Kommu-
nen an Finanzen zugesagt wurde. Ich setze mich in
all den Gremien sehr dafür ein und habe die Koali-
tion an meiner Seite, dass wir durch den Bund
strukturelle Entlastungen bekommen, um die Mittel
insbesondere für Bildung einsetzen zu können. Hier
gibt es sehr viel Nachbesserungsbedarf. Das ist der
Unterschied zwischen denjenigen, die sagen: „Wir
kommen auch ohne die Hilfe des Bundes zurecht“,
und denjenigen, die sagen: „Wir brauchen die Hilfe
des Bundes“. Diejenigen, die sagen: „Wir brauchen
die Hilfe des Bundes“, wollen im Bereich Bildung,
Kita, Schule, Hochschule qualitativ und quantitativ
deutliche Verbesserungen. Dafür werden wir weiter
streiten. Deshalb ist der Antrag gut. Er gibt uns
Rückenwind. - Vielen Dank für die Fragen und Ihre
Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank, Frau Ministerin. - Ich sehe keine wei-
teren Wortmeldungen und schließe deshalb die Be-
ratung.

Es ist beantragt worden, die Anträge Drucksachen
18/1824 und 18/1869 dem Finanzausschuss zu
überweisen. Wer dem zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Das sind die Abgeordneten
der FDP-, der CDU- und der Piratenfraktion. Wer
lehnt diese Überweisung ab? - Das sind die Kolle-
gen von SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD. - Es enthält sich niemand. Damit ist die Aus-
schussüberweisung abgelehnt.

Nun kommen wir zur Abstimmung in der Sache.
Ich lasse zunächst über den Antrag der Fraktion der
FDP, Drucksache 18/1824, abstimmen. Wer diesem
Antrag seine Zustimmung erteile will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Das sind die Abgeordneten
der FDP. Wer ist gegen diesen Antrag? - Das sind
die Abgeordneten von CDU, PIRATEN, SSW,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW. - Enthal-
tungen sehe ich nicht. Damit ist dieser Antrag ge-
gen die Stimmen der FDP mit den Stimmen aller
anderen Fraktionen im Haus abgelehnt.

Nun kommen wir zur Abstimmung über den Antrag
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten des SSW, Drucksache
18/1869. Der Kollege Koch hat gerade beantragt,
nummernweise abzustimmen. Deshalb frage ich Sie
zunächst, wer der ersten Nummer dieses Antrags
Drucksache 18/1869 seine Zustimmung erteilen
möchte. - Das sind die Abgeordneten von FDP,
CDU, PIRATEN, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SPD. - Gegenstimmen und Enthaltungen gibt
es keine. Damit ist die Nummer eins von allen
Fraktionen unterstützt.

Wer der Nummer zwei dieses Antrags seiner Zu-
stimmung erteilen will, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. - Das sind die Abgeordneten der Pi-
ratenfraktion, von SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SPD. Wer Nummer zwei ablehnt, bitte
ich jetzt um das Handzeichen. - Das sind die Kolle-
ginnen und Kollegen von FDP und CDU. - Enthal-
tungen sehe ich nicht. Damit ist die Nummer zwei
gegen die Stimmen der CDU- und der FDP-Frakti-
on angenommen worden.

(Zuruf)

- Das habe ich auch gedacht. Der Wissenschaftliche
Dienst sagt: Man kann es machen, muss es aber
nicht. Wir machen es einfach einmal.
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Wer der Drucksache 18/1869 im Gesamten seine
Zustimmung erteilen will, den bitte ich jetzt um das
Handzeichen. Das sind die Abgeordneten der Pira-
tenfraktion, von SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SPD. - Wer lehnt diesen Antrag in Gänze
ab? - Das sind die Kolleginnen und Kollegen von
CDU und FDP. - Enthaltungen sehe ich nicht. Da-
mit ist der Antrag mehrheitlich gegen die Stimmen
von CDU und FDP angenommen worden.

Nun kommen wir zur Abstimmung zu über den An-
trag Änderung zum Tilgungsplan für die Altschul-
den.

Ich stelle zunächst fest, dass der Änderungsantrag
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten des SSW, Drucksache
18/1614, im Rahmen der Ausschussberatungen zu-
rückgezogen wurde.

Ich lasse jetzt über Antrag Drucksache 18/1549 in
der vom Ausschuss empfohlenen Fassung abstim-
men. Der Ausschuss empfiehlt, dem CDU-Antrag
Drucksache 18/1549 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung zuzustimmen. Wer dieser Aus-
schussempfehlung zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Das sind sämtliche Fraktionen. -
Gegenstimmen sehe ich nicht, Enthaltungen auch
nicht. Damit ist dieser Antrag in der vom Aus-
schuss empfohlenen Fassung, Drucksache 18/1807,
einstimmig angenommen worden.

Jetzt rufe ich den Tagesordnungspunkt 21 auf:

Keine weiteren Hilfen für die HSH Nordbank
durch das Land

Antrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/1851

HSH Nordbank - Schutz des Landesvermögens
hat oberste Priorität

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW
Drucksache 18/1900

Das Wort zur Begründung wird offenbar nicht ge-
wünscht. Dann eröffne ich die Aussprache und er-
teile das Wort dem Kollegen Wolfgang Kubicki
von der FDP-Fraktion.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Gestatten Sie mir, meine Rede mit einem Rückblick

zu beginnen. Der Schleswig-Holsteinische Landtag
hat am 3. April 2009 mit den Stimmen der damals
regierenden Großen Koalition und gegen die Stim-
men von FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW das Rettungspaket für die HSH Nordbank
beschlossen.

Die Opposition hatte damals sehr gute Gründe,
warum sie das damals vorgelegte Rettungspaket ab-
lehnte

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

- ich komme gleich dazu, Herr Kollege Koch - und
stattdessen alternative Lösungsvorschläge wie bei-
spielsweise die Beteiligung des Bundes über den
SoFFin anstrebte. Bedauerlicherweise haben die da-
malige Regierung und die regierungstragenden
Fraktionen diese Anträge unbegründet zur Seite ge-
legt. Hamburg und Schleswig-Holstein haben ei-
genständig gehandelt, übrigens schon damals mit
dem wunderbaren Argument der Sicherung des
Landesvermögens.

Dabei wäre eine Bundesbeteiligung möglich gewe-
sen. Es ist zwar richtig, dass im Finanzmarktstabili-
sierungsgesetz 2008 vorgesehen war, dass die Län-
der eigenständig für die Sanierung ihrer Landesban-
ken aufkommen mussten. Allerdings bestätigte Peer
Steinbrück als Zeuge vor dem Parlamentarischen
Untersuchungsausschuss des Landtages, dass die
Staats- und Regierungschefs der 20 größten Volks-
wirtschaften auf dem G-20-Gipfel im November
2008 beschlossen hatten, keine weitere systemrele-
vante Bank in die Insolvenz gehen zu lassen. Er be-
stätigte auch, dass die HSH Nordbank als ein „sys-
temrelevantes“ Institut eingestuft worden ist. Die
Bundesregierung hätte nicht gegen den G-20-Be-
schluss verstoßen können, sie hätte die Insolvenz
eines systemrelevanten Institutes um jeden Preis
verhindert. Damit wäre das finanzielle Engagement
des Landes, das uns so sehr zu schaffen macht, zu
vermeiden gewesen.

(Beifall FDP und SSW)

Hätten die Landesregierung und die regierungstra-
genden Fraktionen ernsthafte Verweigerungsgründe
für eine Aufstockung der Gelder bei der Bundesre-
gierung vorgetragen, wäre die alleinige Belastung
des schleswig-holsteinischen Landeshaushalts und
der Hamburger Steuerzahler zu vermeiden gewe-
sen.

Stattdessen wurde ein kreditfinanziertes Ret-
tungspaket in Höhe von 3 Milliarden € beschlos-
sen. Von den investierten 3 Milliarden € sind - das
zeigt die Bilanz des hsh finanzfonds - nur noch et-
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wa 1,3 Milliarden € übrig. Ehrlicherweise müssen
wir eingestehen, dass die Summe ohne die Auflage
der EU-Kommission, die eine Einmalzahlung der
Bank an die Länder in Höhe von 500 Millionen €
erwirkte, noch ein deutliches Stück niedriger läge.

Von den Verheißungen, die Bank sei auf einem gu-
ten Weg - das hören wir seit 2010 jedes Jahr -, von
dem Versprechen, dass der Steuerzahler mit keinem
Cent belastet werden würde und wir die Aktien mit
Kursgewinn verkaufen werden, ist nichts übrig ge-
blieben. Wir müssen den Tatsachen ins Auge se-
hen: Die Rettungsmaßnahmen werden für das Land
unterm Strich negativ sein.

Der Geschäftsbericht des hsh finanzfonds zum
31. Dezember 2013 zeichnet ein eindeutiges Bild.
Die Verbindlichkeiten übersteigen den Wert der
Aktien. Mit anderen Worten: Wir haben schon gar
kein Vermögen mehr. Die Rückstellungen aus den
drohenden Verlusten der Zweitverlustgarantie wer-
den wohl nicht mehr mit den restlichen Garantie-
einnahmen aufgerechnet werden können. Insgesamt
liegt der nicht durch Eigenkapital gedeckte Fehlbe-
trag des Finanzfonds bei über 1,3 Milliarden €.

Aber lassen Sie uns, auch wenn es noch so schwer-
fällt, hier erst einmal einen Schlussstrich ziehen.
Über vergossene Milch, auch wenn sie einen Milli-
ardenwert hat, soll man sich sprichwörtlich nicht
ärgern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Fehler kann man
nicht rückgängig machen. Man kann und sollte aber
aus Fehlern lernen.

(Beifall FDP)

Wir drohen erneut in eine Situation zu geraten, in
der wir von den Geschehnissen überrollt werden
könnten. Bankenvertreter versuchen, das Land
und die Steuerzahler für ihre Interessen zu instru-
mentalisieren. Anders sind die Aussagen des Vor-
standsvorsitzenden Constantin von Oesterreich im
„Spiegel“-Interview vom Februar dieses Jahres
nicht zu verstehen. Deutlich sagte er:

„Im Übrigen bin ich fest davon überzeugt,
dass uns die Länder helfen würden. Als Ei-
gentümer müssen sie ihr Vermögen schützen,
alles andere wäre unvernünftig.“

So unverschämt, liebe Kolleginnen und Kollegen,
hat noch niemand das Haushaltsrecht, das Königs-
recht des Parlaments, für sich in Anspruch genom-
men.

(Beifall FDP)

Die demokratische Legitimation und Akzeptanz un-
seres Gemeinwesens wird Schaden nehmen, wenn
wir es zulassen, dass Vorstandsvorsitzende von
Banken sich eigenständig - schon einmal im Vor-
griff - Bankenhilfen aus der Steuerschatulle gewäh-
ren. Ich hoffe, da wenigstens sollten wir uns einig
sein.

(Beifall FDP)

Das Land kann sich, Herr Kollege Koch, keine wei-
teren Abenteuer leisten, insbesondere nicht unter
dem Signum, wir müssten Landesvermögen schüt-
zen, alle Maßnahmen, die die HSH Nordbank ins
Werk gesetzt hat, sozusagen im Nachhinein sank-
tionieren.

Sollte die HSH Nordbank im Zuge des Ban-
kenstresstests oder des Beihilfeverfahrens neues
Geld benötigen, dann müssen Private oder andere
öffentliche Institutionen einspringen. Das Land hat
weder die politische noch die finanzielle Möglich-
keit, sich an einem weiteren Rettungspaket zu be-
teiligen. Das rechtzeitig deutlich zu sagen, ist Auf-
gabe dieses Parlaments. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für die Fraktion der CDU erteile ich dem
Abgeordneten Tobias Koch.

Tobias Koch [CDU]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Bei der Pressevorberichterstattung zur heu-
tigen Landtagssitzung konnte man den Eindruck
gewinnen, heute stünden gravierende Entscheidun-
gen zur HSH Nordbank an. Man merkt, das Stich-
wort „HSH Nordbank“ ist immer wieder für
Schlagzeilen gut. Das war ja vermutlich auch Sinn
und Zweck des FDP-Antrags.

(Beifall PIRATEN - Zuruf Wolfgang Ku-
bicki [FDP])

Inhaltlich betrachtet muss man sich fragen: Was hat
die FDP bloß geritten, als sie diesen Antrag einge-
bracht hat? Der erste Teil ist totaler Humbug, und
der zweite Teil ist so überflüssig wie ein Kropf,
Herr Kollege Kubicki.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und PIRATEN)

Zum Zeitpunkt der Rettung der HSH Nordbank
Anfang 2009 standen die Länder Hamburg und
Schleswig-Holstein mit Bürgschaften aus rot-grü-
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ner Regierungszeit im Umfang von sage und schrei-
be 65 Milliarden € für die Banken gerade - Bürg-
schaften von 65 Milliarden €! Ohne Rettung der
Bank hätte sich ganz schnell der alte Spruch be-
wahrheitet: Wer bürgt, wird gewürgt.

Was wäre ohne das Rettungspaket damals pas-
siert? Es wäre innerhalb kürzester Zeit zu einem
unkontrollierten Zusammenbruch der Bank gekom-
men. Es war der Präsident der BaFin, der uns da-
mals eindringlich darauf hinwies, dass auch ein Be-
schluss über eine kontrollierte Abwicklung der
Bank nur wenige Mausklicks von einer kontrollier-
ten Abwicklung entfernt war. Instrumente wie eine
Bad Bank oder eine Abwicklungsanstalt gab es zum
damaligen Zeitpunkt, zu Beginn der Finanz- und
Wirtschaftskrise, noch nicht.

Der Bund - das hat Peer Steinbrück im Untersu-
chungsausschuss in der Tat ganz eindeutig klarge-
stellt - wäre für die Altlasten der Bank unter keinen
Umständen aufgekommen. Ihr Lösungsvorschlag
hätte somit nur bedeutet, dass das Land weiterhin
die Risiken getragen hätte und der Bund das Kapi-
tal zur Verfügung gestellt hätte, wir aber keinen
einzigen Euro an Garantieprovision kassiert hätten.
Das wäre zum finanziellen Nachteil für das Land
Schleswig-Holstein gewesen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Und jetzt? - Chri-
stopher Vogt [FDP]: Und jetzt haben wir den
Vorteil?)

Bei einer Abwicklung hätte die HSH Nordbank in-
nerhalb kürzester Zeit ihre Vermögenswerte reali-
sieren müssen. Sie hätte Immobilien und Wertpa-
piere verkaufen und Kredite kündigen müssen. Ich
glaube, jeder kann sich vorstellen, zu welchen Prei-
sen das im Falle eines Notverkaufs zum damaligen
Höhepunkt der Krise gelungen wäre.

Gar nicht ausmalen will ich an dieser Stelle, welche
dramatischen Folgen eine Abwicklung der Bank für
die Wirtschaft, für Mittelstand und Reedereien in
Norddeutschland gehabt hätte,

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

wenn mitten in der Finanz- und Wirtschaftskrise
2009/2010 die HSH Nordbank als Kreditgeber aus-
gefallen wäre. Die Bank wäre im Falle ihrer Ab-
wicklung nicht in der Lage gewesen, Kreditprolon-
gationen und Tilgungsaussetzungen zu vereinbaren.
Massenhafte Insolvenzen der Kreditnehmer wären
die Folgen gewesen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das glauben Sie
doch nicht im Ernst!)

Bleiben wir aber bei den Belastungen für den
Landeshaushalt. Wenn die Veräußerungserlöse
aus den Vermögenswerten nicht ausgereicht hätten,
um die Verbindlichkeiten der Bank von damals
über 200 Milliarden € zu decken, dann hätten die
Länder Hamburg und Schleswig-Holstein mit den
Bürgschaften von bis zu 65 Milliarden € einsprin-
gen müssen.

Bis Juni nächsten Jahres wird sich diese Bürg-
schaftssumme auf lediglich noch 3 Milliarden € re-
duziert haben. Zusammen mit den 7 Milliarden €
respektive 10 Milliarden € Garantiesumme - je
nachdem, ob die EU-Kommission die Aufstockung
genehmigt oder nicht - und zusammen mit den ver-
bliebenen Krediten für die Kapitalaufstockung von
nur noch 2 Milliarden € liegt das Risikopotenzial
für den Landeshaushalt dann nur noch bei 12 bis
15 Milliarden €, das heißt 50 Milliarden € weniger
Risikopotenzial für den Landeshaushalt. Das ist das
Ergebnis der damaligen Rettungsmaßnahmen.

(Beifall Hans-Jörn Arp [CDU])

Genau darauf zielte diese Rettung ab. Es ging nicht
darum, die Bank künstlich am Leben zu halten, und
schon gar nicht darum, auch zukünftig politisch in
einer Landesbank gestalten zu können. Es ging
schon damals einzig und allein darum, die geringst-
mögliche Belastung für den Landeshaushalt zu er-
reichen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das Geschäft bei
der Bank machen wir doch nach Ihrer Erklä-
rung!)

- Herr Kollege Kubicki, diese Aussage gilt selbst
dann, wenn sich am Ende herausstellen sollte, dass
die Rechnung der Landesregierung nicht aufgeht
und die Rettung doch mit Belastungen für den Steu-
erzahler verbunden ist. Auch ich habe meine Zwei-
fel daran, dass die Rechnung aufgeht. Die Landes-
regierung sagt zwar immer noch, bis 2025 koste uns
das keinen einzigen Euro, aber ich habe da Zweifel.
Aber selbst wenn es den Steuerzahler am Ende be-
lasten wird, wird diese Belastung allemal geringer
ausfallen, als es bei einer Pleite der Bank im Jahr
2009 der Fall gewesen wäre.

Was die Ablehnung einer erneuten Eigenkapital-
zufuhr durch das Land im zweiten Satz des FDP-
Antrags anbelangt, so steht diese überhaupt nicht
zur Debatte. Ich kenne weder aus der Landesregie-
rung noch aus diesem Parlament irgendjemanden,
der einen solchen Gedanken verfolgen würde, ge-
schweige denn eine entsprechende Forderung erho-
ben hätte. Eine erneute Eigenkapitalzuführung dürf-
te zudem rechtlich ausgeschlossen sein, da die EU-
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Kommission wohl kaum ein dritte Beihilfe geneh-
migen würde. Schon die bloße Wiederaufstockung
der Garantie von 7 Milliarden € auf 10 Milliarden €
behandelt die EU-Kommission ja wie einen erneu-
ten Beihilfefall. Auch der Ausgang dieses Verfah-
rens ist noch höchst ungewiss.

Meine Damen und Herren, weshalb also stellt die
FDP einen solchen Antrag? Bewährtes Mittel, et-
was abzulehnen, was niemand gefordert hat. Ich
kann daran nichts anderes erkennen als oppositio-
nelle Selbstdarstellung.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
PIRATEN und SSW - Lachen FDP - Zurufe)

- Es irritiert mich, dass meine eigene Fraktion nicht
klatscht, während alle anderen klatschen, aber gut.

(Zurufe)

Hier wird einmal mehr versucht, sich auf dem
Rücken der Bank zu profilieren. Wer das auf diese
Weise tut, der profiliert sich damit auch auf dem
Rücken des Landeshaushalts und damit zulasten der
Bürgerinnen und Bürger des Landes Schleswig-
Holstein. So weit sollte Opposition nicht gehen. -
Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, PIRATEN und SSW - Wolfgang
Kubicki [FDP]: Sensationell! - Weitere Zuru-
fe)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Das Wort für die Fraktion der SPD
hat der Herr Kollege Thomas Rother.

Thomas Rother [SPD]:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Lieber Herr Koch, das war ja fast ein Stück Große
Koalition reloaded.

(Vereinzelter Beifall FDP)

Denn wir haben 2009 im Landtag die Rettungs-
maßnahmen für die HSH Nordbank beschlossen,
und wir gingen natürlich auch vom Erfolg dieser
Maßnahmen aus. Die HSH Nordbank braucht heute
wie damals die Rückendeckung ihrer Eigentümer.
Diese Rückendeckung muss sie sich natürlich auch
verdienen, die gibt es nicht umsonst, die gab es
auch damals nicht umsonst.

Herr Wiegard ist auch im Saal - es hat ja Verhand-
lungen mit dem Bund gegeben. Ich glaube, mittler-
weile hat sogar Lars Harms, der damals ein eifriger
Verfechter der Hilfe durch den SoFFin war, ge-

merkt, dass uns die Avalgebühren, wie es Herr
Koch gerade beschrieben hat, auch etwas gekostet
hätten, aber nicht hier gelandet wären und die Re-
gelung, die wir getroffen haben, durchaus sinnvoll
ist. Ich hoffe, dass das auch bei den Kolleginnen
und Kollegen der Grünen so ist, die ja mittlerweile
Mitglied der Regierung sind, sich aber damals da-
gegen ausgesprochen haben, Frau Heinold.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr deutlich hat
sich gezeigt, dass es vorschnell von der früheren
Geschäftsführung war, 3 Milliarden € von 10 Milli-
arden € der Ländergarantien zu kündigen und die
Garantiesumme damit auf 7 Milliarden € zu redu-
zieren. Die Bank wollte Gebühren sparen, das ist
verständlich.

Aufgrund der Regelungen zur Kernkapitalquote
war eine Erhöhung auf den alten Betrag erforder-
lich und wird sicherlich verbindlich und nicht nur
vorläufig von der EU genehmigt werden. Unser
Ziel einer Kernkapitalquote von über 9 % hat die
Bank mit 11,7 % - nach den Basel-3,5-Berechnun-
gen - deutlich übertroffen, und wir sollten alles da-
für tun, die Nachhaltigkeit dieser Zahl sicherzustel-
len.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD], Rasmus An-
dresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und
Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Es ist nicht neu: Die Situation der HSH Nordbank
hängt stark von der Entwicklung auf dem Schiff-
fahrtsmarkt ab, und da sieht es überhaupt nicht gut
aus, immer noch nicht. Hinzu kommen die Belas-
tungen aus den sogenannten wilden Zeiten der
Bank - hier sei nur das Erfordernis von Steuerrück-
stellungen genannt -, was natürlich die Bilanz bela-
stet. Ebenso sind Risikovorsorge und Avalgebühren
zu leisten - alles Folgen der früheren unverantwort-
lichen Geschäftspolitik, aber auch der allgemeinen
Neuregelungen nach der Bankenkrise, die wir ge-
wollt haben.

Aktuell haftet das Land Schleswig-Holstein im
Rahmen der Gewährträgerhaftung noch in Höhe
von rund 20 Milliarden € für Produkte der HSH
Nordbank. Diese Altlast sinkt von Jahr zu Jahr,
weil die Laufzeiten enden.

Die Restrukturierung der Bank läuft. Das Neuge-
schäft hat im vergangenen Jahr um 12 % zugelegt.
Die Bank hat sich als Bank für Unternehmer und im
Immobilienfinanzierungsbereich profiliert und
Kunden dazugewonnen. Sie ist angesichts der
Kernkapitalquote gut gerüstet für den EZB-Stress-
test.
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(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das werden wir
ja sehen!)

Sie baut zudem Verwaltungs- und Personalkosten
ab, im vergangenen Jahr um rund 90 Millionen €.
Risikopositionen werden weiter reduziert.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Sie müssen nicht
den Bericht der Bank vorlesen!)

- Wem soll man denn glauben, wenn nicht den Be-
richten der Bank, die ja geprüft sind, Herr Kubicki?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die sind seit fünf
Jahren falsch!)

- Herr Kubicki, das werden wir im Beteiligungsaus-
schuss immer wieder erörtern; auch das fragen wir
nach.

Es ist tatsächlich so, dass aufgrund des guten Neu-
geschäfts und auch aufgrund der Verlustminimie-
rung - das ist ein Punkt, den Sie an die Presse ge-
bracht haben - im Bereich der Abbaubank Boni an
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu zahlen wa-
ren. Und es ist auch so, dass durch die Ausrichtung
der Bank auf Firmenkunden und Investments eine
andere Personalstruktur als in guten alten Landes-
bankzeiten entstanden ist. Auch das bleibt nicht oh-
ne Folgen für die Bezahlung. Das ist aber alles zu
erklären und nicht zu skandalisieren.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn uns die Fi-
nanzkrise etwas über Politik beigebracht hat, ist es
ein sorgsamerer Umgang mit dem Wort „alternativ-
los“. Wir mussten bitter erfahren, dass wir besser
nicht ohne Not irgendetwas ausschließen sollten.
Was vorher falsch war, wurde in bestimmten Kri-
sensituationen richtig und manchmal auch wieder
falsch. Daher sollten wir den FDP-Antrag ablehnen.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Uns geht es bei allen Maßnahmen zur Rettung der
Bank - mit dem Ziel der Veräußerung der Bank und
nicht ihrer Abwicklung - immer um den Schutz des
Landesvermögens. Wenn das Landesvermögen
wieder mehr wert ist, ist dieses Ziel auch verfol-
genswert, um die Mittel, die einmal eingesetzt wor-
den sind, wieder zu realisieren. Es ist immer noch
davon auszugehen, dass die Finanzfondsanstalt der
beiden Länder mögliche Bürgschaftsleistungen aus
den Einzahlungen bewältigen kann. Uns geht es
auch um die Arbeitsplätze bei der Bank, und wir
wünschen uns natürlich auch einen kompetenten
Ansprechpartner für die maritime Wirtschaft, für
die maritime Branche in unserer Region. Da hat die

HSH Nordbank etwas zu bieten, was andere so tat-
sächlich nicht leisten können.

Die Bank geht von einem Gewinn vor Steuern in
Höhe von 200 Millionen € im ersten Quartal 2014
aus.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Das ist bei allen Schwierigkeiten ein hoffnungsvol-
les Zeichen. Herr Kubicki, somit kann durchaus
von einem Erfolg der im Jahr 2009 auf den Weg
gebrachten Maßnahmen gesprochen werden. - Vie-
len Dank.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank. - Für die Fraktion von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN hat Herr Abgeordneter Rasmus
Andresen das Wort.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Vielleicht kennen Sie die Re-
densart: „Schuldest du einer Bank weniger als eine
Million, hast du einen Gläubiger. Schuldest du
mehr als eine Million, hast du einen Partner.“

Im Fall der HSH Nordbank und des Landes
Schleswig-Holstein ist die Gemengelage etwas an-
ders. Richtig ist aber, dass wir uns in einer zweifel-
haften Schicksalsgemeinschaft befinden. Die HSH
ist untrennbar mit dem Vermögen des Landes ver-
bunden.

Ja, die HSH Nordbank ist und bleibt ein Haushalts-
risiko für das Land. Die Fehlentscheidungen, über-
zogene Selbsteinschätzungen und krumme Ge-
schäfte haben in den vergangenen Jahren kein gutes
Licht auf die Bank geworfen. Je länger die Schiff-
fahrtskrise anhält, umso schwieriger wird die Lage
für die Bank.

Nun legt die Oppositionsfraktion FDP kurz vor der
Europawahl und vielleicht auch ein bisschen getrie-
ben von der Konkurrenz, die sich durch die AfD er-
gibt,

(Unruhe FDP)

eine Mischung aus Vergangenheitsbewertung und
Festlegung für die Zukunft vor. Ich sage Ihnen,
dass Ihr Antrag nicht viel mehr ist als billiger Ban-
kenpopulismus.
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(Lachen Christopher Vogt [FDP])

Die FDP könnte ihren etwas zu simplen Antrag zur
Garantieerhöhung niemals stellen, wenn sie noch in
Regierungsverantwortung wäre. Das hätten Sie nie-
mals machen können. Das liegt nicht nur daran,
dass der Kollege Koch schon viele zutreffende Ein-
wände gegen Ihren Antrag präsentiert hat. Ihr
Glück ist, dass Sie jetzt wieder in der Opposition
sind und dementsprechend ein bisschen freier for-
mulieren können.

(Christopher Vogt [FDP]: Kein Neid!)

Mit Ihrem Antrag erwecken Sie den Anschein, es
stünden aktuell Finanzhilfen an. Auch darauf hat
der Kollege Koch schon hingewiesen: Das ist mit-
nichten der Fall. Deswegen sollte man nicht ein-
fach, um noch schnell eine Schlagzeile zu produzie-
ren, hier solche Anträge einbringen.

(Beifall Lars Winter [SPD] - Wolfgang Ku-
bicki [FDP]: Warten Sie noch einmal drei
Monate!)

- Sie waren ja auch sehr stark gegen die Garantie-
erhöhung. Sie wissen aus der Historie, dass auch
wir Grüne uns immer wieder schwergetan haben
bei der Frage, ob eine Garantieerhöhung für die
HSH Nordbank richtig oder falsch ist. Wir können
uns ja einmal anschauen, was das Ergebnis der Ab-
wägung, bei der Sie im letzten Jahr zu einem ande-
ren Schluss gekommen sind als wir, eigentlich be-
deutet hat. Da müssen wir jetzt feststellen, dass die
Garantieerhöhung, die wir hier letztes Jahr be-
schlossen haben, die Bank nachhaltig stabilisiert
hat.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD - Christopher Vogt [FDP]: Nachhaltig?)

Herr Kubicki, Ihr Kollege, der im Beteiligungsaus-
schuss sitzt, Herr Garg, weiß es auch, weil - man
darf nicht daraus berichten - er in diese Richtung
auch Fragen gestellt hat. Man kann feststellen, dass
die Kernkapitalquote der Bank zurzeit bei über
16 % liegt. Ich kann Ihnen sagen, dass das ohne
Garantieerhöhung niemals der Fall gewesen wäre.

Ich gehöre nicht zu denen, die hier stehen und im-
mer die Lage der Bank und das Agieren der Bank
verteidigen. Es wäre aber auch falsch, wenn man
ausblendet, dass die Garantieerhöhung aus dem
letzten Jahr die Bank stabilisiert hat.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SPD)

Wir fragen uns jetzt auch zu Recht, ob die Bank
den Bankenstresstest übersteht und ob das Beihilfe-

verfahren noch mit weiteren Problemen verbunden
ist. Das alles will ich gar nicht abtun. Auch diesen
Fragen stellen wir Grüne uns sehr intensiv. Hätten
wir aber letztes Jahr beispielsweise die Garantieer-
höhung nicht beschlossen, dann hätten wir jetzt gar
nicht mehr die Gelegenheit, uns darüber Gedanken
zu machen, dann wären wir schon ganz woanders.

Das Sichern der finanziellen Überlebensfähigkeit
des Landes ist Maßstab unseres Handelns. Deswe-
gen sollte man sich hier nicht vorschnell durch be-
stimmte Formulierungen in die eine oder andere
Richtung festlegen, sondern man sollte immer das
im Blick haben, worauf es ankommt. Das ist der
Schutz des Landesvermögens, das Vermögen von
allen Schleswig-Holsteinerinnen und Schleswig-
Holsteinern.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Ich möchte vielleicht gern noch ein oder zwei Sätze
dazu sagen, dass auf europäischer Ebene viele Re-
formen in dem Bereich angestoßen wurden. Da bin
ich als Grüner sehr, sehr dankbar, dass wir so kluge
Leute wie unseren Europaabgeordneten Sven Gie-
gold haben, der bei diesen ganzen Bankenrefor-
men sehr maßgeblichen Anteil daran hat, dass ab
jetzt auch in Zukunft präventiv dafür gesorgt wird,
dass die Fehler, die in der Vergangenheit - auch bei
der HSH - gemacht worden sind, so in Zukunft
nicht mehr gemacht werden. Diese Reformen auf
europäischer Ebene gehören auch dazu, wenn man
über Bankenpolitik spricht und diskutiert. Sie ma-
chen es für die HSH Nordbank - vielleicht auch in
der aktuellen Lage - nicht unbedingt einfacher. Sie
sind aber notwendig, damit man in Zukunft in sol-
che Probleme nicht mehr hineingerät.

(Beifall Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

Wir lehnen den Antrag der FDP aus voller Über-
zeugung ab. Herr Koch hat die beiden Teile schon
beschrieben, der eine ist Vergangenheitsbewälti-
gung, der andere ist überflüssig. Wir beschäftigen
uns ein bisschen konstruktiver mit der Situation der
HSH Nordbank. Wie gesagt, die oberste Maxime ist
der Schutz des Landesvermögens. Das war vorher
für uns so, und das ist auch nach dieser Debatte
heute noch so. - Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)
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Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort hat Herr Abgeordneter Torge Schmidt für
die Fraktion der PIRATEN.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen
und Herren! Waren die Rettungsmaßnamen für
die HSH Nordbank 2009 ein Fehler? - Diese Fra-
ge stellt die FDP-Fraktion in den Raum dieses Ho-
hen Hauses. Nun gut, unsere Fraktion war damals
noch nicht Mitglied dieses Parlaments. Der damals
gewählte Weg war einer von vielen. Dieses Parla-
ment ist ihn gegangen, und ich glaube, es ist zu
früh, um einzuschätzen, ob es ein Erfolg oder ein
Fehler war.

(Beifall PIRATEN)

Endgültig bewerten können wir dies, glaube ich,
erst, wenn wir wissen, wie viel Verlust auf die Ga-
rantie endgültig abgerechnet wurde, wenn wir also
wissen, wie hoch der Schaden für das Land tatsäch-
lich ist. Aber genauso, wie wir nicht sagen können,
ob die Sunrise-Garantie ein Fehler war, können wir
nicht sagen, ob dies ein Erfolg war. Abgerechnet
wird zum Schluss, wie es so schön heißt.

Wenn man der Finanzministerin zuhört, sagt sie re-
gelmäßig, dass die HSH Nordbank eines der größ-
ten Risiken für den Landeshaushalt ist. Ich sage
Ihnen etwas: Frau Heinold hat damit recht. Der
letzte Jahresabschluss der Bank macht uns große
Sorgen. Wir stehen mitten in einem Beihilfeverfah-
ren der EU, obendrein steht auch noch der Stress-
test durch die EZB an, und die Schifffahrt läuft
weiter nicht so, wie wir uns das vorstellen. Uns
bleibt erst einmal nur, darauf zu hoffen, dass alles
glattgeht.

Positiv kann man jedoch noch erwähnen, dass die
Gewährträgerhaftung sich bis Ende 2015 auf 3 Mil-
liarden € reduzieren wird. Hier hat sich in den letz-
ten Monaten ein Risiko für das Land drastisch redu-
ziert. Das wird sich natürlich auch weiter reduzie-
ren, und das ist gut so.

Unser Ziel sollte es nach wie vor sein, dass wir den
Schaden für das Land so gering wie möglich halten.
Wenn wir es schaffen, mit einem blauen Auge aus
der Situation herauszukommen, dann wäre das ein
Erfolg.

(Beifall PIRATEN, Thomas Rother [SPD]
und Lars Winter [SPD])

Wenn also die Garantieprämien, die die HSH Nord-
bank an unseren Finanzfonds zahlt, ausreichen, um

den Verlust aus den Geschäften der Bank zu
decken, dann wäre die Sunrise-Garantie am Ende
ein Erfolg.

Vor dem Hintergrund lehnen wir den Antrag der
FDP ab. Ich halte auch eine generelle Aussage, dass
wir eine weitere Eigenkapitalzufuhr ablehnen,
zum jetzigen Zeitpunkt für falsch. Kein Mensch re-
det in diesem Parlament davon, außer der FDP.

(Christopher Vogt [FDP]: Von Oesterreich! -
Wolfgang Kubicki [FDP]: Von Oesterreich
redet auch davon, der Bank-Vorstandsvorsit-
zende!)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Garg?

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Ja, gern. Der redet jetzt von der Kapitalzufuhr.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Herr Kollege
Schmidt, es mag sein, dass kein Mensch au-
ßer der FDP im Moment in diesem Landtag
darüber redet, aber Sie haben sicherlich re-
cherchiert: Können Sie sich daran erinnern,
dass auch kein Mensch außer der FDP 2005,
2006, 2007 davon geredet hat, die Landes-
anteile an der HSH Nordbank zu verkaufen?
Und würden Sie mir zustimmen: Hätte man
der FDP damals zugehört und das in die Tat
umgesetzt, müssten wir heute über diese Pro-
bleme gar nicht sprechen?

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das stimmt ja auch, aber darum
geht es nicht!)

- Herr Garg, ich habe den Luxus, da ich noch rela-
tiv jung bin und noch nicht Mitglied dieses Parla-
ments in der letzten Legislaturperiode war, Ihnen
voll und ganz Recht zu geben. Aber diese Diskussi-
on bringt uns, glaube ich, zum jetzigen Zeitpunkt
nicht weiter. Hätten wir die HSH Nordbank damals
verkauft, so wie es die FDP gefordert hat, was rich-
tig gewesen wäre zu diesem Zeitpunkt, dann hätten
wir das Problem jetzt nicht mehr.

(Beifall PIRATEN und Dr. Marret Bohn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber auf der anderen Seite bringt es uns jetzt nichts
mehr, darüber zu diskutieren, was wir wenn damals
gemacht hätten.
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In der jetzigen Situation stehen wir hier und haben
eine Bank. Die Sunrise-Garantie wurde damals
beschlossen. Ich hätte sie vielleicht damals nicht so
beschlossen, aber wir müssen mit der Situation jetzt
umgehen und sehen, dass wir bestmöglich da her-
auskommen. Wie gesagt, der Weg wurde von die-
sem Parlament damals mit der Sunrise-Garantie
eingeschlagen. Ich glaube, wir müssen den Weg
jetzt zu Ende gehen. So ist das dann einfach. Da
hilft es jetzt auch nicht, dass die FDP-Fraktion die-
sen Antrag stellt. Wie gesagt, man kann heute nicht
beurteilen, ob die Sunrise-Garantie ein Fehler war.
Das wissen wir nicht. Herr Kubicki kann recht ha-
ben, dass es im nächsten Monat alles ganz schreck-
lich wird.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: August!)

Dann muss man schauen, wo wir dann stehen.

(Beifall PIRATEN und Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Auf der anderen Seite kann es auch anders ausse-
hen, zum Beispiel dadurch, dass der Schiffsmarkt
auf einmal wider Erwarten explodiert und die Bank
auf einmal Rendite ohne Ende abwirft. Es gibt ein
riesengroßes Spektrum. Ich glaube, wir müssen ab-
warten, was mit dieser Bank passiert. Ich bin froh
darüber, wenn sich zum Beispiel die Gewährträ-
gerhaftung auf knappe 3 Milliarden € reduziert.
Dann haben wir einen Riesenbatzen an Risiko we-
niger bei dieser Bank. Das hilft dem Land doch nur
weiter. Der Weg, der damals eingeschlagen wurde,
mag vielleicht nicht der beste gewesen sein, aber
dieses Parlament hat diesen Weg eingeschlagen,
und man muss ihn dann auch zu Ende gehen. Alles
andere wäre meiner Meinung nach unvernünftig.

Der Antrag der Koalition beschreibt wiederum den
Ist-Zustand, in dem wir uns gerade befinden. Es
sollte weiterhin Ziel unserer Politik hier im Haus
sein, dass der Schutz des Landesvermögens oberste
Priorität hat. Deswegen stimmen wir auch dem An-
trag der Koalition zu. - Ich danke Ihnen.

(Beifall PIRATEN, SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Das Wort für Abgeordneten des SSW hat Herr Ab-
geordneter Lars Harms.

Lars Harms [SSW]:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Da der Kollege Kubicki vorhin auch auf

die Rettung 2009 eingegangen ist, möchte ich ihm
natürlich beipflichten: Klar, es wäre besser gewe-
sen, den Bund mit ins Boot zu holen. Es hat zu ei-
nem gewissen Zeitpunkt auch ein zeitliches Fenster
gegeben - das hat uns Herr Steinbrück auch bestä-
tigt -, in dem das möglich gewesen wäre. Dann wä-
re das Risiko auf mehrere Schultern verteilt gewe-
sen. Dann hätten wir natürlich hier auch weniger
Sorgen. Dann hätten wir nicht keine Sorgen, aber
wir hätten weniger Sorgen. Das ist zumindest im-
mer noch unsere Auffassung.

Das nützt nur nichts. Es ist damals eine Entschei-
dung durch die damalige Regierung und die sie tra-
genden Koalitionsfraktionen getroffen worden. Da-
mit müssen wir jetzt eben leben, damit müssen wir
jetzt umgehen. So ist das in einer Demokratie. Das
ist mit Mehrheit beschlossen worden. Da muss man
jetzt natürlich genau schauen, was man jetzt noch
bei der Situation, die wir jetzt haben, entsprechend
ändern kann. Wenn man sich das jetzt ansieht, kann
man schon sagen, dass die HSH Nordbank ihren
Kurs - sagen wir einmal - geschäftspolitisch geän-
dert hat.

Seit einigen Jahren versucht sie nun, auf dem be-
schränkten Niveau einigermaßen erfolgreich den
Kurs als Bank für Unternehmer zu fahren. Das
funktioniert auch, aber eben nicht in allen Berei-
chen kann die Bank zugegebenermaßen schnelle
Erfolge vorweisen. Das Gegenteil ist der Fall, denn
die HSH Nordbank kann sich heute immer noch
nicht richtig von der Schifffahrtskrise erholen.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Bemerkung
des Herrn Abgeordneten Koch?

Lars Harms [SSW]:

Selbstverständlich gern, klar.

Tobias Koch [CDU]: Herr Kollege Harms,
auch wenn Sie hier wirklich Vergangenheits-
bewältigung betreiben: Sie sagten gerade, es
habe ein Zeitfenster gegeben, in dem die Be-
teiligung des Bundes möglich gewesen wä-
re. Das war immer unstrittig. Dieses Zeitfen-
ster war aber schon im Herbst 2008. Es hat
auch keine Entscheidung unserer Landesre-
gierung gegeben, sondern es ist damals an
der Gesamtheit der Länder gescheitert, weil
Länder wie Bayern oder Nordrhein-Westfa-
len damals gesagt haben: Wir wollen unsere
Landesbank selbst retten. - Nehmen Sie das
bitte zur Kenntnis.
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- Nein, lieber Kollege Koch, dem war natürlich
nicht so, sondern Herr Steinbrück hat bestätigt, dass
es für die Banken jeweils einzeln die Möglichkeit
gegeben hätte und auch das Land Schleswig-Hol-
stein gemeinsam mit Hamburg für seine HSH
Nordbank diesen Weg hätte gehen können. Das
macht aber nichts. Es ist eh vergossene Milch, wie
der Kollege Kubicki sagt. Das Thema ist durch.
Wir müssen uns jetzt um das Heute kümmern.

Wir wissen heute, dass die Zahlen, die die Schiff-
fahrtskrise betreffen, problematisch sind. Sie spre-
chen ein deutliches Warnsignal. Dass sich die ho-
hen Verluste mit einem solchen Kurswechsel nicht
per Fingerschnipp korrigieren lassen, dürfte in die-
sem Fall keine Überraschung sein. Geduld ist des-
halb das Stichwort, wenn auch nur vorsichtig bis zu
einer gewissen Frist.

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine weitere Be-
merkung des Herrn Abgeordneten Dr. Stegner?

Lars Harms [SSW]:

Klar.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Lieber Herr Kolle-
ge Harms, vielleicht kann ich ja zur Aufklä-
rung beitragen. Es hat seinerzeit in der Tat
Bemühungen, auch des Landes Schleswig-
Holstein, gegeben, mit dem Bund darüber zu
reden, ob es eine Möglichkeit gibt. Ob das im
Zweifelsfall am Ende billiger gewesen wäre,
wie Herr Kubicki behauptet, weiß ich nicht.
Am Ende ist es dann aber in der Tat an der
Gesamtheit der Länder gescheitert. Im Ge-
spräch mit den fünf CDU-Ministerpräsiden-
ten und dem Bund ist es anders entschieden
worden. Es hat aber Bemühungen gegeben -
das haben wir auch vor dem Untersuchungs-
ausschuss ausgesagt -, zu prüfen, ob man das
im Bund nicht machen kann. Denn die
Grundsatzrichtung, das zu versuchen - an der
Stelle stimme ich Herrn Kubicki zu - haben
wir für vernünftig gehalten und haben es
auch versucht. Das ist der Grund, warum es
nicht dazu gekommen ist. Es ist wichtig, das
hier noch einmal festzuhalten.

- Lieber Kollege Stegner, es mag sein, dass sich die
Länder auf ein gemeinsames Vorgehen geeinigt ha-
ben. Ihr sozialdemokratischer Kollege aber, Herr
Steinbrück, hat uns in seiner Eigenschaft als dama-
liger Finanzminister mitgeteilt, wir hätten es auch

allein mit ihm regeln können, und er hätte auch
kein Problem gehabt, darüber ernsthaft zu reden.

(Rainer Wiegard [CDU]: Das stimmt nicht,
das ist falsch!)

Wenn man aber politisch mit anderen Ländern eine
andere Linie absteckt, ist das natürlich okay. Für
den, der aber die Vergangenheitsbewältigung wei-
ter betreiben will, gibt es die wunderbaren Proto-
kolle des damaligen Untersuchungsausschusses.
Da steht alles drin. Es geht jetzt aber um das Hier
und Jetzt, und die nächsten ein bis zwei Jahre wer-
den zeigen, ob der Kurswechsel der Bank sein Ziel
erreicht. Prognosen können wir an dieser Stelle
zwar machen, jedoch werden sie uns wenig nützen,
da man die Zukunft trotzdem nicht voraussagen
kann. Dieses Jahr wird sicherlich kein leichtes Jahr
für die Bank. Soviel können wir jetzt schon sagen.
Das ist also der Status quo.

Doch entscheidend ist umso mehr, wie es um die
Bank in der Zeit nach dem Stresstest, nach den lau-
fenden Prüfverfahren durch Brüssel und nach einer
völligen Etablierung des Neugeschäftsverlaufs
steht. Zum kommenden Jahreswechsel wird die
Europäische Kommission ihre Ergebnisse darüber
präsentieren. Erst wenn die Ergebnisse auf dem
Tisch liegen, kann man über Weiteres beraten. Jetzt
den Kurs zu wechseln, wäre alles andere als hilf-
reich. Jetzt sollten alle Beteiligten an einem Strang
ziehen, um das laufende Geschäft der Bank so gut
wie möglich zu unterstützen. Das Land hat der
HSH Nordbank geholfen. Wir haben die Garantie
für die Bank wieder auf 10 Milliarden € erhöht und
so dazu beigetragen, dass sich die Eigenkapitalseite
in der Bilanz der Bank markant zum Positiven ge-
ändert hat. Es ist also festzustellen, dass die Hilfe
des Landes bei den jetzigen Bedingungen gewirkt
hat. Wir hoffen und sind davon überzeugt, dass die-
se Maßnahme auch bei den Stresstests, die vor der
Bank liegen, wirkt.

Jammern hilft da nicht. Eine Garantie für eine lang-
fristige Lebensfähigkeit der Bank gibt es auch im
Falle der HSH Nordbank nicht. Das unterscheidet
sie im Übrigen auch nicht von anderen Banken. Je-
denfalls bekäme man eine solche Konkurrenz- und
Lebensfähigkeit sicher nicht geschenkt. Denn klar
ist doch, dass man etwas dafür tun muss. Alles, was
man jetzt machen kann, ist, eine Grundlage hierfür
zu schaffen. Daran wollen wir auch festhalten.

Wie ich schon sagte, gilt es jetzt, die kommenden
Bewertungen abzuwarten. Vorwürfe und Beschul-
digungen sind dabei wenig zielführend, zumal sie
nicht neu sind. Von daher muss man sich an dieser
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Stelle einmal Gedanken machen, wie es für die Zeit
nach der Bewertung durch die Kommission weiter-
gehen kann. Die Bewertung wird mit Sicherheit
auch Kritikpunkte enthalten. An diesen Punkten
müssen die Bank, wie auch wir als Politik, arbeiten.
Bei allen Entscheidungen hat für uns Priorität, dass
das Landesvermögen geschützt wird.

Der einzige Fehler, der gemacht werden kann, ist
Stillstand. Doch die Zuständigen werden gewiss
nicht die Füße hochlegen. Von daher bin ich recht
zuversichtlich, dass sich die Bank und somit auch
ihr Geschäftsleben weiterentwickeln kann und na-
türlich auch muss. Eine andere Wahl wird uns wohl
auch nicht übrig bleiben. Bis dahin geht es darum,
die Fassung zu wahren und den eingeschlagenen
Weg bis zur Wertung aus Brüssel weiter zu be-
schreiten. Hektik und Populismus sind da der
falsche Ratgeber. Deswegen ist es klug, dass wir
einfach das, was wir ohnehin schon tun, noch ein-
mal per Beschluss beschließen.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Für die Landesregierung erteile ich der Finanzmini-
sterin, Frau Monika Heinold, das Wort.

Monika Heinold, Finanzministerin:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Sie
haben es erwähnt, ich gehörte 2009 zu denjenigen,
die gegen das Rettungspaket gestimmt haben. Be-
zogen auf den damaligen Zeitpunkt und bezogen
auf meinen damaligen Kenntnisstand war das gut
begründbar. Obwohl das so ist, kann ich sagen: Ich
würde und werde mir in keiner Weise die Behaup-
tung anmaßen, dass die damalige Entscheidung des
Landtags ein Fehler war. Denn, wenn ich das be-
haupten wollte, müsste ich ja zum einen wissen,
wie sich die Dinge entwickelt hätten, wenn das Ret-
tungspaket damals keine Mehrheit gefunden hätte,
und ich müsste zum zweiten auch vorhersagen kön-
nen, wie sich die Bank in den nächsten Monaten
und Jahren weiterentwickeln wird. Beides ist aber
nicht möglich. Keiner hier im Saal, außer vielleicht
Herr Kubicki, kann mit Sicherheit sagen, was pas-
siert wäre und was es das Land gekostet hätte,
wenn das Rettungspaket damals nicht auf den Weg
gebracht worden wäre.

(Beifall Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN] und Dr. Ralf Stegner [SPD])

Hätte man den SoFFin doch noch dazu bewegen
können - und hier passt schön der Spruch „Hätte,
hätte, Fahrradkette“, weil er mit der richtigen Per-
son verbunden ist -, Eigenkapital für die HSH
Nordbank zuzuschießen? Wie teuer wäre uns eine
sofortige unkontrollierte Abwicklung der Bank ge-
kommen, oder was hätte alternativ ein kontrollierter
Abbau gekostet? All das wissen wir nicht. All das
ist reine Spekulation. Das Gleiche gilt für die Fra-
ge, wie sich die Bank in Zukunft weiterentwickeln
wird.

Wenn wir in Sachen HSH Nordbank in den letzten
Jahren etwas gelernt haben, dann ist es doch, dass
wir, die Politik, die Entwicklung der Bank nur
punktuell beeinflussen können. Vieles ist von äuße-
ren Entwicklungen abhängig, die unserem Zugriff
weitgehend entzogen sind: die Entwicklung der
weltweiten Schiffsmärkte, die Entwicklung des
Dollarkurses, aber auch die Entscheidung der Euro-
päischen Kommission im Beihilfeverfahren oder
die Einstufung der Ratingagenturen. All das können
wir, wenn überhaupt, nur bedingt beeinflussen. Die
Finanzministerin hat ebenfalls keine Glaskugel, und
weil das so ist, kann ich weder sagen, wie sich die
Dinge ohne Rettungspaket entwickelt hätten, noch
kann ich mit Sicherheit vorhersagen, wie sich die
Dinge in Zukunft weiterentwickeln werden.

Mit Sicherheit kann ich allerdings vier Dinge fest-
stellen. Erstens. Die Gewährträgerhaftung des
Landes hat sich seit der Verabschiedung des Ret-
tungspakets von circa 56 Milliarden € - das ist er-
wähnt worden - auf aktuell circa 20 Milliarden €
verringert. Bis Ende 2015 wird diese Summe noch
weiter deutlich abschmelzen auf dann 2,7 Milliar-
den €.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Zweitens. Das Geschäftsmodell der Bank und die
weltweiten Schiffsmärkte haben sich nicht so gut
entwickelt wie man 2009 erhofft hat.

Drittens. Der Bank ist es gelungen, ihr Neugeschäft
in 2013 um 12 % zu erhöhen, auf jetzt 7,6 Milliar-
den €.

Viertens. Die Wiederaufstockung der Garantie in
2013 hat dazu geführt, dass die harte Kernkapital-
quote der HSH zum Jahresende 2013 bei stabilen
11,7 % lag.

Die HSH Nordbank ist - das ist gesagt worden -
nach wie vor das größte Haushaltsrisiko des Lan-
des. Deshalb wäre es verantwortungslos, wenn ich
mich als Finanzministerin an Spekulationen über
die HSH Nordbank beteiligen würde. Über Sach-
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verhalte, die zurzeit nicht auf der Agenda stehen
und hoffentlich zukünftig auch nicht stehen werden,
diskutiere ich nicht in einer öffentlichen Landtags-
sitzung.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Dass ich gern bereit bin, den Landtag umfassend
und transparent über alle Belange der HSH Nord-
bank in nicht öffentlicher Sitzung zu informieren,
habe ich - so hoffe ich auf jeden Fall - in den letz-
ten beiden Jahren gezeigt. Dabei soll es auch blei-
ben.

Auch in diesem Jahr steht die Bank vor großen He-
rausforderungen. Sie muss durch den Stresstest
der EZB. Sie muss im noch laufenden Beihilfever-
fahren die EU-Kommission davon überzeugen, dass
ihr Geschäftsmodell trägt, und sie muss ihr Neuge-
schäft weiter ausbauen und Risiken weiter abbauen.
Die Landesregierung wird die Bank bei allen not-
wendigen Entscheidungen unterstützen. Wir haben
externe Berater, die uns dabei helfen.

Das Land hat gegenüber den Ratingagenturen
mehrfach deutlich gemacht, dass die HSH Nord-
bank für Norddeutschland ein wichtiger Wirt-
schaftsfaktor ist. Auch im laufenden EU-Verfahren
werden wir uns für die Bank einsetzen - so, wie es
die CDU/SPD-Regierung 2009/2010 gemacht hat,
und so, wie es die CDU/FDP-Regierung 2011 ge-
macht hat.

Der Schutz unseres Landesvermögens steht für uns
bei allen im Zusammenhang mit der HSH Nord-
bank notwendigen Entscheidungen an oberster Stel-
le. So haben wir es bisher gehandhabt, und so wer-
den wir es auch in Zukunft handhaben. - Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsidentin Marlies Fritzen:

Vielen Dank Frau Ministerin. - Meine Damen und
Herren, ich sehe keine weiteren Wortmeldungen.
Deshalb schließe ich die Beratung.

Ich werte den Verlauf der Debatte so, dass wir zu
einer Abstimmung in der Sache kommen. Ist das
richtig? - Ja.

Dann schlage ich Ihnen abweichend von der Ge-
schäftsordnung vor, den vorliegenden Änderungs-
antrag zu einem selbstständigen Antrag zu erklären.
- Widerspruch sehe ich nicht.

Ich lasse zunächst über den Antrag der FDP-Frakti-
on, Drucksache 18/1851, abstimmen. Wer diesem
Antrag seine Zustimmung erteilen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen. - Das sind die Kollegin-
nen und Kollegen der FDP-Fraktion. Wer lehnt die-
sen Antrag ab? - Das sind die Abgeordneten von
CDU, PIRATEN, SSW, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und SPD. - Enthaltungen sehe ich nicht. Da-
mit ist der Antrag der FDP-Fraktion gegen ihre ei-
genen Stimmen abgelehnt worden.

Ich lassen dann über den Antrag der Fraktionen von
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten des SSW, Drucksache 18/1900, abstim-
men. Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. - Das
sind die Abgeordneten von SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, SSW und PIRATEN. Wer lehnt
diesen Antrag ab? - Das sind die Kolleginnen und
Kollegen der FDP-Fraktion. Wer enthält sich? -
Das sind die Abgeordneten der Fraktion der CDU.
Damit ist dieser Antrag mehrheitlich angenommen.

Meine Damen und Herren, ich schließe die Bera-
tungen für den heutigen Tag und unterbreche die
Tagung bis morgen früh um 9 Uhr. Ich wünsche Ih-
nen allen einen angenehmen Abend!

(Zurufe: 10 Uhr!)

- Entschuldigung. Ich meinte natürlich 10 Uhr.
Ausgerechnet ich! Nein, nicht um 9 Uhr! Der frühe
Vogel fängt den Wurm, aber nein, wir fangen um
10 Uhr an.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 18:22 Uhr
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Anhang
Reden zu Protokoll

Landesliegenschaften: Parken und Laden für
Fahrzeuge mit Elektroantrieb

Antrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
Drucksache 18/1738

Christopher Vogt [FDP]:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Als
2009 von der damaligen schwarz-roten Koalition
auf Bundesebene der „Nationale Entwicklungsplan
Elektromobilität“ vorgestellt worden ist, waren die
darin beschriebenen Ziele bereits sehr ambitioniert.
Eine Million Elektroautos sollten bis 2020 auf deut-
schen Straßen fahren und bis 2050 sollte zumindest
der Stadtverkehr dann vollkommen auf fossile
Brennstoffe verzichten. Letzteres halte ich zwar
noch für möglich, aber an die eine Million Elektro-
autos bis zum Jahr 2020 glaube ich ehrlich gesagt
nicht. Einmal abgesehen davon, dass ich solche
Zielvorgaben von Seiten einer Bundesregierung
ziemlich befremdlich finde - so etwas erinnert mich
immer an 5-Jahres-Pläne und die haben in einer So-
zialen Marktwirtschaft nichts zu suchen -, halte ich
es aber für richtig, dass Bund, Länder und Kommu-
nen dazu beitragen wollen, dass die Elektromobili-
tät in Deutschland vorankommt.

Meine Damen und Herren, dass die aktuelle Koali-
tion an diesem ambitionierten Plan festhält, grenzt
aus meiner Sicht jedoch fast schon an Utopie. Be-
trachtet man die bisherigen Zulassungszahlen des
Kraftfahrzeugbundesamtes, dann sieht man, dass
aktuell gerade einmal wenige Tausend Fahrzeuge
mit Elektroantrieb angemeldet sind. Wenn man die
Hybridfahrzeuge dazu nimmt, kommt man auch nur
auf etwa 30.000 Fahrzeuge.

Meine Damen und Herren, wie gesagt: Grundsätz-
lich unterstützt meine Fraktion das Vorhaben, ver-
stärkt auf alternative Antriebsarten zu setzen. Vor
allem die Emissionsfreiheit bei Abgasen und Lärm
und die Unabhängigkeit von fossilen Energieträ-
gern sind ein riesengroßer Vorteil. Problematisch
sind jedoch das Laden der Batterien - also das Spei-
chern des Stroms, weil dies Pausen benötigt und da-
mit die Reichweite beziehungsweise die Nutzbar-
keit einschränkt.

Meine Damen und Herren, mit dem Voranbringen
der Elektromobilität könnten nicht nur Mobilitäts-
probleme gelöst werden, sondern auch zukünftige
Exportschlager ermöglicht werden. Dazu sollte

staatlicherseits vor allem die Forschung unterstützt
werden. Wir sollten uns politisch meines Erachtens
nicht auf eine alternative Antriebart versteifen. Ge-
rade für uns in Schleswig-Holstein wäre beispiels-
weise auch noch der Antrieb mit Wasserstoff inter-
essant und denkbar, weil wir durch die vielen de-
zentral gelegenen Windkraftparks durchaus auch
auf dem Land den Treibstoff hierfür produzieren
könnten.

Meine Damen und Herren, zum Antrag der Koaliti-
onsfraktionen: Es ist richtig: Es fehlt an Ladestatio-
nen und das Land kann mit Sicherheit einen Beitrag
leisten. Ein Konzept der Landesregierung hierzu
kann also nicht schaden - im Gegenteil. Ich frage
mich aber schon, inwieweit das Land hier mit sei-
nen Liegenschaften einen wirklich sinnvollen Bei-
trag zur Verbesserung der Versorgung mit Ladesta-
tionen leisten kann und ob dies die Verbreitung der
Fahrzeuge in Schleswig-Holstein wirklich voran-
bringen wird. Der Umweltminister hat zwar bereits
angekündigt, dass die Landesregierung in Zukunft
auch auf Elektrofahrzeuge setzen will. Man darf ge-
spannt sein, wie das in einem Flächenland wie
Schleswig-Holstein dann umgesetzt wird. Ich glau-
be, ohne private Partner wird das Land hier eine
Bauchlandung hinlegen. Insofern sollte das Kon-
zept der Landesregierung schon etwas globaler an
das Thema herangehen.

Meine Damen und Herren, sehr geehrte Kollegen
von der Koalition, es ist ja auch nett, dass Sie den
Mittelstand beziehungsweise die kleinen und mitt-
leren Unternehmen für sich entdeckt haben und för-
dern wollen und dies dann auch entsprechend in Ih-
rem Antrag erwähnen. Aber wenn ich mich richtig
erinnere, muss sich auch die Landesregierung an
das geltende Vergaberecht halten.

Meine Damen und Herren, wenn diese Technologie
es schaffen sollte, die Grünen mit dem motorisier-
ten Individualverkehr zu versöhnen, dann wäre das
ja schon mal was. Aber ich weise darauf hin, dass
auch Elektroautos auf eine gute Infrastruktur und
befahrbare Straßen angewiesen sind.

Wie dem auch sei: Wir unterstützen die Intention
des Antrages, sollten diesen aber noch einmal im
Wirtschaftsausschuss näher beleuchten. - Vielen
Dank für die Aufmerksamkeit.
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